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Erhöhung der Biogasproduktion und Sicherung 

einer effektiven Verwertung des Biogases in der Wasserwirtschaft 


Brigitte BARTHLMC 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Dresden 

Auftragsleiter Biogasverwertung des Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 


Im Bericht des X. Parteitages der SED 
wurde unter den 10 Punkten der ökono¬ 
mischen Strategie festgelegt, daß die volks¬ 
wirtschaftliche Aufgabe darin besteht, für 
die Gewinnung und effektive Verwertung 
des bei der Aufbereitung von organischen 
Abfallstoffen anfallenden Biogases den not¬ 
wendigen wissenschaftlich-technischen Vor¬ 
lauf zu schaffen. Dies betrifft in erster Linie 
das bei der anaeroben Behandlung von 
Klärschlamm und landwirtschaftlichen Ab¬ 
produkten anfallende Biogas sowie das bei 
der Müllbeseitigung entstehende Deponie¬ 
gas. 

Der Energieträger Biogas ist eine ständig 
sich erneuernde Sekundärenergieressource, 
die mit einem Heizwert von äs 23 MJ/m 3 
den l,6fachen Heizwert von Stadtgas auf¬ 
weist. 

Entsprechend der „Verordnung über die 
Energiewirtschaft in der DDR“ — Energie¬ 
verordnung — vom 30. Oktober 1980 sind 
nach § 4 Betriebe, in deren Energiewirt¬ 
schaft Anfallenergie entsteht, zur Nutzung 
dieser Anfallmenge verpflichtet. Sie haben 
die dazu geeigneten Anlagen zu errichten 
und zu betreiben oder die Anfallenergie an 
andere Energieabnehmer abzugeben. 

Mit dieser Festlegung und dem Minister¬ 
ratsbeschluß vom 29. Januar 1981 wird die 
Wasserwirtschaft verpflichtet, Vorausset¬ 
zungen für eine Steigerung der Biogaspro¬ 
duktion und für eine effektive Verwertung 
des Biogases zu schaffen. Zur Wahrneh¬ 
mung der Verantwortung des Wirtschafts¬ 
zweiges Wasser hat der Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates und Mini¬ 
ster für Umweltschutz und Wasserwirt¬ 
schaft, Dr. Haris Reichelt, im Februar die 
Einsetzung eines Auftragsleiters Wissen¬ 
schaft und Technik für die Biogasverwer¬ 
tung verfügt. Die Arbeit des Auftragsleiters 
soll in erster Linie die vielfältigen Initiati¬ 
ven auf diesem Gebiet zusammenfassen und 
zielgerichtet auf die Schwerpunkte in der 
wissenschaftlich-technischen Arbeit lenken. 
Darüber hinaus sind einheitliche Anforde¬ 
rungen an die Bereiche der Volkswirtschaft 
zu formulieren, die entsprechend ihrer Ver¬ 
antwortung die materiell-technischen Vor¬ 
aussetzungen für eine effektive Verwendung 
des Biogases bzw. Deponiegases zu schaffen 
haben. 

Es wird davon ausgegangen, daß das Biogas 
vorrangig 

— zur Erwärmung des Schlammes im Faul¬ 
prozeß, 


— zur Deckung des Wärmebedarfs der 
ABA, 

— zur Erzeugung von Elektroenergie, 

— zur Intensivierung von Verfahrensstufen 
der Abwasser- und Schlammbehandlung 
sowie 

— zur Substitution von Vergaser- und 
Dieselkraftstoff 

genutzt wird. 

Analoge Forderungen bestehen für das De¬ 
poniegas, das im Unterschied zum Biogas 
nur einen Methananteil unter 50 Prozent 
hat, aber durch Anfallmenge und relativ 
einfache Gewinnungsmöglichkeit volkswirt¬ 
schaftlich interessant ist. 

In der Zusammenarbeit mit der Landwirt¬ 
schaft und der Kommunalwirtschaft — den 
potentiellen Partnern bei der Bereitstellung 
von Biogas — sind aufeinander abge¬ 
stimmte Verwertungskonzeptionen mit ein¬ 
heitlichen Forderungsptogrammen ah die 
Ausrüstungsproduzenten der Industrie zu 
erarbeiten. Damit ist die Errichtung von 
Gemeinschaftsanlagen zur Verwertung des 
Biogases zu fördern bzw. sind Prämissen 
für niedrige Investitions- und Betriebskosten 
zu setzen. 

Das Ziel besteht in einem weitgehend 
energieautarken Betrieb der Kläranlagen 
bzw. der Deponien, einer deutlichen Stabili¬ 
sierung und Intensivierung des technolo¬ 
gischen Prozesses sowie der Reduzierung 
der Kosten für die. Abwasser- und 
Schlammbehandlung. 

Besondere Bedeutung kommt dem Einsatz 
von Biogas zur Energieaufwandsminimie¬ 
rung durch die Wärme-Kraft-Kopplung in 
Form des Blockheizkraftwerkes (BHKW) 
durch 

— Verminderung des Bezuges von Elektro¬ 
energie, 

— Kombination des BHKW mit elektro- 
betriebenen Wärmepumpen zur Nutzung 
des Wärmepotentials des Abwassers und 
des Faulschlammes, 

— Nutzung der Abwärme des BHKW zur 
Wärmeversorgung der Anlage 

zu. 

Weiterer Schwerpunkt ist der Einsatz von 
Biogas zum Betrieb von Kfz (vorwiegend 
Uberschußgas) und damit die Substitution 
von Dieselkraftstoff und Vergaserkraftstoff 
in Form des 

— Druckgasbetriebes (CNG) für Anlagen 
unter 5 000 m 3 /d Biogas und 

— des Flüssigmethanbetriebes (LNG) für 
Anlagen ^ 5 000 m 3 /d Biogas. 


Beide Varianten liefern ggf. über die 
Energieautarkie hinaus Alternativkraftstoff 
für die Betreibung der Fahrzeuge u. a. zur 
Sicherung der Transportprozesse der ABA 
(Schlamm transport). 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, 
daß Grundlage für jede Aktivität zur Bio¬ 
gasverwertung eine Energiestudie sein muß, 
die — ausgehend von den spezifischen Para¬ 
metern der ABA und deren territorialen Ge¬ 
gebenheiten — die volkswirtschaftlich effek¬ 
tivste Variante zur Verwertung des Biogases 
unter Berücksichtigung der Ausrüstungsbe¬ 
reitstellung und eines stufenförmigen Aus¬ 
baus enthält. Sie ist die Voraussetzung für 
energiewirtschaftliche Rekonstruktionen 
wie auch Investitionen auf ABA. 

Gegenwärtig wird eine Reihe von Pilotan¬ 
lagen im Bereich der Wasserwirtschaft er¬ 
richtet, die entsprechende Aussagen zur 
weiteren Anwendung biogasverwertender 
Systeme erbringen sollen. 

Dazu zählen: 

— der Einsatz eines österreichischen Jen- 
bach-Gasmotors auf einer ABA 

— der Einsatz eines fahrbaren W-50-Gas- 
motors mit Generator auf einer Deponie 

— der Einsatz einer Absorptionswärme¬ 
pumpe in einer Berliner ABA 

— die Errichtung einer CNG-Tankanlage 
auf einer Berliner ABA 

— die Errichtung einer LNG-Tankanlage 
auf einer ABA. 

Mit dieser Strategie und den vielfältigen In¬ 
itiativen der Werktätigen der Wasserwirt¬ 
schaft bei der Vorbereitung und Realisie¬ 
rung dieser Anlagen stellt sich die Wasser¬ 
wirtschaft den hohen Anforderungen der ra¬ 
tionellen Energieanwendung für die kom¬ 
menden Jahre. 

Ein abgestimmtes Programm zur weiteren 
Forcierung der Biogasgewinnung und der 
effektiven Verwertung ist die Voraussetzung 
für die Erfüllung der Verpflichtungen, die 
dem Wirtschaftszweig Wasser zur Vermin¬ 
derung des Energiebedarfes auf der Grund¬ 
lage wissenschaftlich-technischer Ergebnisse 
gestellt worden sind. 
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Erfahrungen und Ergebnisse bei der Durchsetzung 

der rationellen Energieanwendung in der Wasserwirtschaft 


Obering. Wolfgang MÜLLER 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Erfurt 

Auftragsleiter Rationelle Energieanwendung im VEB Kombinat Wassertechnik und Projektierung Wasserwirtschaft 


Vergegenwärtigen wir uns, daß in der Was¬ 
serwirtschaft der Einsatz der Elektroenergie 
an dritter Stelle der Kostenfaktoren steht — 
hinter Lohn, Abschreibungen — und in 
einigen spezifischen Anlagen sogar an zwei¬ 
ter Stelle, dann wird klar, welche Bedeu¬ 
tung die rationelle Energieanwendung bei 
uns hat. 

Rationelle Energieanwendung beginnt dort, 
wo ein Kubikmeter Wasser nicht gefördert, 
aofbereitet und verteilt bzw. das Abwasser 
nicht gereinigt werden muß. Das heißt, alle 
Maßnahmen der rationellen Wasserverwen¬ 
dung finden ihren direkten Niederschlag in 
der Senkung des Energiebedarfs. 

Dieses Wechselverhältnis muß unseren ver¬ 
antwortlichen Mitarbeitern immer deutli¬ 
cher vor Augen gehalten werden. Der Elek¬ 
troenergieverbrauch in unseren Anlagen 
liegt unterschiedlich entsprechend den ein¬ 
zelnen Prozeßstufen zwischen 60 und 
70 Prozent der Gesamtenergiekosten (zu den 
Gesamtenergiekosten zählen noch feste 
Brennstoffe, VK, DK und Wärmeenergie). 

Allein die in unseren Betrieben noch vor¬ 
handenen unterschiedlichen Wasscrverluste 
sind echte Reserven sowohl in der Elektro¬ 
energieeinsparung als auch in der Einspa¬ 
rung an Wasser; vor allem geht es darum, 
den spezifischen Energieverbrauch je geför¬ 
derten Kubikmeter Trinkwassers oder gerei¬ 
nigten Abwassers so gering wie möglich zu 
halten. An einem Beispiel soll deutlich ge¬ 
macht werden, welchen Stellenwert der spe¬ 
zifische Energiebedarf in Abhängigkeit von 
der gewählten Technologie in den jeweiligen 
Stufen einnimmt. 

Bei der Suche nach Ansatzpunkten für In¬ 
tensivierungsmaßnahmen ist von den Kon¬ 
zentrationspunkten sowohl des Elektro- als 
auch des Wärmeenergiebedarfs innerhalb 
der gesamten Prozeßführung auszugehen. 

Bei einer Abwasserbehandlungsanlage 
(100 000 EGW) konzentriert sich der Elek¬ 
troenergiebedarf auf die biologische Abwas¬ 
serbehandlung und der Wärmeenergiebe¬ 
darf auf die anaerobe Schlammbehandlung 
(siehe Tafel 1). Berücksichtigt werden muß 
jedoch, daß zwischen dem Energiebedarf 
der Abwasserbehandlung und dem mögli¬ 
chen Energiegewinn (Methangas) der 
Schlammbehandlung Wechselbeziehungen 
bestehen. So ist zum Beispiel der Biogasge¬ 
winn aus dem energieintensiven Belebt¬ 
schlammverfahren größer als aus dem 
energiesparsameren Tropf körperverfah- 

ren. 3. 

Ansatzpunkte für die Reduzierung des Ver¬ 
fahrens-, ausrüstungs- und bauwerksbeding¬ 
ten Energiebedarfs sind zum Beispiel 
— Entwicklung und Einsatz von energieop¬ 


timierten Verfahrensketten der Abwas¬ 
ser- und Schlammbehandlung 

— Einsatz energieoptimierter Ausrüstungen 
für die Abwasser- und Schlammbehand¬ 
lung 

— Einsatz energieoptimierter Bauwerke der 
Abwasser- und Schlammbehandlung. 

In Kenntnis der technologischen und 
energetischen Zusammenhänge bei der Be¬ 
wertung von Anlagen und Anlagenteilen 
sind auch auf diesem Gebiet noch beträcht¬ 
liche Energiereserven zu erschließen. 

Wo stehen wir gegenwärtig bei der Durch¬ 
setzung der rationellen Energieanwen¬ 
dung? 

Auf der Grundlage des Ministerratsbe¬ 
schlusses vom 19. September 1979 zur ra¬ 
tionellen Energieanwendung wurde ein zen¬ 
traler Maßnahmeplan des Ministeriums für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft erar¬ 
beitet und in Kraft gesetzt. Jährliche zen¬ 
trale Veranstaltungen mit Beginn 1980 in 
Wienrode waren die Grundlage dafür, die 
Mitarbeiter der Wasserwirtschaft zu befähi¬ 
gen, energieökonomische Zusammenhänge zu 
verstehen und in die Praxis umzusetzen. 

Im Vordergrund stand die Aufgabe, den 
spezifischen Energieverbrauch jährlich um 
mindestens 2 Prozent zu senken. Um dieses 
Ziel zu sichern, wurden von den Betrieben 


umfangreiche Aktivitäten ausgelöst und 
zahlreiche gute Beispiele vorgestellt. 

Die Entwicklung einer schöpferischen Wett¬ 
bewerbsatmosphäre trug dazu bei, gute Er¬ 
fahrungen schnell zu, verallgemeinern. So 
wurden auf dem Seminar im November 
1982 in Klink von vielen Betrieben gute 
und sehr gute Ergebnisse vorgelegt. Der 
VEB WAB Neubrandenburg legte eine 
Reihe von Führungsdokumenten auf ener¬ 
giewirtschaftlichem Gebiet vor und vermit¬ 
telte damit anderen Betrieben Anregungen. 
Trotzdem gibt es noch erhebliche Niveauun¬ 
terschiede bei der Durchsetzung der Festle¬ 
gungen u,nd bei der Realisierung der staat¬ 
lichen Auflage. 

Einige Betriebe haben mit sehr großem Ein¬ 
satz der gesamten staatlichen Leitung die 
Aufgaben auf energiewirtschaftlichem Ge¬ 
biet erreicht und überboten. Das betrifft 
zum Beispiel die Senkung des spezifischen 
Energieverbrauchs, den Einsatz von Wär¬ 
mepumpen, die Ablösung von flüssigen 
Energieträgern bzw. die sparsamste Ver¬ 
wendung von VK und DK. Zu den Betrie¬ 
ben mit guten Ergebnissen gehören zum 
Beispiel die VEB WAB Rostock, Neubran¬ 
denburg, Magdeburg und für die Fragen der 
Transportoptimierung der VEI> WAB 
Schwerin. Ergebnisse wurden überall dort 
erreicht, wo den Fragen der Energieökono- 


Tafell Elektro- und Wärmeenergiebedarfswerte nach Verfabrensstufen für eine Anlage mit 100 000 EGW 


Verfahrensstufe Verfahrenskombination Elektro- Wärme¬ 
energie- energie- 

bedarf bedarf 

kWh/E-a kWh/E-a 


Biologie 

— Belebung mit simultaner aerober 




Schlammstabilisierung 

35,0 



— einstufige Belebungsanlage 

— einstufige Belebungsanlage mit 

15,5 



vorgeschalteter Denitrifikation 
— einstufige Tropfkörperanlage mit 

14,0 



Pumpbetrieb • 

4,9 



— einstufiger Tropfkörper 

2,7 



— zweistufige Tropfkörper-Belebungsanlage 

11,0 



— zweistufige Belebungsanlage 

8,5 



— zweistufige Belebungs-Tropfkörperanlage 

0,1 



— zweistufige Tropfkörperanlage 

3,5 


Schlammbehandlung 
• maschinelle Schlamm- 

— Belebungsanlagen 

1,8 


entwässerung 

— Tropfkörperanlagen 

1,3 


• aerober Stabilisator 


10,0 

5,5 

• geschlossene Faulung 

— Belebungsanlagen 


21,0 


— Tropfkörperanlagen 


17,0 

• Betriebsgebäude 



1,3 

• Nebenaggregate 

— allgemein 

3,0 

0,8 


• Stabilisationsanlagen 

2,5 
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Erfahrungen und Wege beim Einsatz von 
Wärmepumpen in wasserwirtschaftlichen 
Anlagen 

Obering. Roland SCHALLER 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Erfurt 


mie leitungsmäßig große Beachtung ge¬ 
schenkt wird und der Prozeß von Technolo¬ 
gie und rationeller Energieanwendung als 
eine untrennbare Einheit gesehen wird. 
Diese Aufgabe kann nicht nur auf den Be¬ 
reich des Hauptenergetikers delegiert wer¬ 
den, sondern muß ständig in enger Wechsel¬ 
beziehung zu den Aufgaben des Hauptinge¬ 
nieurs und der Chefingenieure stehen. 

Folgende Hauptergebnisse wurden 1982 
nachgewiesen: 

— Substitution von 770 t Heizöl, 

— Entwicklung des spezifischen Energie- 


Verbrauchs bei Trinkwasser: 

• Stand 

1979 

0,541 kWh/m 3 

• Ziel 

1982 

0,510 kWh/m 3 

• Plan 

1982 

0,509 kWh/m 3 

■ Ist 

1982 

0,507 kWh/m 3 

Einsatz 

von 12 

Groß- und 86 Kleinwär 


mepumpen 

— Substitution von Steinkohle im YEB 

WAB Berlin mit einer Einsparung von 
15 000 Tonnen Steinkohle durch einhei¬ 
mische Energieträger , 

— Abschluß der ersten Etappe der Umrü¬ 
stung von Fahrzeugen und Geräten mit 
Verbrauch von flüssigem Brennstoff auf 
Elektrobetrieb 

— Einsparung von Vergaser- und Diesel¬ 
kraftstoff 1982 gegenüber 1981: 

18 Prozent VK und 9,3 Prozent DK 

— Verleihung der Urkunde „Für vorbildli¬ 
che energiewirtschaftliche Arbeit“ bis 
1982 an sieben VEB WAB. 

Bei der Lösung dieser Aufgaben werden die 
Betriebe vom Auftragsleiter Hationelle 
Energieanwendung und der Abteilung Ka¬ 
tionelle Energieanwendung im Kombinat 
Wassertechnik und Projektierung Wasser¬ 
wirtschaft angeleitet und unterstützt. So 
werden für ausgewählte Themen der ra¬ 
tionellen Energieanwendung gemeinsam mit 
den Betrieben Bcispielanlagen für technolo¬ 
gisch-energetische Optimierungen auf der 
Grundlage von Analysen bearbeitet. Es wer¬ 
den Energienormative für die unterschied¬ 
lichsten Anlagen erarbeitet und den Be¬ 
trieben zur Verfügung gestellt. 

Diese Normative sind Grundlage für die 
Planung der Rekonstruktionen, für Inten¬ 
sivierungsmaßnahmen und für den Neubau 
von wasserwirtschaftlichen Anlagen. Die 
einheitliche Auswahl, Vorbereitung und 
Realisierung von Wärmepumpenanlagen 
wird als Prozeß geleitet. Als Staatsplanauf¬ 
gabe ist der Einsatz einer Absorptionswär¬ 
mepumpe mit 1 MW Leistung in einer 
Kläranlage in Berlin vom VEB KWP als In¬ 
vestitionsauftraggeber noch in diesem Jahr 
zu realisieren. 

Neben den Ziclgrößen der rationellen 
Energieanwendung entsprechend den Jah¬ 
resplänen müssen noch mehr als bisher gute 
Erfahrungen verallgemeinert und populari¬ 
siert werden. Dazu dienen neben dem Kata¬ 
log zur Senkung des Energieaufwandes, der 
1982 den Betrieben übergeben wurde, auch 
die ständigen Informationen der Abteilung 
Rationelle Energieanwendung zu spezifi¬ 
schen Ergebnissen innerhalb und außerhalb 
des Wirtschaftszweiges. Richtungweisend 
sind dafür die Konzeption des MfUW zu 
den „Aufgaben der rationellen Energiean¬ 
wendung im Bereich der Wasserwirtschaft 
im Zeitraum 1983 bis 1985“ sowie die be¬ 
trieblichen Dokumente. 


Der Einsatz von Wärmepumpen (in der 
Folge WP genannt) wurde im Bereich der 
Wasserwirtschaft in den letzten Jahren wei¬ 
ter forciert. 

Gab es am Anfang noch einiges Zögern 
heim Einsatz der WP als „Heizmaschine“, 
so kann man jetzt eine große Breite sowohl 
bei den eingesetzten Baugrößen als auch bei 
den Standorten verzeichnen. WP sind heute 
im Bezirk Suhl genauso zu finden wie in 
den Bezirken Halle oder Rostock, um nur 
einige als Beispiel zu nennen. 

Betriebe, die bisher besondere Aktivitäten 
beim Einsatz von WP entwickelt haben, 
sind die VEB Wasserversorgung und Ab¬ 
wasserbehandlung Magdeburg, Halle und 
Frankfurt (Oder). 

Trotz der erreichten Breite beim Einsatz 
von WP in wasserwirtschaftlichen Anlagen 
haben sich einige Schwerpunkte und Erfah¬ 
rungen ei'geben, die es zu nutzen gilt. 
Außerdem stellen die jetzt schon über zwei 
und drei Jahre betriebenen WP einen Er¬ 
fahrungsschatz dar, der für alle neu zu er¬ 
richtenden WP-Anlagen genutzt werden 
muß. 

Der direkte Austausch von Erfahrungen un¬ 
ter den Betrieben ist hierzu sicher ein wich¬ 
tiger Weg. 

Die Entscheidung der Betriebe beim 
WP-Einsatz ist in der Vergangenheit durch 
die staatlichen Auflagen und die bestehen¬ 
den Möglichkeiten zur Ablösung überalter¬ 
ter oder besonders arbeitskräfteaufwendiger 
Heizungsanlagen erleichtert worden. 

Zur Herstellung der volkswirtschaftlichen 
Planmäßigkeit bei der Ablösung von Heiz¬ 
systemen ist die erreichbare Effektivität 
von ausschlaggebender Bedeutung. Es gilt 
der Grundsatz der Wärmepumpenanord¬ 
nung (WPAO v. 13. August 1981), der die 
Betriebe und Einrichtungen verpflichtet, 
Wärmepumpen vorzubereiten und zu be¬ 
treiben, wenn dadurch 

— Primärenergie gegenüber anderen Va¬ 
rianten des Energieeinsatzes eingespart, 

— Elektroenergie für Direkt- und Nacht¬ 
speicherheizung, Gas oder flüssige 
Brennstoffe für Raumheizung und Berei¬ 
ten von Gebrauchswarmwasser und von 
Warmwasser für Niedertemperaturpro¬ 
zesse abgelöst bzw. reduziert oder als 
künftige Variante des Energieeinsatzes 
vermieden werden kann und 

— die erforderlichen Aufwendungen volks¬ 
wirtschaftlich vertretbar sind. 

Wie ist die Vorbereitung abzusichern? 

Die Erarbeitung von Vorbereitungsunterla¬ 
gen in allen Phasen kann durch die Be¬ 


triebe selbst oder durch den VEB Projektie¬ 
rung Wasserwirtschaft erfolgen. Als Hilfs¬ 
mittel steht den Betrieben der „Katalog zur 
Senkung des Energieaufwandes im Bereich 
der Wasserwirtschaft im Fünfjahrplanzeit¬ 
raum 1981 bis 1985“ zur Verfügung. 
Grundlage jeder Bearbeitung ist es (für 
WP > 1 kW), die energiewirtschaftliche 
Einwilligung zu erwirken. Die Einwilligung 
zum Energieträgereinsatz erfolgt unter Vor¬ 
lage des Nachweises der Wirtschaftlichkeit 
der WP-Anlage. 

Da der Nachweis auf der Grundlage kom¬ 
plexer energetischer Einsatzuntersuchungen 
zu führen ist, hat sich der Nachweis der 
Aufwandskennzahl nach TGL 190-452 be¬ 
währt. Dabei stellt die Anlage mit der nied¬ 
rigsten Aufwandskennzahl die volkswirt¬ 
schaftlich günstigste Lösung dar. 

Ist die Wirtschaftlichkeit nachgewiesen und 
liegt die energiewirtschaftliche Einwilligung 
vor, kann die Bearbeitung der technischen 
Dokumentation in Abstimmung mit dem 
Ausführungsbetrieb erfolgen. Diese Abstim¬ 
mung ist erforderlich, da besonders bei der 
Nachrüstung vielfältige Möglichkeiten zum 
Einordnen von WP bestehen und durch Ab¬ 
stimmungen unverhältnismäßig hoher Vor¬ 
bereitungsaufwand eingespart werden kann. 
Die günstigsten Vorbereitungs- und Reali¬ 
sierungszeiten wurden bisher in den Betrie¬ 
ben erreicht, wo in voller Verantwortlich¬ 
keit eines Betriebskollektivs (späterer Be¬ 
treiber) Vorbereitung und Realisierung in 
eigener Regie durchgeführt wurden. Bei 
fachlich richtiger Anleitung können so 
Realisierungszeiten und Lösungen gefunden 
werden, die sich auch richtig in die be¬ 
stehenden wasserwirtschaftlichen Anlagen 
einfügen. 

Zur Erarbeitung der Vorbereitungsunterla¬ 
gen und zur Einstellung des späteren Be- 
treibers der WP-Anlage auf den Betrieb der 
Anlage sind einige Besonderheiten, die in 
der Technologie der WP (sie erzeugt nur 
Wärme im Niedertemperaturbereich) be¬ 
gründet sind, zu beachten. 

Vor der Bemessung der WP ist es erforder¬ 
lich, daß der Betreiber gemeinsam mit dem 
Projektanten nochmals alle zu heizenden 
Räume in bezug auf Heiztemperatur und 
Verbesserung der Wärmedämmung über¬ 
prüft. Dabei muß es immer das Ziel sein, 
die Gesamtheizlast zu verringern. Wär¬ 
mepumpenheizungen müssen einen besseren 
Primärenergieausnutzungsgrad erreichen als 
bekannte Heizsysteme. Der Vergleich muß 
zur Brennstoffheizung mit Braunkohle vor¬ 
genommen werden. 
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Wärmepumpen-Auswahl 

Wärmepumpen arbeiten entsprechend dem 
jetzigen Lieferprogramm mit den Kältemit¬ 
teln R 22 und R12. Mit dem Kältemittel 
R 22 werden Temperaturen von 48 °C bis 
50 °C erreicht, mit dem Kältemittel 
R 12 = 58 °C bis 60 °C. Jeder Betreiber 
würde also sofort die höhere Temperatur 
wählen, da sie den gewohnten Heiztempera¬ 
turen nahekommt und die geringsten Ände¬ 
rungen im Heizsystem mit sich bringt. 
Dabei ist aber zu beachten, daß man sich 
die höhere Temperatur (gegenüber dem 
Kältemittel R 22) mit einem Leistungsver¬ 
lust von etwa 30 Prozent erkauft. 

Da mit dem Einsatz der WP aber die 
höchstmögliche Wirtschaftlichkeit ange¬ 
strebt werden muß, sind grundsätzlich im 
Bereich der Wasserwirtschaft WP mit dem 
Kältemittel R 22 einzusetzen. WP mit R 12 
müssen besonders begründet und auf be¬ 
stimmte Einsatzfälle beschränkt werden. 

Der Einsatz von Wärmepumpen muß ent¬ 
sprechend* den Forderungen der Wärme- 
pumpenanordnung so erfolgen, daß in den 
Spitzenzeiten (6.30 bis 8.30 Uhr und 17.30 
bis 19.30 Uhr) die Außerbetriebnahme ga¬ 
rantiert ist (außer Kleinwärmepumpen). 
Das bedeutet wiederum, daß ein Wär¬ 
mespeicher, der zwei Stunden überbrückt, 
in den Wärmekreislauf eingeschaltet wird. 
Für die Nutzung von Wärmespeichern be¬ 
stehen in wasserwirtschaftlichen Anlagen 
vielfältige Möglichkeiten. Nicht mehr ge¬ 
nutzte Hydrophorkessel, Chemikalienlösebe- 
hälter, Filterkessel o. ä. können mit gering¬ 
fügigem Aufwand nutzbar gemacht wer¬ 
den. 

Bei der Wahl der Größen der einzusetzen¬ 
den WP-Anlage ist entsprechend der Ge¬ 
samtheizlast eine Abstufung der einzelnen 
Wärmepumpen zu wählen, die es erlaubt, 
die Anlage bei maximaler Leistung zu be¬ 
treiben. Häufiger Aussetzerbetrieb verrin¬ 
gert die Lebensdauer. Zum gleichen Er¬ 
gebnis führt eine Überdimensionierung der 
WP. 

Da der WP-Einsatz gute Voraussetzungen 
für den automatischen Betrieb bietet, ist die 
volle temperaturabhängige Schaltung der 
Gesamtanlage zu realisieren. Die Schaltung 
von Hand ist in jedem Fall abzulehnen, da 
die Energieverluste nicht zu vertreten 
sind. 

Wärmequellen 

Die für einen wirtschaftlichen WP-Einsatz 
erforderliche kostengünstige Nutzung vor¬ 
handener Wärmequellen ist im Bereich der 
Wasserwirtschaft gegeben. Dabei bieten sich 
die Wassergewinnungsanlagen, in denen 
Grundwasser gewonnen wird, auf Grund 
der nahezu konstanten Temperaturganglinie 
8 °C bis 12 °C, besonders an. Oftmals ent¬ 
fällt sogar die zusätzliche Förderung des 
Wassers, da die Nutzung durch Abzweigen 
einer Teilwassermenge aus der vorhandenen 
Druckrohrleitung möglich ist. Die Entschei¬ 
dung, ob die Verwendung von Roh- oder 
Reinwasser für die Anlage eingesetzt wird, 
ist von der chemischen Beschaffenheit des 
Wassers und den technologischen Bedin¬ 
gungen abhängig. 

Die z. Z. von dem VEB Maschinenfabrik 
Halle als Hersteller der WP geforderten 
Werte entsprechen etwa der Trinkwasser¬ 
qualität. Da mit den Vorgabewerten eine 


starte Einschränkung der Einsatzfälle ein- 
tritt, laufen in verschiedenen Anlagen Ver¬ 
suche, die zu einer Konkretisierung und Er¬ 
weiterung der Grenzwerte führen müssen. 
Erste Versuche, biologisch gereinigtes Ab¬ 
wasser einzusetzen, sind nach einer Be¬ 
triebszeit von einem Jahr erfolgreich ver¬ 
laufen. Auf weitergeh'ende Möglichkeiten, 
z. B. Zwischenaustauscher einzuschalten, 
wird in diesem Bericht nicht eingegangen. 
Die Rückführung des Wassers sollte so er¬ 
folgen, daß entsprechend den konkreten 
technologischen Bedingungen in das Roh¬ 
wasser oder eine Teilstufe der Reinigung 
wieder eingespeist wird. 

Hygienische Anforderungen 

Die Anforderungen ergeben sich aus den in 
WP-Anlagen verwendeten Sicherheitskälte¬ 
mitteln R 12 und R 22. Beide Kältemittel 
sind chemisch stabil und nicht giftig. Sie 
stellen hydrochemisch Inertgase dar, die 
eine beträchtliche Wasserlöslichkeit haben. 
Von seiten der Wasserwirtschaft bestehen 
in bisherigen Vorschriften keine Festlegun¬ 
gen. Zu beachten ist ferner, daß den ge¬ 
nannten Kältemitteln etwa 1 Prozent Kälte¬ 
maschinenöl zugesetzt ist. Damit besteht bei 
Havarien oder Undichtigkeiten die Möglich¬ 
keit, daß Kältemittel in das abgekühlte 
Wärmequellenwasser gelangt. 

Bis zum Vorliegen der einheitlichen Ord¬ 
nung zum Einsatz von WP gelten deshalb 
die von der HA Hygiene und Staatlichen 
Hygieneinspektion herausgegebenen Forde¬ 
rungen: 

— Es dürfen nur druckfeste korrosionsbe¬ 
ständige Wärmeaustauscher verwendet 
werden. 

— Ein Druckabfall im Kältemittelkreislauf 
muß sofort signalisiert werden und zu 
einer Absperrung der Rückwasserleitung 
führen. 

— Die Rückführung des Wärmequellenwas¬ 
sers muß drucklos erfolgen (z. B. in Roh¬ 
wasserbehälter, Reaktionsbecken, Fil¬ 
teranlagen, Kaskade o. ä. bei Einsatz in 
Trinkwasseranlagen). 

— Anzustreben sind die rohwasserseitige 
Entnahme (Chemismus beachten) und 
Rückführung des Wassers vor der Auf¬ 
bereitung. 

— Der Förderdruck auf der Wärmequellen¬ 
seite muß größer sein als der Druck im 
Kältemittelkreislauf. 

Zur Aufstellung der WP sind ferner die For¬ 
derungen des DDR-Standards 12951 Kälte¬ 
anlagen zu erfüllen, das heißt u. a.: Der 
Raum, in dem die WP aufgestellt wird, 
muß eine der Kältemittelmenge entspre¬ 
chende Raumgröße haben, die freie Lüftung 
muß garantiert sein u. a. m. 
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Bücher 


Anthropogene Einflüsse auf die 
Grundwasserbeschaffenheit in Nieder¬ 
sachsen, Fallstudien 1982 

Vorträge der Tagung vom 14./15. 10. 1982 
in der Technischen Universität Braun¬ 
schweig, Veröffentl. d. Instituts f. Stadtbau¬ 
wesen, TU Braunschweig 34, 1982 (380 Sei¬ 
ten, 111 Abb., 61 Tab., kartoniert, Selbst¬ 
verlag) 

Ziel der Tagung war es, aktuelle Arbeits¬ 
ergebnisse über Veränderungen der Grund¬ 
wasserbeschaffenheit in Niedersachsen, die 
bei verschiedenen Institutionen des Landes 
vorliegen, einer breiteren Öffentlichkeit vor¬ 
zustellen. Mit vier Ubersichtsreferaten 
wurde der Bezug zur national und inter¬ 
national geführten Diskussion um Probleme 
am Grundwasser hergestellt: Hierbei ist 
u. a. mit Hilfe der Ergebnisse von Lysime- 
ter- und Saugkerzenversuchen der Zusam¬ 
menhang zwischen der Zunahme der Ni¬ 
tratauswaschung in den vergangenen Jahr¬ 
zehnten, der Steigerung der Ernteerträge, 
der Zunahme Bodenfruchtbarkeit und Dün¬ 
gung erläutert sowie der Stand der Wasser¬ 
aufbereitungstechnik zur Elimination von 
Nitrat und leicht flüchtigen Chlorkohlen¬ 
wasserstoffen dargestellt worden. Sieben 
Beiträge enthalten Bestandsaufnahmen zur 
Grundwassergüte. 

(Material liegt dem IfW vor.) 

Ubersetzungshilfe für Fachleute 
und Dolmetscher 

Im VEB Projektierung Wasserwirtschaft 
Halle wurde eine 
Fachwortsammlung 
Deutsch—Russisch—Deutsch 
von einem Autorenkollektiv unter Leitung 
von Dr. H. Wingrich erarbeitet. Im RGW 
abgestimmte Termini und viele weitere Be¬ 
griffe der Wasserversorgung, Abwasserbe¬ 
handlung und -ableitung, des Wasser- und 
Speicherbaus wurden in einem Sachteil mit 
zeichnerischer Darstellung gekoppelt. Der 
alphabetische Teil enthält die Sprachrich- 
tungen Deutsch—Russisch und Russisch- 
Deutsch. 

Mit einem Umfang von 143 Seiten im For¬ 
mat A 5 stellt diese Broschüre ein nützliches 
Arbeitsmittel für die Zusammenarbeit mit 
sowjetischen Fachleuten und bei der Arbeit 
mit russischer Fachliteratur der Wasser¬ 
wirtschaft dar. 

Die Fachwortsammlung ist zu beziehen über 
VEB Projektierung Wasserwirtschaft 
BT Forschungszentrum Wassertechnik 
Außenstelle Leipzig — LID 
7027 Leipzig, Am Wasserwerk. 


222 


Wasserwirtschaft—Wassertechnik 7 (1983) 



Verflüssigen von Biogas - eine Möglichkeit zur Substitution 
von konventionellen Kraftstoffen 


Dr.-Ing. Dieter BERGMANN; Dipl.-Ing. Rainer NOACK 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Dresden 


Zu allen Zeiten hat eine Verknappung und 
damit einhergehende Verteuerung von Roh- 
und Hilfsstoffen zwangsläufig zu einer in¬ 
tensiven Suche nach alternativen Lösungen 
geführt. Wird unter diesem Gesichtspunkt 
die Preisentwicklung auf dem kapitalisti¬ 
schen ölmarkt betrachtet, dann muß jede 
sich bietende Alternative zur Entlastung der 
Primärenergiebilanz ernsthaft geprüft wer¬ 
den. 1973 mußten z. B. auf dem kapitalisti¬ 
schen ölmarkt 40 US-Dollar für eine Tonne 
Erdöl gezahlt werden, 1974 waren es be¬ 
reits über 80 US-Dollar, 1978 = 100, und 
im Jahr 1981 waren 240 US-Dollar je Tonne 
Erdöl zu zahlen. 

Welche exponierte Stellung in der Energie¬ 
bilanz dabei die Kraftstoffe einnehmen, 
wird an nachfolgenden Zahlen deutlich: 
Nach /l/ wurden in der DDR im Zeitraum 
von 1970 bis 1980 durchschnittlich jährlich 
151 792 Fahrzeuge zugelassen. Bei einer 
durchschnittlichen Fahrleistung von 
10 000 km/a und einem Durchschnittsver¬ 
brauch von 9 1/100 km werden für jedes 
Fahrzeug 0,6751 Vergaserkraftstoff be¬ 
nötigt. Das bedeutet, jährlich müssen rund 
102 460 t VK zusätzlich erzeugt werden. 
Bei rein destillativer Aufarbeitung wütde 
man dafür etwa 683 000 t/a Erdöl zusätz¬ 
lich verbrauchen. Aus diesem Beispiel ist 
zu erkennen, welche große volkswirtschaft¬ 
liche Bedeutung ein Alternativkraftstoff be¬ 
sitzt, der noch dazu aus einer einheimischen, 
sich ständig regenerierenden Energiequelle 
stammt. 

Für den Alternativkraftstoff sind deshalb 
Größenordnungen zwischen 1 und 10 Pro¬ 
zent von den o. g. Werten für den zusätz¬ 
lichen Kraftstoffverbrauch schon recht be¬ 
achtliche Größen, besonders hinsichtlich der 
Entlastung der Importe aus dem NSW. 
Deshalb werden heute wieder Verfahren zur 
Kraftstoffgewinnung und Kraftstoffsubsti¬ 
tution interessant, die wegen der kosten¬ 
günstigeren Bereitstellung von Kraftstoffen 
aus Erdöl ihre Bedeutung verloren hatten. 
So wurde in der Vergangenheit für territo¬ 
rial begrenzte Bedarfsträger in größerem 
Umfang bereits komprimiertes Biogas zum 
Betrieb von Kraftfahrzeugen mit Erfolg 
eingesetzt. Aus der Erkenntnis heraus, daß 
in den erdgasfördernden Ländern bereits 
in den sechziger Jahren mit der Verflüssi¬ 
gung von Methan begonnen wurde und 
heute bereits mehr als 20 Prozent des Welt- 
crdgashandcls im flüssigen Zustaiid erfolgt, 
liegt bei der chemischen Verwandtschaft der 
Energieträger Biogas und Erdgas eine Ver¬ 
flüssigung des Methananteils des Biogases 
sehr nahe. Uber die hierzu durchgeführten 
technisch-ökonomischen Untersuchungen 
soll im folgenden berichtet werden. 


Flüssiges Biogas als Alternativkraftstoff 


Biogas ist bekanntlich ein Gasgemisch und 
hat nach III im allgemeinen folgende Zu¬ 
sammensetzung : 

Methan 63—68 Prozent 

Kohlendioxid 32—37 Prozent 

Stickstoff 0—0,2 Prozent 

Wasserstoff 0—0,2 Prozent 

Schwefelwasserstoff 0—0,1 Prozent, 

Dieses Gas fällt bei der anaeroben Schlamm¬ 
stabilisierung auf Abwasserbehandlungsan¬ 
lagen als Anfallenergieträger an. 

Bei der Biogasverflüssigung geht es nun 
darum, den Methananteil zu eliminieren 
und ihn anschließend vom gasförmigen in 
den flüssigen Zustand zu überführen. Das 
erfolgt in einem Tieftemperaturprozeß, dem 
eine Gasreinigung zur Beseitigung der übri¬ 
gen Gasbestandteile vorgeschaltet ist. Diese 
Gasreinigung ist zwingend erforderlich, da 
die Verunreinigungen im Zuge des Tieftem¬ 
peraturprozesses in fester Form auftreten 
und dadurch die Prozeßführung behindern 
würden. Unter einem Druck von 0,10 MPa 
liegt Methan bei —161,5 °C im flüssigen 
Zustand vor. Hierfür hat sich international 
der Begriff LNG (Liquefied Natural Gas) 
eingebürgert. Wird dagegen mit verdichte¬ 
tem Methan gearbeitet, ist der Begriff CNG 
(Compressed Natural Gas) üblich. 


Betriebsstoffe für Kraftfahrzeuge müssen 
einen möglichst großen Energieinhalt bei 
kleinem Volumen ausweisen. Die konven¬ 
tionellen flüssigen Betriebsstoffe erfüllen 
diese Forderungen unter Normalbedingun¬ 
gen. Mit Biogas hingegen kann der Forde¬ 
rung nach möglichst kleinem Volumen mit 
großem Energieinhalt derzeit nur durch Ver¬ 
dichten auf hohen Druck (CNG) oder durch 
Änderung des Aggregatzustandes bei nied¬ 
riger Temperatur (LNG) nachgekommen 
werden. Wird das Methan auf einen Druck 
von 20 MPa verdichtet, so können in einem 
geometrischen Volumen von 1 m 3 etwa 
270 m 3 Methan mit einem Ausgangsdruck 
von 6.1 MPa gespeichert werden. Ändert 
dagegen das Möthan den Aggregatzustand, 
so nimmt das flüssige Methan nur noch 
V( 3 oo des Volumens des flüchtigen im N(jrm- 
zustand vorliegenden Methans ein. Da¬ 
mit können in einem geometrischen Volu¬ 
men von 1 m 3 etwa 600 m 3 flüchtiges Me¬ 
than drucklos im flüssigen Zustand bei 
— 161,5 °C gelagert werden. Mit einem Flüs¬ 
siggasbehälter vom Typ StV 32/0,5 (Nutz¬ 
volumen 32 m 3 ) des VEB Chemieanlagen¬ 
bau Erfurt-Rudisleben läßt sich somit das 
Energieäquivalent von 29 500 m 3 Biogas 
im Normzustand speichern. Diese Speicher¬ 
kapazität entspricht einem Energieäquiva¬ 


lent von 17 700 1 Dieselkraftstoff. Mit meh¬ 
reren derartigen Tanks wäre die Langzeit¬ 
speicherung von Biogas denkbar. Ferner er¬ 
möglicht diese hohe Pufferkajiazität eine 
dem jeweiligen Bedarf entsprechende Fahr¬ 
zeugbetankung, so daß die Fahrzeuge nicht 
kontinuierlich zugeführt werden müssen. 
Bedarfsspitzen, selbst wenn sie über der 
täglichen Flüssigmethangasproduktion lie¬ 
gen, lassen sich durchaus abdecken. Anderer¬ 
seits kann die Verflüssigungsanlage weiter¬ 
hin mit Nennlast gefahren werden, wenn 
kurzzeitig nicht die volle Flüssigmethangas¬ 
menge abgesetzt werden kann. Beim Ein¬ 
satz des Biogases zum Betrieb von Kraft¬ 
fahrzeugen tritt der Einfluß der Energie¬ 
dichte insbesondere hinsichtlich der Ballast¬ 
masse des Fahrzeugtanks und de» mögli¬ 
chen Fahrstrecke in Erscheinung. Im Bild 1 
sind diese Größen bei Zugrundelegung einer 
konstanten Fahrstrecke für die Kraftstoffe 
DK, Flüssigmethan und Treibmethan (ver¬ 
dichtet) gegenübergestellt. 

Aus dieser Gegenüberstellung ist ersichtlich, 
daß sich die Vergrößerung des erforder¬ 
lichen Volumens des Tankinhalts und die 
Vergrößerung der Ballastmasse bei LNG- 
Betrieb gegenüber dem Betrieb mit Diesel¬ 
kraftstoff in vertretbaren Grenzen bewegt. 
Der Fahrzeugtank vermindert die Nutz¬ 
masse des Fahrzeugs nur unwesentlich und 
läßt sich harmonisch am Fahrzeug einord- 
nen. Damit wäre der LNG-Betrieb nicht aus¬ 
schließlich nur für LKW einsetzbar, sondern 
auch ohne weiteres für den PKW-Betrieb 
denkbar. 


Technologie der Biogasverflüssigung 

Das derzeit konzipierte Verfahren beruht 
auf bekannten und in der Praxis erprobten 
Prozeßgruppen, die jedoch in ihrem Zu¬ 
sammenwirken eine Neuheit darstellen. Bei 
den Prozeßgruppen handelt es sich um die 
Biogasverdichterslation, die Grobreinigung, 
die Feinreinigung und Trocknung, die Cold- 
box und den Lagertank mit Zapfeinrich¬ 
tung. 

Das Biogas tritt mit dem im Niederdruck¬ 
gasspeicher herrschenden Druck in den Bio¬ 
gasverdichter ein und wird auf den Ver¬ 
fahrensdruck von 10 MPa verdichtet. An¬ 
schließend gelangt das komprimierte Bio¬ 
gas in die Grobreinigung (Druckwäsche). 
Diese Einheit besteht aus zwei Füllkörper¬ 
kolonnen, einem Entspannungsgefäß und 
einem Kaltwassersatz. In die Füllkörper¬ 
kolonnen tritt das Biogas von unten ein. 
Im Gegenstrom dazu wird das im Kalt¬ 
wassersatz gekühlte Waschwasser geführt. 
Das mit CO 2 und bLS beladene Wasser ge- 
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Bild 1 Darstellung der Ballastmasse des Fahrzeug¬ 
tankes und des notwendigen Tankinhaltes 
für eine konstante Fahrstrecke in Abhän¬ 
gigkeit vom Kraftstoff 


fahren gleicher Qualität zu führen. Explizit 
läßt sich das mit Hilfe des Exergiebegriffs 
lösen, da die Exergie die maximale Arbeit 
kennzeichnet, die aus einem Stoffstrom^ge- 
wonnen werden kann. /3/ In dieser Hin¬ 
sicht besitzt das flüssige Methan eine an¬ 
spruchsvolle Qualität. Das zu seiner Bereit¬ 
stellung benötigte Umwandlungsverfahren 
darf deshalb nur mit Verfahren verglichen 
werden, die als Finalprodukte Energieträger 
bereitstellen, die gleiche oder ähnliche An¬ 
forderungen an die Qualität der verfügba¬ 
ren Energie erfüllen. Daher kann der Ver¬ 
gleich mit der Erzeugung von Elektro¬ 
energie aus Kohle geführt werden. Bei Kon¬ 
densationskraftwerken liegt dazu ein Pri¬ 
märenergieausnutzungsgrad von etwa 
30 Prozent vor. Insofern ist das bei der Bio¬ 
gasverflüssigung erreichbare Ergebnis recht 
optimistisch. 


ökonomische Bewertung 

Die Investitionskosten für die derzeit kon¬ 
zipierte Biogasverflüssigungsanlage mit 
einem Durchsatz von 6 000 m 3 Biogas/d be¬ 
tragen 3.83 Mill. M. Bezieht man diese 
Größe auf die jährliche Verarbeitungslei¬ 
stung (8 000 h/a), so ergeben sich spezifi¬ 
sche Investitionskosten von 1,9 Mark/m 3 Bio¬ 
gas • a. Um den Vergleich gegenüber DK 
führen zu können, wurde die Aufwands- 
konnziffer nach TGL 190-452 als durch¬ 
schnittlicher Jahreswert ermittelt. Das Er¬ 
gebnis zeigt, daß die gesellschaftlichen Auf¬ 
wendungen für flüssiges Methan in der glei¬ 
chen Größenordnung liegen, wie sie bereits 
jetzt für das gleiche Energieäquivalent DK 
erbracht werden müssen. Bei den in Zu¬ 
kunft zu erwartenden höheren gesellschaft¬ 
lichen Aufwendungen für DK wäre also der 
Flüssigmethanbetrieb zunehmend eine wirt¬ 
schaftliche Alternative zum DK. Hier zeigt 
sich deutlich der Vorteil einer einheimi¬ 
schen, sich ständig regenerierenden Energie¬ 
quelle. 


langt anschließend in das Entspannungsge¬ 
fäß, wo Wasser und Gase wieder weitgehend 
getrennt werden. 

Von der Grobreinigung strömt das noch mit 
2 bis 3 Prozent CO 2 belastete Biogas in die 
Einheit Feinreinigung und Trocknung. 
Diese besteht aus einer Natronlaugenwäsche 
zur Beseitigung des Restgehalts an CO 2 , 
zwei Trockenbatterien (Molsiebe) zur Gas¬ 
trocknung und einer Heizung mit einem Ge¬ 
bläse zur Regenerierung der Trockenbatte¬ 
rien. Nach Austritt aus der letzten Reini¬ 
gungsstufe besitzt das fast ausschließlich aus 
Methan bestehende Biogas die notwendige 
Qualität, die eine Verflüssigung in der Cold- 
box erlaubt. Diese Einheit besteht aus zwei 
Wärmeübertragern, einem Kreislaufverdich- 
ler, einer Expansionsmaschine, einem Dros¬ 
selorgan und einem Abscheidegefäß. Das in 
die Coldbox eintretende Methan wird im 
Gegenstrom von kaltem Methan, das teil¬ 
weise aus dem Abscheider und teilweise aus 
der Expansionsmaschine stammt, gekühlt. 
Nach der Kühlung erfolgten die Drosselent¬ 
spannung und die Trennung der flüssigen 
von der dampfförmigen Phase im Abschei¬ 


der. Das flüssige Methan gelangt in die Ein¬ 
heit — Lagertank mit Zapfeinrichtung —, 
wo es gespeichert und zur Abgabe an Kraft¬ 
fahrzeuge bereitsteht. 

Die konzipierte Anlage wurde für einen 
Durchsatz von 6 000 m 3 Biogas/d ausgelegt. 
Das entspricht 6120 1 flüssiges Methan/d 
oder einem Äquivalent von 3 720 1 DK/d. 
Bei einer jährlichen Betriebsdauer von 
8 000 h und einem mittleren Kraftstoffbe¬ 
darf von 16 000 1 DK/a je Fahrzeug könn¬ 
ten etwa 78 Fahrzeuge W 50 mit einer der¬ 
artigen Anlage betrieben werden. 

Energetische Bewertung 

Eine energetische Prozeßanalyse wurde 
über den Primärcuergieausnutzungsgrad ge¬ 
führt. So ist es möglich, im ungünstigsten 
Fall derzeit einen Primärenergieausnut¬ 
zungsgrad von 50 Prozent zu erhalten, der 
nach einigen Modifizierungen eine Größe 
von über 70 Prozent erreichen kann. Um 
dieses Ergebnis bewerten zu können, ist 
der Vergleich mit Energieumwandlungsver- 


Umbaumaßnahme am Kraftfahrzeug 

Verbrennungsmotoren lassen sich ohne wei¬ 
teres mit Methangas betreiben. Als statio¬ 
näre Gasmotoren sind sie auf Abwasserbe¬ 
handlungsanlagen bekannt. Zum mobilen 
Betrieb wird das flüssige Methan in isolier¬ 
ten Spezialbehältern (Dewargefäße) auf 
dem Fahrzeug im Niederdruckbereich gela¬ 
gert. Auf dem Wege zum Motor wird es 
verdampft. Wie die ersten praktischen 
Fahrversuche gezeigt haben, genügt es da¬ 
zu, das flüssige Methan in einer Rohrlei¬ 
tung zu führen, die in der Nähe des Aus¬ 
puffs verläuft. Das gasförmige Methan wird 
dem Motor über einen Druckregler zuge¬ 
führt. 

Am Ottomotor sind keine Veränderungen 
erforderlich. Während der Fahrt kann wahl¬ 
weise von Gas auf VK und umgekehrt um¬ 
gestellt werden. 

Dieselmotoren sind als Zündstrahlmotoren 
(Zweistoffmotoren) einzurichten. Im Gegen¬ 
satz zum reinen Dieselbetrieb wird beim 
Gasbetrieb ein Gas-Luft-Gemisch angesaugt. 
Zur Zündung wird geringe Menge Diesel¬ 
kraftstoff in das verdichtete Gas-Luft-Ge¬ 
misch eingespritzt. Biese als Zündöl be- 
zeichnete Dieselkraftstoffmenge beträgt 
etwa 10 Prozent der Vollastmenge des rei- 
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nen Dieselbetriebes. Auch hier kann wäh¬ 
rend der Fahrt von Gas- auf Dieselbetri^b 
umgeschaltet werden. Die Zündölmenge ist 
unabhängig von der Motorbelastung nahe¬ 
zu konstant. Bei Teillast wird also die 
gleiche Zündölmenge wie bei Vollast be¬ 
nötigt. Mithin nimmt der spezifische DK- 
Verbrauch mit abnehmender Last zu. Im 
Leerlauf arbeitet der Motor im reinen Die¬ 
selbetrieb ohne Gas. Bekanntlich werden 
Fahrzeugmotoren mit hohen Betriebsstun¬ 
denanteilen im Teillastgebiet betrieben. In¬ 
sofern werden also auch im Gasbetrieb beim 
Zweistoffmotor beträchtliche Mengen DK 
benötigt. Dieser Nachteil könnte vermieden 
werden, wenn der Dieselmotor auf Otto- 
betrieb (Fremdzündung mit Zündkerzen) 
umgerüstet wird. Die praktischen Erfahrun¬ 
gen hierzu haben aber gezeigt, daß dieser 
Umrüstungsaufwand wesentlich größer als 
die Umstellung auf Zündstrahlbetrieb ist. 
Ferner wäre dann als Alternativkraftstoff 
VK mitzuführen. 


Zusammenfassung 

In allen Bereichen der Volkswirtschaft wird 
intensiv nach Alternativen zur Substitution 
von Erdölprodukten gesucht. Eine Perspek¬ 
tive auf diesem Gebiet bietet die Verflüssi¬ 
gung von Biogas, da Biogas einen Primär¬ 
energieträger aus einer einheimischen, sich 
ständig regenerierenden Energiequelle dar¬ 
stellt. Die energetischen und exergetischen 
Betrachtungen haben im Zusammenhang 
mit der Aufwandsermittlung gezeigt, daß 
die Biogasverflüssigung durchaus eine wirt¬ 
schaftliche Alternative zum DK darstellt. 
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Wärmepumpen 

auf Abwasserbehandlungsanlagen 


Dr.-Ing. Dieter BERGMANN; Dipl.-Ing. Harald WORMS 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Dresden 


Auf Abwasserbehandlungsanlagen (ABA) 
mit anaerober Schlammstabilisierung bildet 
das anfallende Biogas den Energieträger für 
die Wärmeversorgung. Nur in Ausnahmefäl¬ 
len kann aber der Wärmebedarf ganzjährig 
durch die Verwertung des Biogases gedeckt 
werden. Während der Heizperiode liegt ein 
von der jeweiligen ABA abhängiger Wärme¬ 
fehlbetrag vor, der einen weiteren Energie¬ 
träger erforderlich macht. Berücksichtigt 
man das im Abwasser und im ausgefaulten 
Schlamm enthaltene Wärmepotential, dann 
liegt der Gedanke zum Einsatz von Wärme¬ 
pumpen nahe. Für Wärmepumpen ist die¬ 
ses Einsatzgebiet noch recht neu. Umfas¬ 
sende Betriebserfahrungen liegen nicht vor. 
In Verbindung mit dem zur Verfügung ste¬ 
henden Biogas bieten sich zunächst biogas¬ 
betriebene Wärmepumpen in Form der 
Gaskompressions- und der Adsorptions¬ 
wärmepumpe an. Diese Aggregate stehen in 
der DDR nicht zur Verfügung. Dafür kann 
aber auf ein breites Sortiment elektrisch an¬ 
getriebener Kompressionswärmepumpen zu¬ 
rückgegriffen werden. Ein später installier¬ 
tes Blockheizkraftwerk (Gasmotor mit Ge¬ 
nerator zur Erzeugung von Elektroenergie 
und Wärme aus Biogas) könnte die Ener¬ 
gieversorgung für die Wärmepumpen über¬ 
nehmen. Diese Anlagenkonzeption ist keine 
Ersatzlösung, sondern bietet durch die Ent¬ 
kopplung der Biogasgewinnung und der 
Wärmeversorgung eine Reihe von Vortei¬ 
len: 

— Bei Gasmangel übernehmen die am Netz 
betriebenen Wärmepumpen den Notbe¬ 
trieb. 

— Die geschlossenen Faulräume können mit 
den Wärmepumpen angefahren werden. 

— Die Wärmepumpen können ausschließlich 
nach dem Wärmebedarf gefahren werden, 
ohne auf die kontinuierliche Abnahme des 
anfallenden Biogases Rücksicht nehmen zu 
müssen. 

Nachteilig ist jedoch der zusätzliche Verlust 
infolge doppelter Energieumwandlung. 

Die spezifischen Belange der ABA erfor¬ 
dern aber Versorgungssysteme mit mehre¬ 
ren Freiheitsgraden, wobei aus energiewirt¬ 
schaftlicher Sicht und zur Gewährleistung 
der erforderlichen Betriebssicherheit Opti¬ 
mallösungen zu finden sind. Die Lastauf¬ 
teilung und Dimensionierung der Wärme¬ 
pumpenanlage muß im Zusammenhang mit 
der Biogasverwertung gesehen werden, um 
unter Umständen Biogas für andere Ver¬ 
fahrensstufen verfügbar zu haben. 

Abwasser als Wärmequelle 

Das Abwasser enthält etwa 5 Prozent der 
im Haushalt verbrauchten Wärmeenergie. 


Während des Fließweges zur Abwasserbe¬ 
handlungsanlage gibt es einen Teil seiner 
Wärmeenergie an die Umgebung ab. Die 
Verschmutzung der Wärmeübertragerflächen 
ist das technische Problem bei der Nutzung 
dieser Wärmequelle. Insofern ist das ge¬ 
klärte Abwasser des Ablaufs dem ungeklär¬ 
ten Zulauf vorzuziehen, zumal Auswertun¬ 
gen der Betriebsergebnisse von ABA im Re¬ 
gelfall keine deutliche Temperaturdifferenz 
zwischen Zu- und Ablauf ausweisen. Eine 
geringfügige Abkühlung des Ablaufs durch 
Wärmeentzug wird sich nicht negativ auf 
den Vorfluter auswirken. Demgegenüber 
ist der Einfluß einer meßbaren Abkühlung 
des Zulaufs auf die nachfolgende Abwasser¬ 
behandlung umstritten. 

Am Beispiel einer in Vorbereitung befind¬ 
lichen Anlage sollen die Probleme bei der 
Nutzung der Wärmequelle Abwasser näher 
erläutert werden. Es handelt sich dabei um 
eine ABA, deren Wärmedefizit durch den 
Einsatz von Wärmepumpen gedeckt wer¬ 
den soll. Die unbedeutende Temperaturdif¬ 
ferenz zwischen Zu- und Ablauf sowie der 
Standort der Wärmenutzeranlage in unmit¬ 
telbarer Nähe des Ablaufs waren ausschlag¬ 
gebend für die Wahl des mechanisch geklär¬ 
ten Abwassers als Wärmequelle, zumal es 
in ausreichender i Menge zur Verfügung 
steht. Nachteilig ist die Wärmequellentem¬ 
peratur. Sie unterliegt — jahreszeitlich be¬ 
dingt — großen Schwankungen. Länger an¬ 
dauernde Tiefstwerte fallen in die Heiz¬ 
periode und liegen sogar unter der Grund¬ 
wassertemperatur (Bild 1). Das wirkt sich 
zu diesem Zeitpunkt ungünstig auf die Lei¬ 
stungsziffer der Wärmepumpe aus. Als 
Wärmepumpen werden die Kaltwassersätze 
des VEB Maschinenfabrik Halle eingesetzt. 
Eine direkte Beaufschlagung der Verdamp¬ 
fer mit geklärtem Abwasser ist noch nicht 



Bild 1 Durchschnittliche monatliche Abwassertem¬ 
peraturen einer KA 
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Bild 2 Prinzipschema der Nutzung des Abwassers als Wärmequelle für WP 


Ausgefaulter Schlamm als Wärmequelh 



ausreichend erprobt und daher mit Un¬ 
sicherheiten behaftet. Zur Gewährleistung 
der geforderten Betriebssicherheit wurde 
deshalb zwischen Wärmequelle und Wärme¬ 
pumpe ein Zwischenkreislauf eingekoppelt. 
Als Zwischenwärmeübertrager wurden Spi¬ 
ralübertrager mit einer Spalthöhe von 
16 mm eingesetzt. Ihre wesentlichsten Vor¬ 
teile sind: 

— geringer Raumbedarf bei großen Wärme¬ 
übertragungsflächen 

— Eignung für verschmutzte Flüssigkeiten 

— große Wärmedurchgangskoeffizienten 

— Selbstreinigungseffekte. 

Im Rahmen eines Ingenieurpraktikums /l/ 
wurden Untersuchungen zur Einordnung 
der Spiralwärmeübertrager des Fertigungs¬ 
programms der DDR geführt. Dabei zeigte 
sich, daß mit Wasser als Wärmeträger we¬ 
gen der hohen erforderlichen Wärmeüber¬ 
tragungsfläche eine relativ hohe Anzahl von 
Spiralwärmeübertragern installiert werden 
muß. Benutzt man dagegen Sole als Wärme- 
träger, wird infolge der höheren mittleren 
logarithmischen Temperaturdifferenz die er¬ 
forderliche Wärmeübertragungsfläche gerin¬ 
ger, und die Zahl der Spiralwärmeübertfa- 
ger kann minimiert werden. Das Prinzip¬ 
schema der Wärmepumpenanlage ist auf 
Bild 2 angegeben. Folgende Auslegungs¬ 
werte liegen vor: 

Heizlast: 315 kW 

Wärmequelle: mechanisch gereinig¬ 

tes Abwasser t m in 
= 7 °C, Abkühlung 
im Zwischenwärme¬ 
übertrager auf 3 °C 

Sole: Gemisch aus 30 Pro¬ 

zent Oratin und 
70 Prozent Wasser, 
Erwärmung im Zwi¬ 
schenwärmeübertra¬ 
ger von — 4 °C auf 

-1 °c 

Wärmepumpe: Typ KWS 560-2 h, 

Kältemittel R 22, 
Kondensatorleistung 
384 kW, Verdamp¬ 
ferleistung 264 kW, 
elektrische Leistung 
136 kW, Leistungs¬ 
ziffer bei t m in 2,82 
Warmwasser: Vorlauftemperatur 

48 °C, Rücklauf¬ 
temperatur 38 °C. 


Um den Forderungen der Wärmepumpen¬ 
anordnung /2/ zu entsprechen, die u. sl. be¬ 
sagt, daß Großwärmepumpen für jeweils 
2 h während der elektrischen Spitzenbela¬ 
stungszeiten außer Betrieb zu nehmen sind, 
wurden Wärmespeicher vorgesehen. Die 
Heizleistung der Wärmepumpe liegt des¬ 
halb über der Heizlast. 

Die der Auslegung zugrunde gelegte Ab¬ 
wassertemperatur von 7 °C tritt nur an we¬ 
nigen Tagen im Jahr auf. Die durchschnitt¬ 
liche jährliche Abwassertemperatur für die 
betreffende Abwasserbehandlungsanlage 
beträgt etwa 12 °C. Diese Erhöhung der 
Wärmequellentemperatur bewirkt eine Stei¬ 
gerung der Leistungsziffer der Wärme¬ 
pumpe auf rund 3,06. Das von der Wärme¬ 
pumpe mit 48 °C gelieferte Warmwasser 
wird durch mit Biogas betriebene Gaskes¬ 
sel auf eine Temperatur von etwa 60 °C 
nachgeheizt. Damit dient es dann als Heiz¬ 
medium in einem Wärmeübertrager zur 
Erwärmung des Frischschlamms für die ge¬ 
schlossene Faulung auf etwa 35 °C. Da ditf 
Schlammerwärmung über das gesamte Jahr 
erfolgt, ist eine sehr hohe jährliche Be¬ 
triebsstundenzahl gewährleistet. 


Bild 3 Prinzipschema der Abwärmenutzung des 
Faulschlammes und Erwärmung des Frisch¬ 
schlammes 



1 Schlammwärmeübertrager • • Frischschlamm 

2 Zwischenwarmeübertroger - K x Faulschlamm 

3 Fnschschlommwärme - - Warmwasser 

Übertrager —d—lf- Iwischcnlretclauf 


Der ausgefaulte Schlamm verläßt die ge¬ 
schlossenen Faulräume mit einer Tempera¬ 
tur um 33 °C. Vom Temperaturniveau her 
bietet er nahezu ideale Voraussetzungen als 
Wärmequelle für Wärmepumpen. Ein tech¬ 
nisches Problem bildet allerdings die Aus¬ 
wahl geeigneter Wärmeübertrager. Außer¬ 
dem liegt diese Wärmequelle nicht konti¬ 
nuierlich vor. Die Beschickung der geschlos¬ 
senen Faulräume mit Frischschlamm erfolgt 
im allgemeinen diskontinuierlich. Da die 
geschlossenen Faulräume nach dem Ver¬ 
drängungsprinzip arbeiten, fällt der ausge¬ 
faulte Schlamm auch diskontinuierlich an. 
Es ist daher naheliegend, den ausgefaulten 
Schlamm zur Erwärmung des Frisch¬ 
schlamms einzusetzen. In Bild 3 ist das 
Prinzipschema dargestellt. Der ausgefaulte 
Schlamm strömt durch den Wärmeübertra¬ 
ger 1. Im Gegenstrom dazu wird der 
Frischschlamm geführt. Der so auf unter 
25 °C abgekühlte ausgefaulte Schlamm gibt 
im Wärmeübertrager 2 Wärme an einen 
Zwischenkreislauf ab und dient so als 
Wärmequelle für die Wärmepumpe. Mit 
dem von der Wärmepumpe bereitgestellten 
Warmwasser kann der Frischschlamm auf 
die erforderliche Faulraumtemperatur er- 
wärmt werden. Während bei R-22-Wärme- 
pumpen Warmwasservorlauftemperaturen 
von rund 48 °C realisierbar sind, betragen 
diese bei R-12-Wärmepumpen um 70 °C. 
Allerdings ist dann eine niedrigere Lei¬ 
stungsziffer durch den erhöhten Elektro¬ 
energiebedarf zu erwarten. 

Zusammenfassung f 

Als Wärmequelle für Wärmepumpen bieten 
sich auf Abwasserbehandlungsanlagen das 
geklärte Abwasser und der ausgefaulte 
Schlamm an. Durch Einsatz elektrisch be¬ 
triebener Wärmepumpen ergeben sich neben 
der Nutzung dieses Wärmepotentials Vor¬ 
teile für die Betriebssicherheit der Wärme¬ 
versorgung durch Entkopplung der Gasge¬ 
winnung von der Wärmebereitstellung. Als 
Wärmepumpen können die v zur Verfügung 
stehenden Kaltwassersätze benutzt werden. 
Wegen der verschmutzten Medien muß die 
Wärmequelle über einen zusätzlichen Wär¬ 
meträgerkreislauf eingebunden werden. Die 
von den Wärmepumpen bereitgestellte Nie¬ 
dertemperaturwärme ist zur Erwärmung 
des Frischschlamms für den Faulprozeß ge¬ 
eignet. Ein ganzjähriger Wärmepumpenbe¬ 
trieb ist dann realisierbar. Zur Grundaus¬ 
legung und energetischen Bewertung der 
Wärmepumpenanlage sind im Zusammen¬ 
hang mit der Biogasverwertung technisch¬ 
ökonomische Untersuchungen erforderlich, 
um das im Abwasser und Faulschlamm ent¬ 
haltene Energiepotential wirtschaftlich nut¬ 
zen zu können. 
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Gasmotoren zur Biogasverwertung 
auf Abwasserbehandlungsanlagen 


Dr.-Ing. Dieter BERGMANN; Dipl.-Ing. Rainer NOACK 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft, Betriebsteil Dresden 


In den industriell entwickelten Ländern 
wird durch unterschiedliche Technik und 
Technologie versucht, den Prozeß der Ab¬ 
wasseraufbereitung durch 'Nutzung von An- 
fallenergien weitestgehend energieautark 
zu gestalten. Einen Schritt in Richtung der 
energieautarken ABA und der Erfüllung der 
Rechtspflicht aus /!/ stellt die Nutzung des 
seit Jahrzehnten bekannten Prinzips der 
Wärme-Kraft-Kopplung mittels Gasmotoren 
dar. 


Wärmebedarf und Biogasproduktion 

Der Wärmebedarf einer ABA setzt sich im 
wesentlichen aus dem Anteil, der für die 
Gebäudeheizung benötigt wird, und der 
technologischen Heizung, die für das Ein¬ 
halten der notwendigen Prozeßtemperatur 
in den Faulräumen verantwortlich ist, zu¬ 
sammen. Dieser Wärmebedarf ist eine 
Funktion der Außentemperatur, wie die im 
Bild 1 dargestellten Ganglinien ausweisen. 
Im Gegensatz hierzu verhält sich die Bio¬ 
gasproduktion. Da diese jahreszeitlich un¬ 
abhängig bei konstanter Prozeßtemperatur 
in den geschlossenen Faulräumen erfolgt, 
können Schwankungen nur über unter¬ 


schiedliche Frischschlammzusammensetzun¬ 
gen eingetragen werden. Für die energeti¬ 
sche Bilanzierung können diese Schwankun¬ 
gen vernachlässigt werden, und es kann mit 
ausreichender Genauigkeit davon ausgegan¬ 
gen werden, daß die Biogasproduktion un¬ 
abhängig von der Außentemperatur über 
das Jahr konstant ist. Sie liefert somit eine 
vom Wärmebedarf deutlich abweichende 
Ganglinie. Dieser unterschiedliche Anfall 
des Wärmebedarfs und des Primärenergie¬ 
trägers führt in Zeiten mit geringem Wär¬ 
mebedarf zu einem Uberschuß des Pri¬ 
märenergieträgers Biogas und in Zeiten mit 
großem Wärmebedarf zu einem Biogasdefi¬ 
zit. In der Regel ist somit immer ein zweiter 
Energieträger zur Deckung des Spitzen¬ 
bedarfs notwendig. Dabei ist zu beachten, 
daß dem zweiten Energieträger aus Grün¬ 
den hoher Betriebssicherheit eine weitere 
wichtige Funktion, die Entkopplung des 
funktionellen Zusammenhangs zwischen 
Biogaserzeugung und Wärmeenergiebereit¬ 
stellung, zukommt. 

Dieser zweite Energieträger, ob als Erdgas, 
Elektroenergie für Wärmepumpen oder 
Rohbraunkohle, stellt neben solchen Fragen 
wie „Gibt cs im Nahbereich der ABA Ab¬ 
nehmer für Wärmeenergie in Form von , 



Dampf, Warmwasser oder Gas?“ die Beson¬ 
derheit der ABA in energetischer Hinsicht 
dar. Das Zusammenwirken aller Faktoren 
läßt sich nur mittels einer energetischen 
Prozeßanalyse im Sinne einer Minimierung 
des volkswirtschaftlichen Aufwands lösen. 
Daher ist es notwendig, daß vor Einbau ein¬ 
zelner Anlagenkomponenten zur Verbesse¬ 
rung der Energiebilanz eine energetische 
Prozeßanalyse durchgeführt wird und das 
Ergebnis in Form von Vorzugsvarianten in¬ 
nerhalb einer Energiestudie vorliegt. Das 
Ziel, die energieautarke ABA, stellt nach 
dem derzeitigen Stand der Untersuchungen 
eine Ausnahme dar. Deshalb ist der Elek¬ 
troenergiebezug zu minimieren und die 
Wärmeenergieversorgung autark zu gestal¬ 
ten. Die technische Konzeption eines Gas¬ 
motors mjt Abwärmenutzung bietet hierfür 
gute Voraussetzungen. 

Gasmotor mit Abwärmeverwertung 

Der Gasmotor kann auf ABA mit den unter¬ 
schiedlichsten Arbeitsmaschinen gekuppelt 
werden. Bild 2 stellt die Prinzipschaltung 
eines Gasmotors mit Generator und Abwär¬ 
meverwertung dar. Das Biogas gelangt über 


Bild 1 Ganglinie des Wärmebedarfs und der Bio¬ 
gasproduktion in Abhängigkeit von der 
Außentemperatur 


Bild 2 Prinzipschaltbild eines Gasmotoi^Generator- 
Aggregats mit Abwärmeverwertung 



Heizmsserrücklauf heizmssenorhuf 


Wasserwirtschaft—Wassertechnik 7 (1983) 


227 







das Magnetventil 1, den Gasregler 2 und 
den Gasmischer 3 zum Gasmotor. Das Ma¬ 
gnetventil ist Bestandteil der Motorsicher¬ 
heitsschaltung. Der Gasdruckregler hat die 
Aufgabe, den Motor mit konstantem Druck 
zu versorgen. Im Gasmischer wird das für 
den Motor günstigste Mischungsverhältnis 
zwischen Luft und Gas bezüglich Verbrauch 
und Leistung eingestellt. Die Kühlwasser¬ 
pumpe 12 fördert das Motorkühlwasser in 
den Motor. Hier nimmt es einen Teil der bei 
der Verbrennung entstehenden Wärme auf. 
Das heiße Kühlwasser wird im Wärmeüber¬ 
trager 7 rückgekühlt und von der Kühlwas¬ 
serpumpe dem Motor wieder zugeführt. Im 
Kühlwasserwärmeübertrager wird die Kühl¬ 
wasserwärme dem Heizwasserkreislauf 
zugeführt. Bei der im Bild 2 dargestellten 
Reihenschaltung von Kühlwasser- und Ab¬ 
gaswärmeübertrager wird das Heizwasser 
im Abgaswärmeübertrager nachgeheizt. In 
diesem Fall arbeitet der Heizwasserkreislauf 
mit einer Vorlauftemperatur zwischen 72 °C 
und 90 °C. /2, 3, 4, 5/ Während die Kühl¬ 
wasserwärme immer abgeführt werden 
muß, kann der Abgaswärmeübertrager 
durch einen Bypaß umfahren werden. Der 
im Durchschnitt mit 2 g/kWh entstehende 
kontinuierliche Schmierölverbrauch wird 
über den Behälter 11 laufend ausgeglichen. 
Zur Betriebsüberwachung dienen die im 
Bild 2 eingetragenen Temperatur- und 
Druckmeßstellen. Bei Drehzahlüberschrei¬ 
tung, überschreiten von öl- und Kühlwas¬ 
sertemperaturen und beim Abweichen des 
Öldrucks vom Soll-Wert wird der Gasmotor 
automatisch abgesperrt. Die hier beschrie¬ 
bene Konzeption ist ungeeignet, wenn 
Dampf aus der Abwärme der Gasmotoren 
zur Substratvorwärmung bereitgestellt wer¬ 
den soll. Mit heißgekühlten Motoren, die 
durch entsprechende konstruktive Maßnah¬ 
men in der Lage sind, Hochdruckdampf zu 
erzeugen, könnte auch bei uns dieses Pro¬ 
blem gelöst werden. International wird 
schon seit längerem an dieser Aufgabe ge¬ 
arbeitet. /6/ 

Die auf ABA stationär betriebenen Gasmo¬ 
toren arbeiten bis auf wenige Ausnahmen 
als Gas-Otto-Motoren. Die Vielschichtigkeit 
der Energieumwandlung auf ABA bedarf 
einer Lösung mit mehreren Freiheitsgraden. 
Die bisher dazu durchgeführten Untersu¬ 
chungen haben gezeigt, daß unter den Be¬ 
dingungen der DDR das Blockheizkraftwerk 
(BHKW) die geeignete Anlagenkonzeption 
darstellt. 


Das Blockheizkraftwerk und seine Dimen¬ 
sionierung 

Blockheizkraftwerke sind Heizkraftwerke in 
kompakter Bauweise zur dezentralen Ver¬ 
sorgung mit Elektroenergie und Wärme. 
Die dezentrale Anordnung vermeidet Uber¬ 
tragungsverluste, da die Energieumwand¬ 
lung am Ort des Verbrauchs erfolgt. Das 
Blockheizkraftwerk (BHKW) besteht aus 
Gasmotoren mit direkt gekuppelten Genera¬ 
toren und den Einrichtungen zur Abwär¬ 
menutzung. Aus einem Kubikmeter Biogas 
können so im Durchschnitt 2,1 kWh Elek¬ 
troenergie und 3,2 kWh Wärmeenergie bei 
einem Wirkungsgrad von über 80 Prozent 
bereitgestellt werden. Einen vollständigeren 
Überblick weist die im Bild 3 dargestellte 
Vollastenergiebilanz aus. 


Bild 3 Vollastenergiebilanz eines nicht aufgelade¬ 
nen Gas-Otto-Motors /2/ 


Verluste 

10 - 18 , 8 % 



Die Umwandlung eines Teils des Biogases 
in Elektroenergie dient nicht, wie oft immer 
irrtümlich angenommen wird, der Erhö¬ 
hung des Primärenergieausnutzungsgrades, 
sondern vielmehr der Bereitstellung einer 
Energieform mit einer wesentlich höheren 
Qualität (Exergie) als die bei der Verbren¬ 
nung in Kesseln anfallende Wärmeenergie. 
Auf ABA muß die Dimensionierung des 
BHKW nach dem Wärmebedarf erfolgen. 
Im Gegensatz hierzu erfolgt die Bemessung 
der von der Verfahrenstechnik her bekann¬ 
ten BHKW in Form der Total-Energie- 
Anlagen, die zur dezentralen Bereitstellung 
von Elektroenergie dienen, nach dem Elek¬ 
troenergiebedarf. Die anfallende Wärme ist 
sekundär. /I/ 

Zur Dimensionierung des BHKW sind ne¬ 
ben dem Wärmebedarf auch solche Größen 
wie Vollastbetriebsstunden, Ausrüstungsauf¬ 
wand für das gesamte Energieumwand¬ 
lungssystem und besonders die Forderung 
nach vollständiger Verwertung des anfallen¬ 
den Biogases zu beachten. Wenn dieser For¬ 
derung durch Verwertung des gesamten 
Biogases im BHKW nachgekommen wird, 
entsteht zwangsläufig bei höheren Außen¬ 
temperaturen ein „Wärmeberg“. Energie- 
wirtschaftlich ist es nicht sinnvoll, diesen 
Wärmeberg über Notkühler abzufahren, wie 
das auf Anlagen im Ausland oft noch 
durchgeführt wird. 


Bild 4 Auf Biogas umgerüstetes Diesel-EIektro- 
aggregat Typ 6-2370 50 kVA, fahrbar 



Bei einer derartigen Auslegung sind in je¬ 
dem Fall Wärmeverbraucher auf der ABA 
zu finden. Denkbar wäre hierzu die Intensi¬ 
vierung von Prozessen der Abwasserbe¬ 
handlung, die temperaturabhängig sind. 
Das BHKW kann aber auch so dimensio¬ 
niert werden, daß mit der Abwärmenutzung 
der technologische Wärmebedarf gedeckt 
wird. Zur Deckung des weiteren Wärme¬ 
bedarfs müssen Gaskessel zur Verfügung 
stehen. Der dadurch frei werdende Biogas¬ 
anteil läßt sich für andere Prozeßstufen, 
wie Schlammtrocknung oder den Ein¬ 
satz auf Kraftfahrzeugen, nutzen. Welche 
der beiden Grundauslegungen gewählt wird, 
ist im Rahmen der bereits erwähnten Pro¬ 
zeßanalyse zu entscheiden. 

Elektrisch wird das BHKW zweckmäßiger¬ 
weise parallel zum Netz betrieben. Auf 
diese Weise kann das Netz als Puffer be¬ 
nutzt werden. Die ABA entnimmt dann 
dem Netz nur die Differenz zwischen 
Elektroenergiebedarf und eigenerzeugter 
Elektroenergie. Das sichert eine hohe Aus¬ 
lastung des BHKW im wirtschaftlichen Be¬ 
triebsbereich. Für die in Aussicht stehende 
Baugröße können Asynchrongeneratoren 
eingesetzt werden. Gegenüber Synchronge¬ 
neratoren fallen die aufwendige Synchroni¬ 
siereinrichtung und alle mit der Erregung 
zusammenhängenden Bauteile weg. Wegen 
der relativ kleinen BHKW-Generatoren im 
Verhältnis zum starren Netz ist es kaum 
von Bedeutung, daß der Asynchrongenera¬ 
tor keine Spannungsschwankungen ausglei- 
chen kann und beim Zuschalten einen 
Stromstoß durch aufgenommenen Magneti¬ 
sierungsblindstrom hervorruft. Hinsichtlich 
der Anzahl der zu installierenden Aggregate 
kann gesagt werden, daß Konzeptionen mit 
mehreren Aggregaten Vorteile gegenüber 
den Konzeptionen ausweisen, die statt mit 
mehreren kleinen mit einem oder zwei gro¬ 
ßen Aggregaten ausgerüstet sind. Das be¬ 
trifft die Anpassung des BHKW an die 
Jahresganglinie des Wärmebedarfs und die 
daraus resultierende Auslastung der Aggre¬ 
gate. Des weiteren wird die Verfügbarkeit 
erhöht, da Reparatur und Instandhaltungs¬ 
arbeiten in die Zeit gelegt werden können, 
wo die betriebsbedingte Außerbetrieb¬ 
nahme (bei Zuschaltung von Gaskesseln) 
der Aggregate erfolgt. Ein Fahren des Re¬ 
serveaggregates mit dem Gas aus den Gas¬ 
speichern während der Spitzenbelastungs¬ 
zeit erhöht die Vollastbetriebsstunden für 
das gesamte BHKW und verbessert erheb¬ 
lich die Energiebilanz der ABA. Da mit der 
Anzahl der Aggregate der MSR- und Bedie¬ 
nungsaufwand ansteigt, ist eine obere Be¬ 
grenzung der Anzahl der Aggregate erfor¬ 
derlich. In der Regel sollten nicht mehr als 
sechs bis acht Aggregate zur Anwendung 
kommen. 

Gasmotoren mit direkt gekuppelten Arbeits¬ 
maschinen 

Für die Direktkupplung mit Arbeitsmaschi¬ 
nen bieten sich auf den ABA Verdichter 
von Wärmepumpen, Gebläse, Verdichter, 
Pumpen und ähnliches an. Die direkte 
Kupplung des Gasmotors mit dem Verdich¬ 
ter einer Wärmepumpe (Gaskompressions¬ 
wärmepumpe) hat bei all den bekannten 
energetischen Vorteilen auf der ABA den 
Nachteil, daß kein Entkoppeln von Biogas¬ 
produktion und Wärmebereitstellung mög- 
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lieh ist, falls nicht als zweiter unabhängiger 
Energieträger Erdgas zur Verfügung steht. 
Für die anderen Arbeitsmaschinen müssen 
— damit der Betrieb der ABA abgesichert 
werden kann — gleich große elektrische Re¬ 
serveaggregate bereitgestellt werden. Um zu 
verhindern, daß Gasmotoren ganzjährig 
oder teilweise unwirtschaftlich im Teillast¬ 
gebiet arbeiten, muß eine genaue Anpas¬ 
sung an die Arbeitsmaschine erfolgen. 

In der DDR ist auch in der Perspektive 
kein entsprechend abgestuftes Gasmotoren¬ 
programm vorgesehen. Deshalb orientiert 
die Wasserwirtschaft auf die Bereitstellung 
von Wärme- und Elektroenergie aus 
BHKW, um die vorhandenen Restriktionen 
zu umgehen. Die durch die zusätzliche 
Energieumwandlung entstehenden Verluste 
werden wegen der beschriebenen Vorteile 
für die Betriebsführung in Kauf genom¬ 
men. 


Realisierungsmöglichkeiten 

Bekanntlich werden in der DDR keine Gas¬ 
motoren hergestellt. Bereits vor Jahren 
wurde daher von der Wasserwirtschaft ge¬ 
fordert, Dieselmotoren der Serienproduktion 
auf den Betrieb mit Biogas umzurüsten. Als 
Beispiellösung hat der BT Dresden des VEB 
Prowa in Zusammenarbeit mit dem Bereich 
Verbrennungsmotoren und Kraftfahrzeuge 
der TU Dresden einen W-50-Motor auf Gas- 
Otto-Betrieb umgerüstet. Basisaggregat ist 
ein fahrbares 50-kVA-Dieselaggregat. An¬ 
stelle der Einspritzausrüstung wurde eine 
Batteriezündanlage eingebaut. Das Verdich¬ 
tungsverhältnis wurde durch Vergrößerung 
des Kolbenbrennraums verändert. In die 
Gaszuleitung wurden ein serienmäßiger 
Druckregler sowie ein Magnetventil ein¬ 
geordnet. An dem Ansaugrohr ist ein spe¬ 
ziell entwickelter Gasmischer angeflanscht. 
Eine Abwärmeverwertung ist nicht vorgese¬ 
hen, weil die motorischen Parameter von 
besonderem Interesse sind. Das Aggregat 
läuft bisher 1 500 h ohne Beanstandungen. 
Der entsprechende Umbausatz liegt als Do¬ 
kumentation mit entsprechenden Werkstatt¬ 
zeichnungen im VEB Prowa, BT Dresden, 
vor. 

In ähnlicher Weise arbeitet die IHS 
Zwickau zur Zeit an der Umrüstung eines 
größeren Dieselmotors auf Gasantrieb, 
wobei die elektrische Leistung eines derarti¬ 
gen Gasmotor-Generator-Aggregats um 
200 kW liegen wird. Vom VEB Schwerma¬ 
schinenbau „Karl Liebknecht“ Magdeburg 
liegt der Wasserwirtschaft eine schriftliche 
Zusage vor, daß bei positivem Ergebnis und 
hinreichendem Bedarf das Kombinat SKL 
bereit ist, eine Produktion des Gasmotors 
aufzunehmen. 


ökonomische Wertung 

Mit der 200-kW-Baugröße kann der größte 
Teil der Einsatzfälle auf ABA der DDR ab¬ 
gedeckt werden. Zur ökonomischen Bewer¬ 
tung wurde eine Kosteneinschätzung vor¬ 
genommen, um zumindest Angaben über 
die Größenordnung der einzelnen Kostenan¬ 
teile erhalten zu können. * 

Da die Biogasverwertung in BHKW eine 
Maßnahme des wirtschaftlichen Energieträ¬ 
gereinsatzes ist, muß die Wirtschaftlich¬ 


keitsrechnung nach TGL190-452 geführt 
werden. Hiernach erfolgt der Nachweis des 
gesellschaftlichen Aufwands durch Berech¬ 
nung der Aufwandskennziffer. Da die 
Energieanlagenteile unterschiedliche Nut¬ 
zungsdauer aufweisen, wurde der durch¬ 
schnittlich^ Jahreswert wie folgt zugrunde 
gelegt: 


Es bedeuten: 

aw a /Aufwandskennziffer als durchschnitt¬ 
licher Jahreswert 
I Investitionskosten 

n normale Nutzungsdauer 

B Betriebsaufwand (einschl. Umlauf¬ 

mittel) 

q Akkumulationsfaktor. 

Das Ergebnis der Untersuchung läßt fol¬ 
gende ökonomische Bewertung zu: 

— Gesamtaufwand und Gesamtinvestitions¬ 
kosten werden überwiegend durch die Aus¬ 
rüstung bestimmt. Der Bauanteil beträgt 
nur ein Bruchteil des Ausrüstungsanteils. 

— Der spezifische Aufwand steigt bei ab¬ 
nehmender Auslastung der Aggregate. Des¬ 
halb sind der Parallelbetrieb zum Netz und 
auch die Mehrmotorenanlage vorgesehen. 

— Durch den Betrieb des BHKW werden 
volkswirtschaftlich Kosten zur Bereitstel¬ 
lung von Elektroenergie gespart. Das 
BHKW benötigt nur 41 Prozent der Auf¬ 
wendungen gegenüber den volkswirtschaft¬ 
lichen Aufwendungen für die Erzeugung 
und Übertragung von Elektroenergiegrund¬ 
last. Der dadurch erreichte volkswirtschaft¬ 
liche Nutzen erreicht je nach Anlagengröße 
in drei bis fünf Jahren die Größenordnung 
der Gesamtinvestitionen. 


Zusammenfassung 

Die Ausführungen zeigen, daß das BHKW 
eine Möglichkeit der Biogasverwertung in 
Richtung eines rationellen Energieträgerein¬ 
satzes darstellt. Es ist aber auch zu erken¬ 
nen, daß die Konzipierung und Einordnung 
des BHKW im Rahmen einer umfassenden 
Prozeßanalyse, die alle energetischen Pro¬ 
bleme der Schlammbehandlung erfaßt, er¬ 
folgen muß. Der gesellschaftliche Aufwand 
für die Erzeugung einer kWh Elektroener¬ 
gie im BHKW liegt dabei für die Wasser¬ 
wirtschaft deutlich unter den Aufwendun¬ 
gen der Elektroenergie, die mittels Kon¬ 
densationskraftwerk auf Rohbraunkohleba¬ 
sis bereitgestellt wird. 
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Sonnenkollektoranlagen zur Warmwasserbereitstellung 
in der Wasserwirtschaft 


Dr.-Ing. Horst ELSNER, KDT; Dipl.-Ing. oec. Lothar HOFFMANN, KDT; 

Dipl.-Ing. Frank OLZSCHA, KDT; 

Meister Egon BACHMANN, KDT 

Beitrag aus dem VEB Projektierung Wasserwirtschaft und dem VEB Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Gera 


Die fossilen Brennstoffe als Energieträger 
sind in den letzten Jahren international 
ständig teurer geworden. Hierbei ist zu be¬ 
obachten, daß sie auf der Erde nicht un¬ 
erschöpflich sind und bereits ein Vorgriff 
auf die Energiereserven für die kommen¬ 
den Generationen erfolgt. 

Die Gesamtsilualion in der Bereitstellung 
und der Preisentwicklung der fossilen 
Brennstoffe, die Forderungen des umfassen¬ 
den Umweltschutzes und die Verpflichtung 
gegenüber den kommenden Generationen 
zwingt auch die DDB, Anlagen zur Nut¬ 
zung der umgewandelten elektromagneti¬ 
schen Strahlung der Sonne in thermische 
Energie zu schaffen. Allgemein kristallisie¬ 
ren sich zunehmend international bei der 
Bereitstellung von Heizungs- und Warm¬ 
wasserenergie folgende Grundsatzforderun¬ 
gen heraus: 

— Ersatz der importierten Energieträger 
durch heimische 

— optimale Ausnutzung der Primärenergie 

— geringstmögliche Umweltbelastung durch 
den zunehmenden Einsatz von Wärme¬ 
pumpen- und Solaranlagen. 

In den letzten drei Jahren hat sich der Ein¬ 
satz von Groß- und Kleinwärmepumpen in 
der Wasserwirtschaft zur Beheizung wasser¬ 
wirtschaftlicher Anlagen immer mehr durch¬ 
gesetzt. 

Wie bereits in /l/ ausgewiesen, bestehen im 
Bereich der Wasserversorgung durch die 
relativ hohe spezifische Wärme des Grund¬ 
wassers bei Beachtung der Sicherheitsbe¬ 
stimmungen günstige Voraussetzungen zur 
Bereitstellung voii Heizwärme über Wärme¬ 
pumpenanlagen; denn mit diesen Anlagen 
können etwa 60 Prozent der Primärenergie 
(Elektroenergie, Heizöl, Erdgas usw.) ein¬ 
gespart werden. 

In der Perspektive kommt es darauf an, 
diese Anlagen zur weiteren Einsparung von 
Primärenergie sinnvoll mit Sonnenkollektor¬ 
anlagen zu koppeln. 

Das energiebewußte Verhalten hat sich in 
den zurückliegenden Jahren bei den Mit¬ 
arbeitern der Wasserwirtschaft immer mehr 
durchgesetzt. Sie sind bestrebt, neue Wege 
zur Energieeinsparung und somit zur ratio¬ 
nellen Energieanwendung zu besebreiten. 
Hieraus ergibt sich die Frage, welche Mög¬ 
lichkeiten bestehen, eine noch weitergehende 
Einsparung von Primärenergie in unserem 
Wirtschaftszweig zu ermöglichen. 

Eine solche Möglichkeit bietet der Einsatz 
von Sonnenkollektoranlagen zur Bereitstel¬ 
lung von Warmwasser für Sanitärzwecke 
und betriebsinterne Prozesse (Labor-, 
Wasch- und Reinigungsprozesse) während 
der Stillstandsperiode der Wärmepumpen¬ 


Bild 1 Sonnenscheindauer der verschiedenen Erdregionen 



f = 3600 h/a 3000 bis 3600 h/a 2600 bis 3000 h/a 1600 bis 2600h/a t = 1600 A/o 


anlagen in den Monaten April bis Septem¬ 
ber bei Einsparung fossiler Brennstoffe. Die 
Energiestrahlung der Sonne auf die Erde 
beträgt bei einer Oberflächentemperatur der 
Sonne von 6 000 K insgesamt 5,36 • 10 21 kJ/a. 
Leider hat die Energiestrahlung nur eine 
geringe Energiedichte, die an der äuße¬ 
ren Peripherie der Erdatmosphäre 
E = 1,353 W/m 2 beträgt. 

In der DDR teilt sich die auftreffende Son¬ 
nenstrahlung etwa zur Hälfte in direkte 
Strahlung und diffuse Strahlung auf. Die 
diffuse Strahlung entsteht durch die Bre¬ 
chung und Streuung des Sonnenlichts in der 
Lufthülle der Erde. Die direkte und diffuse 
Strahlung als Summe ergibt die Global¬ 
strahlung. 


Die Ausnutzung der Sonnen- bzw. Global¬ 
strahlung für die Raumheizung bzw. Warm¬ 
wasserbereitstellung in Europa bzw. speziell 
der DDR wirft deshalb besondere Probleme 
auf, weil in unseren Breiten im Winter die 
Gebäude geheizt werden müssen. Mittel¬ 
europa und die DDR sind gegenüber den 
osteuropäischen, asiatischen und subtropi¬ 
schen Ländern in bezug auf die Sonnen¬ 
scheindauer eindeutig benachteiligt. Bild 1 
zeigt nach /2/ die Sonnenscheindauer ver¬ 
schiedener Erdregionen. Während im Süden 
der Sowjetunion eine Sonnenscheindauer 
von 2 400 bis 3 000 h/a erreicht wird, liegt 
diese in der DDR bei 1 600 bis 2 400 h/a. 
Diese Werte werden im Norden der DDR 
noch unterschritten. 


Bild 2 

Sonnenstrahlung 
für den nördlichen 
Teil der DDR 



direkte 

Strahlung 


diffuse 

Strahlung 
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Weiterhin kommt hinzu, daß in unseren 
Breiten in den Monaten November, Dezem¬ 
ber und Januar die Globalstrahlung nur 
etwa 10 bis 15 Prozent des Juniwertes be¬ 
trägt. Bild 2 zeigt die Sonnenstrahlung für 
den nördlichen Teil der DDR in kWh/m 2 • d. 
Die Globalstrahlung auf die Erde ist rund 
5 OOOmal größer als der Energiebedarf der 
derzeitigen Erdbevölkerung. 

Es geht in der Perspektive darum, die nach 
menschlichen Maßstäben unerschöpfliche 
Energieressource der Globalstrahlung unter 
den spezifischen Bedingungen der DDR 
sinnvoll zu nutzen und in unseren nörd¬ 
lichen Breiten die nur zeitweilig bereitste¬ 
hende Energie wirtschaftlich zu speichern. 


Bemessungsgrundlagen der Beispielanlage 
in der Trinkwasseraufbereitungsanlage 
(TWA) Dörtendorf 

Ausgehend von der Energiestrahlung an der 
äußeren Peripherie der Erdatmosphäre von 
E = 1,353 W/m 2 , beträgt die Energiedichte 
an der Erdoberfläche bei diffuser Himmels¬ 
strahlung (bewölkt) bis E = 200 W/m 2 und 
die direkte Sonnenstrahlung bis 
E = 900 W/m 2 . 

Die Slrahlungsenergie beträgt im Mittel bei 
direkter Sonnenstrahlung im Jahresdurch¬ 
schnitt 2,5 kWh/m 2 • d und bei diffuser 
Strahlung sinkt sie auf 1,5 kWh/m 2 • d “ab. 
Bei den großen Unterschieden zwischen der 
direkten und diffusen Strahlung in den 
einzelnen Monaten sind für die Energie¬ 
nutzung vorwiegend Anlagen zu wählen, die 
einen speziellen Wärmebedarf im Zeitraum 
April bis September haben. In diesem Zeit¬ 
raum liegt zwangsläufig die Hauptnutzungs¬ 
zeit der Sonnenkollektoranlagen. Dies trifft 
vorrangig auf die Warmwasserbereitstellung 
für Sanitäranlagen, Küchen, Labors, Wasch¬ 
anlagen usw. zu. 

In den Jahren 1984/85 erfolgt eine Umstel¬ 
lung der Heizungsanlage auf den bivalenten 
Betrieb mit Kohle-Wasser-Wasser-Wärme- 
pumpen. In diesem Zusammenhang soll als 
Beispielanlage für die Warmwasserbereit¬ 
stellung in den Sommermonaten eine Son¬ 
nenkollektoranlage (SKA) in Kopplung mit 
der bereits vorhandenen Elektro-Zusatzhei- 
zung bzw. der noch zu errichtenden Wärme¬ 
pumpenanlage errichtet werden. 

Der effektive Winkelbereich für die Auf¬ 
stellung der Sonnenkollektoren (SK) liegt 
in unseren Breiten zwischen 40° und 60°. 
Die Tendenz in der praktischen Ausführung 
liegt bei 45°, da bei diesem Winkel ein 
natürlicher Selbstreinigungseffekt der Son¬ 
nenkollektoren durch die Niederschläge er¬ 
reicht wird. 

Bei der Anordnung der Anlage ist grund¬ 
sätzlich darauf zu achten, daß eine gefahr¬ 
lose und bequeme Reinigung der Scheiben 
der Sonnenkollektoren möglich ist. Im vor¬ 
liegenden Beispiel wird ein Aufstellerwinkel 
von 50° vorgeschlagen, da sich dieser Win¬ 
kel optimal für den Aufstellungsort ergibt. 
Die Ausrichtung der Sonnenkollektoranlage 
erfolgt entsprechend dem Gebäudestandort 
nach Süden. In der Nähe des zukünftigen 
Aufstellungsortes wurde 1981 in einer An¬ 
lage mit vier Kollektoren eine jährliche Son¬ 
nenstundenzahl mit Kollektortemperaturen 
über 40 °C von 819 h/a gemessen. /3/ Im 
Jahr 1982 betrug die gemessene Zahl 
1 090 h/a. 


Die tatsächlich nutzbare Sonnenkollektor¬ 
leistung kann aber erfahrungsgemäß nur mit 
80 Prozent des gemessenen Wertes angesetzt 
werden. Es ergibt sich demzufolge für die 
Praxis 

t tats. = x gemessen • 0,8 

= 819 ■ 0,8 = 655 h/a 

= 1 090 • 0,8 = 872 h/a. /3/ 

Hieraus ergibt sich ein Praxismittelwert von 
1 527 

—rj— = 763 h/a, mit dem im südlichen Be¬ 
reich der DDR gerechnet werden kann. Für 
die Beispielanlage wird ein neuer Einschei¬ 
benkollektor der PGH Sanitas des Klemp¬ 
ner-, Installateur- und Heizungsbauhand¬ 
werks Gera, für den eine Wirtschaftspatent¬ 
anmeldung erfolgte, eingesetzt. 

Der Materialeinsatz und die Fertigungs¬ 
kosten für den Einscheibenkollektor liegen 
niedriger bzw. im günstigen Bereich für 
Sonnenkollekloranlagen: 


äußere 

Abmessungen 

wirksame 

Kollektorfläche 

Wirkungsgrad 

Masse 

max. Temperatur 
Wärmeträger 

Druckverlust im 
Kollektor 


640 mm X 1 500 mm 

1,0 m 2 
50-55 % 

18 kg 

120° im Leerlauf 
40 % Glysantin, 

60 % Wasser 
45 Pa 


Mit einem Wirkungsgrad des Einscheiben¬ 
kollektors r^SK = 0,5 und einer mittleren 
maximalen Gesamtstrahlung von 500 W/m 2 
(im Sommer) ergibt sich eine Temperatur¬ 
differenz AT von etwa 25 K. 

Dies bedeutet, daß die mittlere erreichbare 
Sonnenkollektortemperatur zwischen 40 °C 
und 50 °C liegen wird. Höhere Temperatu¬ 
ren sind nur durch ein Reduzieren des Wir- 
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kungsgrades oder speziell bemessene Son¬ 
nenkollektoren (z. B. Zwei- bzw. Mehr¬ 
scheibenkollektoren, Einsatz selektiver Be¬ 
schichtung usw.) erreichbar. Hierbei ist zu 
beachten, daß jeder erhöhte Materialeinsatz 
bei den Sonnenkollektoren zwangsläufig 
auch den Preis erhöht. Die mittlere Leistung 
des Einscheibenkollektors liegt bei den an¬ 
gegebenen Werten bei etwa 240 W/m 2 . /4, 
5/ 

Für die Nutzung der durch die Sonnenener¬ 
gie gewonnenen Wärme ist neben der er¬ 
reichbaren Temperatur tSK auch der Masse¬ 
strom von Interesse. Beim gewählten Ein¬ 
scheibenkollektor kann aufgrund der Tem¬ 
peraturdifferenz mit einem Massestrom von 
25 bis 50 l/(h/m 2 ■ SK) gerechnet werden. 
Für die Erwärmung des Trinkwassers als 
Dusch- bzw. Sanitärwasser ist im Mittel mit 
einem Wasserspeichervermögen von 50 bis 
1001/AK bzw. 1 m 2 Sonnenkollektorfläche 
zu rechnen. Praxiserfahrungen weisen aus, 
daß der Boiler günstigere Betriebsbedingun¬ 
gen ergibt, wenn der Speicherinhalt mög¬ 
lichst nahe der oberen Grenze gewählt 
wird. 

Die Elt-Zusatzheizung mit Heizpatronen ist 
im Normalfall mit einer Leistung von 6 W/1 
Speicherinhalt zu bemessen. Im vorliegen¬ 
den Fall wird der vorhandene Warmwasser¬ 
bereiter mit einem Anschlußwert von 6 kW 
genutzt. 

Bemessung der Beispielanlage in der TWA 
Dörtendorf 

Bei Sonnenkollektoranlagen mit natürlichem 
Umlauf, der zur Einsparung der Umwälz¬ 
pumpenenergie anzustreben ist, kann von 
einem Speichervolumen von 1001/AK aus¬ 
gegangen werden. Rechnet man am Tag mit 
Abgabe von rund 15 Duschbädern oder ana¬ 
logem Warmwasserverbrauch, so ergibt sich 
ein erforderliches Speichervolumen von 
1 5001. Die zugehörige Einscheiben-SKA 
.1500 

wird mit = 15 Kollektoren mit einer 

Gesamtfläche von 15 m 2 gewählt. 

Die Einscheibcnkollcktoren werden als 
Kleinanlage mit Naturumlauf, Wegfall der 
sonst üblichen Umwälzpumpenanlage, in 
reihenweiser Parallelschaltung mit Warm¬ 
wasserboiler angeordnet. Es erfolgt die An¬ 
wendung der bewährten „Tichelmannschal- 
lung“ /5/, indem jeweils drei Kollektoren 
in Reihe und die fünf Reihengruppen paral¬ 
lel geschaltet werden (siehe hierzu Bild 4 
„Reihen- und Parallelschaltung der Sonnen- 
kollcktoranlage“). Die Vor- und Rücklauf¬ 
leitung wird für den Naturumlauf bemes¬ 
sen. Wegen der besseren Füll- und Entlüf¬ 
tungstechnologie werden die Kollektoren 
senkrecht auf eine Stahlkonstruktion, die 
sich gegen die vorhandene Gebäudewand 
abstützt, nach Süden ausgerichtet und weit¬ 
gehend gegen Nordwind geschützt aufge¬ 
stellt. Das Schaltschema der Sonnenkollek¬ 
toranlage der TWA Dörtendorf ist im Bild 3 
dargestellt. 

Die hydraulische Bemessung weist aus, daß 
für den natürlichen Auftrieb bei einem 
At — 20 K eine Höhe von 124,7 mm WS 
zur Verfügung steht. 

Die Bemessung der Vor- und Rücklauflei¬ 
tung nach dem erforderlichen Energietrans¬ 
port ergibt für die Vor- und Rücklaufleitung 
eine Abmessung von 1" Die Anbindungs- 



Bild 4 Reihen- und Parallelschaltung der Son¬ 
nenkollektoranlage 


leitungen der Kollektoren an die Vor- und 
Rücklaufleitungen werden mit einer NW 
von ty 2 " ausgeführt. Der Gesamtwiderstand 
der Leitungen und Formstücke liegt bei 
46 mm WS, so daß für den natürlichen Auf¬ 
trieb eine ausreichende Sicherheit vorhan¬ 
den ist. Für die Anlage wird ein indirekter 
Sonnenkollektor-Kreislauf (Bild 3) gewählt, 
weil sich hierdurch die Vorteile der langen 
Lebensdauer bei geringer Korrosion, das 
Entfallen der Entleerung in der Frostperiode 
und der einfachen Regelung gegenüber dem 
direkten Sonnenkollektor-Kreislauf erge¬ 
ben. 

Im Zuge der örtlichen Anpassung ergibt sich 
innerhalb der TWA Dörtendorf zur Errei¬ 
chung einer guten Warmwasserqualität (di¬ 
rekter Durchlauf) als Vorzugsvariante, einen 
direkten Wärmeaustauscher als Boileranlage 
anzuordnen. Gewählt werden drei „Warm- 
fix-Durchlaufbehältcr“ mit je 500 1 Speicher¬ 
vermögen (größte Einheit, die hergestellt 
wird). Die drei Durchlaufbehälter werden 
in Reihe geschaltet. Die Leitungsanordnung 
erfolgt so, daß im Reparaturfall wahlweise 
ein Boiler aus der Reihe abgeschaltet wer¬ 
den kann (Bild 3). Die mittlere Gesamtlei¬ 
stung der geplanten Anlage beträgt demzu¬ 
folge 15 m 2 • 240 W/m 2 = 3 600 W. 

Der Vergleich mit der bisher betriebenen 
Elektroheizung zut Warmwasserbereitung, 
die im Mittel bei einer Leistung von 
24,6 kWh/d liegt, läßt die Schlußfolgerung 
zu, daß mit der geplanten Anlage in den 
Monaten von April bis September der 
Warmwasserbedarf des Objekts im wesent¬ 
lichen gedeckt werden kann. 

Die Errichtung einer Elektrozusatzheizung 
entfällt. Hierfür wird der im Heizungskeller 
bereits vorhandene Warmwasserboiler mit 
Elt-Patronenheizkörper und Heizregister 
der Warmwasserheizung (bivalente Kohle- 
Wasser-Wasser-Wärmepumpenheizung) ge¬ 
nutzt. Eine Verbindungsleitung mit den zu¬ 
gehörigen Magnetventilen und Temperatur¬ 
meßstellen zur automatischen Regelung der 
Anlage wird zwischen beiden Systemen an¬ 
geordnet und bindet unmittelbar vor dem 
Warmwasserboiler in die vorhandene Warm- 
wasserleitung ein (siehe hierzu Bild 3). 

örtliche Anpassung 

Die Sonnenkollektoranlage wird auf der 
Südseite des vorhandenen Hallengebäudes 
so errichtet, daß ein weitgehender Wind¬ 


schutz gegen Nordwind gegeben ist und 
eine Behinderung des Fährverkehrs nicht 
erfolgt. Um den Aufwand für die Kollek¬ 
torstützkonstruktion zu minimieren, erfolgt 
die parallele Anordnung zur Hallensüd¬ 
wand, die — bei direkter Abstützung gegen 
das Gebäude — 18° nach Osten orientiert 
ist. 

Die Flächenausdehnung umfaßt 30 m 2 . Die 
Hauptabmessungen sind Bild 4 zu entneh¬ 
men. Um die Verbindungsleitungen so kurz 
wie möglich zu halten, wird die Anlage di¬ 
rekt rechts neben dem Heizungskeller er¬ 
richtet. Die Steig- und Falleitungen (Rück- 
und Vorlauf) werden zur Reduzierung der 
Wärmeverluste innerhalb des Gebäudes 
hochgezogen. Die drei Boiler werden im 
Dachgeschoß über den Sozialräumen ange¬ 
ordnet. 

Das Sicherheitsausdehnungsgefäß und die 
zugehörige Ableitung (Vorlauf) sind inner¬ 
halb des Binderzwischenraums der Dach¬ 
binder angeordnet. Das vorhandene Über¬ 
laufgefäß der Heizungsanlage wird mit ge¬ 
nutzt. Die Stahlkonstruktion zur Aufnahme 
der Sonnenkollektoren (Bild 5) wird so ge¬ 
staltet, daß sie einseitig und oben zur Säu¬ 
berung der Kollektoren begangen werden 
kann. Der Bedienungssteg und die Treppen 
werden mit WZ-Rosten belegt. Der Boden 
unter der Kollektoranlage ist zu befestigen, 
um das Spül- und Reinigungswasser schad¬ 
los in die Gebäudeentwässerung ableiten 
zu können. 

Zur Reduzierung der Wärmeverluste sind 
alle Rohrleitungen und die Warmwasser¬ 
boiler mit einer Wärmeschutzisolierung aus 
Mineralwolle zu versehen. Die außerhalb 
des Gebäudes verlegten Rohrleitungen sind 
so kurz wie möglich zu halten und eben¬ 
falls sorgfältig zu isolieren. 

Zur Frostsicherung des Systems ist ein Ge¬ 
misch von Wasser und Äthylen-Glykol 
(bzw. Oratin) erforderlich. Ein Mischungs¬ 
verhältnis von 60 Masseprozent destillier¬ 
tem Wasser zu 40 Masseprozent Äthylen- 
Glykol + Inhibitoren garantiert eine Frost¬ 
sicherheit bis zu einer Temperatur von 

- 30 °C. 

Steuer-, Regel- und Meßanlagen der SKA 

Die SKA wird mit dem natürlichen Auf¬ 
trieb des Warmwassers betrieben, so daß die 
Schaltung einer Umwälzpumpe und der 
hierfür erforderliche Steuer- und Energie¬ 
aufwand entfallen. Die Einspeisung des 
Warmwassers der SKA in das Warmwasser¬ 
netz der TWA Dörtendorf erfolgt über ein 
Magnetventil, das vor der Einbindung in 
das Rohrnetz im Heizungskeller angeord¬ 
net wird. Das Ventil wird geöffnet, wenn 
die Kollektoranlage eine Temperatur von 
40 °C erreicht hat. Gleichzeitig wird der 
vorhandene Warmwasserboiler mit der 
KohleAVasser-Wasser-Wärmepumpen- und 
Elektrozusatzheizung über ein Elektroma¬ 
gnetventil abgeschaltet. Sinkt die Tempera¬ 
tur in der Warmwasserablaufleilung der 
Kollektoranlage unter 35 °C, erfolgt eine 
LTmschallung auf den Warmwasserboiler 
mit Zusatzheizung. Die Abgabe des Warm¬ 
wassers aus der SKA wird mit einem Was¬ 
serzähler gemessen. Gleichzeitig wird die 
Temperatur in einem Sonnenkollektor und 
in der Wärmespeicheranlage über einen 
Temperaturschreiber registriert. Mit einem 
Außenthermometer mit Schleppanzeige wird 
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die Außentemperatur gemessen. Die Mes¬ 
sung der Intensität der Globalstrahlung 
wird in Abstimmung mit dem Meteorologi¬ 
schen Dienst in Weimar durchgeführt. Die 
in der Station Weimar installierte Anlage 
zur Messung der Globalstrahlung befindet 
sich auf dem gleichen Breitengrad wie die 
TWA Dörtendorf. 

Die Schaltintervalle der Magnetventile wer¬ 
den durch einen Impulszähler erfaßt. Um 
die Magnetventile in Abhängigkeit einer 
Zeitverzögerung gegenüber einer möglichen 
Sonnenscheindauer von etwa 1 Stunde 
schalten zu können, wird zusätzlich eine 
Schaltuhr vorgesehen. 

Nach der Einregulierung der Gesamtanlage 
ist während der Monate April bis Septem¬ 
ber ein weitgehend automatischer Betrieb 
der SKA gewährleistet. 

Die vorgesehenen Steuer- und Meßanlagen 
gewährleisten nach der Inbetriebnahme der 
Anlage eine weitgehende Auswertung zur 
Ermittlung der Gesamtenergiebilanz der 
SKA. 

Ökonomische Einschätzung 

Es ergeben sich folgende Kostenfaktoren 
für die Errichtung der Anlage in Eigen¬ 
leistung des Kollektivs der Wasserwerker 
der TWA Dörtendorf: 

Investkosten 

— Anlagenkosten 

— Montageleistungen 
einschl. Anstriche 

insgesamt 


9 570,00 M 

900,00 M 
10 470,00 M 


Selbstkosten 


— Abschreibungen 

(NND 20 a = 5 %) 523,50 M 

— Wartungs- und Instand¬ 

haltungskosten (nur 
Instandhaltungs¬ 
material, Wartung 
erfolgt ohne zusätz¬ 
liche Arbeitskräfte) 126,50 M 

insgesamt 650,00 M 


Spezifische Kennziffern 
a) Berechnungswerte: 

— Gewinn an Elektroenergie bei Einsatz 
von 15 Kollektoren und einer Leistung 
von 240 W/m 2 Kollektorfläche: 

15 • 240 = 3 600 W/h 

— jährlicher Gewinn während der Betriebs¬ 
periode von April bis September bei 
einer mittleren Leistungszeit von 763 h/a: 
3,6 • 763 = 2 747 kWh. 

— Vergleichsbasis: wird ein Energietarif 
von 0,35 M/kWh (Spitzenzeit) angenom¬ 
men, so ergeben sich: 


b) Spezifische Investitionskosten: 


10-470 

3,6 


= 2,91 TM/kW 


c) Spezifische Selbstkosten: 


S 


650,— 

2747 


0,236 M/kWh 


Bild 5 Stahlkonstruklion zur Aufnahme der Sonnenkollektoren 


i 



d) Rückflußdauer: 


Ri 


10-470,— 
2747-0,35 — 650 


= 33,6 Jahre 


r 2 


10-470,— 

2747-0,35 


= 10,9 Jahre 


Es bedeuten: 

R t = Rückflußdauer unter Zugrundelegung 
der Gesamtselbstkosten 
R 2 = Rückflußdauer unter Zugrundelegung 
des Energiegewinns. 


Einschätzung der Kennziffern 

— Die Investitionskosten liegen im Ver¬ 
gleich zu anderen SK-Anlagen niedrig und 
werden durch folgende Faktoren positiv be¬ 
einflußt: 

Geringer Preis der zum Einsatz kommen¬ 
den Einscheiben-Sonnenkollektoren 

Montage der Anlage in Eigenleistung des 
VEB WAB Gera 

Einbeziehung der Anlage in die betrieb¬ 
liche Wartung und Instandhaltung ohne 
zusätzlichen Arbeitskräfteeinsatz. ' 

— Die spezifischen Investitionskosten lie¬ 
gen im Vergleich zu anderen Energie¬ 
erzeugungsanlagen günstig. 

— Die spezifischen Selbstkosten liegen noch 
unter dem Bezugspreis des Tarifs GMZ 
(Spitzenzeit). Für die Zukunft ist ein weite¬ 
res Ansteigen des Energiebezugspreises 
nicht auszuschließen. 

— Die Rückflußdauer unter Zugrunde¬ 
legung der Gesamtselbstkosten von 33,6 Jah¬ 
ren läßt die Anlage als unwirtschaftlich er¬ 
scheinen. Sie wird durch den relativ hohen 
Anteil der Abschreibungen von rund 80 Pro¬ 
zent beeinflußt. 

— Die Rückflußdauer unter Zugrundelegung 
des Energiegewinns von 10,9 Jahren liegt 
unter der NND und bringt die Zielstellung 
zur Einsparung von Elektroenergie besser 
zum Ausdruck, obwohl die Berechnung den 
Grundsatz zur Einbeziehung der entstehen¬ 
den Selbstkosten verletzt. 


Schlußfolgerungen aus ökonomischer Sicht 

— Die annähernde Wirtschaftlichkeit einer 
Sonnenkollektoranlage ist derzeitig nur dann 
nachweisbar, wenn 

die Errichtung und der Betrieb der An¬ 
lage, wie im vorliegenden Falle, mit dem 
geringsten Einsatz materieller und finan¬ 
zieller Fonds erfolgt, 

der Einsatz der SKA zur Aufbereitung 
von Warmwasser, dem perspektivisch zu er¬ 
wartenden Energietarif in Spitzenbela¬ 
stungszeiten gegenübergestellt wird. 

— Die volkswirtschaftliche Effektivität ist 
primär zu sehen in der Einsparung von 
Elektroenergie, von fossilen Energieträgern 
und in der Einsparung von Investitionen 
auf dem Gebiete des Energiesektors, wenn 
auch nur im bescheidenen Maßstab. Die aus¬ 
gewiesenen Kennzahlen zeigen, daß Über¬ 
legungen erforderlich sind, in welcher Weise 
die Nutzung von Solarenergie zur Einspa¬ 
rung von fossilen- bzw. Importenergieträ¬ 
gern zukünftig finanziell zu stimulieren ist. 
Hier wäre an eine Streichung der Abfüh¬ 
rungen für eine erweiterte Reproduktion zu 
denken. 

Hinweise zum Betrieb der SKA 

Die Gesamtanlage einschließlich der Wärme- 
speicher-Warmfix'-Geräte ist bei gewissen- 
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hafter Entlüftung mit dem bereits genann¬ 
ten Gemisch zu füllen. Die Ausdehnungs¬ 
gefäße und Entleerungen müssen funktions¬ 
fähig angeschlossen sein. In der Frostperiode 
ist bei Außerbetriebnahme der SKA die 
Kalt- bzw. Warmwas'serdufchlaufleitung 
durch die Warmfix-Geräte im Dachgeschoß 
gewissenhaft zu entleeren. Für eine regel¬ 
mäßige Säuberung der Glasscheiben der 
Sonnenkollektoren ist während der Be¬ 
triebsperiode von April bis September re¬ 
gelmäßig zur Erhaltung eines guten Ge- 
samtwirkungsgrades unbedingt Sorge zu 
tragen. 

Zusammenfassung 

Wurde in /l/ darauf liingewiesen, daß Was- 
scr-Wasser-Wärmepumpenanlagen ein ent¬ 
scheidender Faktor zur Intensivierung, der 
Nutzung von fossilen Brennstoffen und vor¬ 
handener Wasserressourcen sind, so muß 
ergänzt werden, daß Investitionen zur Ein¬ 
sparung von fossilen Rohenergieträgern 
letztendlich auch gesparte Investitionen der 
kommenden Generationen sind, für die eine 
kurzfristige Rückflußdauer nicht immer er¬ 
wartet werden kann. 

Die derzeitigen Energietarife lassen zur Zeit 
die Sonnenkollcktoranlagen in unseren Brei¬ 
ten kaum wirtschaftlich erscheinen, wenn 
die Einsparung von fossilen Energieträgern 
nicht gesondert angesetzt wird. 

Mit der geplanten Anlage, die Dank der 
beispielhaften Einsatzbereitschaft des Kol¬ 
lektivs der TWA Dörtendorf noch im Jahre 
1983 in Betrieb genommen wird, soll inner¬ 
halb der Wasserwirtschaft eine Beispiel¬ 
anlage geschaffen werden, mit der Betriebs¬ 
erfahrungen gesammelt und genauere be¬ 
triebswirtschaftliche Untersuchungen durch¬ 
geführt werden können. Gleichzeitig soll 
die vorgestellte SKA Anregungen zur Er¬ 
richtung von Klein- und Mittelanlagen in 
Eigenregie mit geringem Aufwand zur Nut¬ 
zung von Solarenergie in wasserwirtschaft¬ 
lichen Anlagen geben. Die Nutzung der 
Solarenergie wird sich vorwiegend über die 
Erwärmung von Kaltwasser für die Warm¬ 
wasserbereitstellung oder Heizungszwecke 
realisieren. In diesem Zusammenhang ist 
es empfehlenswert, daß sich die Technologen 
der Wasserbehandlung auch mit den Grund¬ 
prinzipien der Sonnenkollektoranlagen be¬ 
kanntmachen. 

Insgesamt kann eingeschätzt werden, daß 
im internationalen Bereich bis zur Jahr¬ 
tausendwende ein Ausbau der Solarenergie¬ 
nutzung in der Größenordnung von 2 bis 
10 Prozent des Gesamtenergiebedarfs er¬ 
folgen wird, und daß jeder kleine Schritt 
in dieser Richtung ein Beitrag zur Entla¬ 
stung unserer Gesamtenergiebilanz ist. 
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Der Bezirk Dresden gehört innerhalb der 
Republik zu den Bezirken mit der höchsten 
Inanspruchnahme des Wasserhaushaltes. 
Mit seinen 17 Kreisen, 603 Städten und Ge¬ 
meinden und 1,79 Mill. Einwohnern stellt 
er 10,7 Prozent der DDR-Bevölkerung und 
liegt damit hinsichtlich Einwohnerzahl auf 
dem 3. Platz im Republikmaßstab, hinsicht¬ 
lich der Einwohnerdichte auf dem 4. Platz. 
Im Bezirk Dresden sind zur. Zeit 446 wasser¬ 
nutzungsentgeltpflichtige Betriebe erfäßt. 
Davon haben 12 Betriebe einen Wasserbe¬ 
darf zwischen 10 000 und 100 000 m 3 /d und 
24 Betriebe einen solchen von 2 000 bis 
10 000 m 3 /d. Im Bereich der Landwirtschaft 
werden 21 700 ha landwirtschaftlicher Nutz¬ 
flächen bewässert und 642 000 Großviehein¬ 
heiten versorgt. Ausgehend von diesen Nut¬ 
zungsansprüchen, ergibt sich hinsichtlich der 
Gewässerbelastung die 2. Stelle im Repu¬ 
blikmaßstab. 

Im Zeitraum des Fünfjahrplanes 1976 bis 
1980 wurden auf dem Gebiet der rationel¬ 
len Wasserverwendung (RWV) auf der 
Grundlage der zu diesem Zeitraum gelten¬ 
den gesetzlichen Regelungen folgende Er¬ 
gebnisse erzielt: 

Wasserbedarf 1975 239,9 Mill. m 3 /a 100 % 
Wasserbedarf 1980 238,6 Mill. m 3 /a 99,5 % 
Senkung des spezifischen Wasserbedarfs 
von 9,60 m 3 /TM IWP 
auf 7,45 m 3 /TM IWP. 

Das entspricht einer Senkung des spezifi¬ 
schen Wasserbedarfs im genannten Zeit¬ 
raum von 22,4 Prozent gegenüber dem Ziel 
von 20 Prozent. 

In Durchsetzung entsprechender Weisungen 
des Ministeriums für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft wurden folgende Mengen 
für die Bilanzierung freigesetzt: 

Oberflächenwasser 39,790 Mill. m 3 /a 

Grundwasser 5,004 Mill. m 3 /a. 

Auf der Grundlage der Direktive zur ra¬ 
tionellen Wasserverwendung gemäß Mini¬ 
sterratsbeschluß vom 16. Juli 1981 wurden 
im IV. Quartal 1981 die Verteidigungen der 
Konzeptionen der Kombinate und Betriebe 
zur rationellen Wasserverwendung im Fünf¬ 
jahrplanzeitraum 1981 bis 1985 durchge¬ 
führt. Für den Bezirk Dresden erfolgte in 
der Oberflußmeisterei von 14 zentralgelei¬ 
teten Kombinaten die Verteidigung der 
Konzeptionen zur rationellen Wasserver¬ 
wendung. Im Ergebnis der Verteidigungen 
mußten teilweise umfangreiche Auflagen zur 
Überarbeitung und Ergänzung erteilt wer¬ 
den. Diese Auflagen erstreckten sich beson¬ 
ders auf die 


— Senkung der Trinkwasserentnahme aus 
dem öffentlichen Netz bei Verwendung 
für Produktionszwecke 

— Erarbeitung konkreter Maßnahmepläne 
auf der Grundlage der Konzeptionen 
RWV 

— Einordnung der erforderlichen Maßnah¬ 
men zur RWV in die betrieblichen Pläne 

— differenzierten Untersuchungen zum 
Wassereinsatz nach Herkunft, Verwen¬ 
dungszweck und Beschaffenheitsanforde¬ 
rungen 

— Durchführung bzw. Weiterführung von 
Untersuchungen zur Abwasserbehand¬ 
lung verbunden mit Wertstoffrückgewin¬ 
nung 

— Erarbeitung von betriebswasserwirt¬ 
schaftlichen Prozeßanalysen, Festlegung 
von Konsultationsbetrieben und Vorbe¬ 
reitung von Kombinatsbetrieben zur 
Auszeichnung als wasserwirtschaftlich 
vorbildlich arbeitender Betrieb 

— Erarbeitung von betrieblichen Havarie¬ 
bekämpfungsdokumentationen nach den 
geltenden Rechtsgrundlagen einschließlich 
deren Abstimmung mit der Staatlichen 
Gewässeraufsicht 

— sowie auf den Einsatz von Wasserbeauf¬ 
tragten sowohl auf Kombinats- als auch 
auf Betriebsebene. 

Nach entsprechender Auswertung der Kon¬ 
zeption ist bis 1985 folgende Entwicklung 
durch die Kombinate und Betriebe geplant: 

— Reduzierung der Entnahme der Indu¬ 
strie aus der zentralen Wasserversorgung 
auf 86,3 Prozent gegenüber 1980 

— Senkung des Wasserbedarfs der Industrie 
aus Eigenversorgung auf 98,3 Prozent 
gegenüber 1980 

— Senkung des spezifischen Wasserbedarfs 
der Industrie um 27 Prozent 

— Senkung des absoluten Wasserbedarfs 
der Industrie um 3 Prozent. 

Zur Erreichung dieser Ziele ist das Erteilen 
und Durchsetzen staatlicher Normative für 
den Brauchwassereinsatz und -verbrauch 
konsequent fortzuführen. Zur Zeit sind in 
der Oberflußmeisterci Dresden 78 Prozent 
des Gesamtwasserbedarfs durch Normative 
untersetzt. Von Betrieben aus dem Zustän¬ 
digkeitsgebiet liegen in 78 Fällen betrieb¬ 
liche Konzeptionen vor. Es ist festzustellen, 
daß die Qualität der Konzeptionen unter¬ 
schiedlich ist. Nur wenige genügen allen 
Anforderungen. Die besten Aussagen wer¬ 
den zum Wasserbedarf einschließlich Ent¬ 
wicklung und zu vorgesehenen Maßnahmen 
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getroffen. Mit gewissen Abstrichen genügen 
auch noch die Angaben zum spezifischen 
Wasserbedarf. Die Aussagen zur Abwasser¬ 
behandlung und -ableitung einschließlich 
Wertstoffrückgewinnung wurden nur noch 
von wenigen Betrieben in der erforderlichen 
Qualität getroffen. Angaben zur Ökonomie 
der RWV sind völlig unzureichend. 

21 bezirksgeleitete Kombinate haben ihre 
Konzeptionen vor dem Rat des Bezirkes, 
Abt. Umweltschutz und Wasserwirtschaft, 
unter Mitwirkung der Staatlichen Gewässer¬ 
aufsicht verteidigt. Die hierbei aufgetretenen 
Probleme entsprechen im wesentlichen 
denen der zentralgeleiteten Kombinate. 
Besondere Aufmerksamkeit wird im Bezirk 
Dresden seit langem der Reduzierung der 
Wasserentnahme durch Industriebetriebe 
aus dem Netz des VEB WAB gewidmet. Die 
Notwendigkeit dazu ergibt sich, weil es in¬ 
stabile Versorgungsgebiete gibt und die Tat¬ 
sache besteht, daß etwa 15 Prozent des Was¬ 
serbedarfs der Industrie aus der zentralen 
Wasserversorgung gedeckt werden. Das be¬ 
deutet gleichzeitig, daß 30 Prozent der 
durch den VEB WAB aufbereiteten Wasser¬ 
menge von der Industrie entnommen wird. 
Im Zeitraum 1976 bis 1980 wurde im Be¬ 
zirk Dresden eine Reduzierung dieser 
Größe um 1,50 Mill. m 3 erreicht. Dabei er¬ 
geben sich 45 Prozent aus der Umstellung 
auf Eigenversorgung und 55 Prozent aus 
Maßnahmen der RWV in den Betrieben. 
Folgende weitere planmäßige Reduzierun¬ 
gen sind erreicht bzw. vorgesehen: 


1981 

430 000 m 3 

1982 

1 110 000 m 3 

1983 

348 000 m 3 

1984 

156 000 m 3 

1985 

769 000 m 3 . 


Diese Freisetzungen wurden im wesent¬ 
lichen im Zusammenhang mit der Durch¬ 
setzung der Weisung 12/80 erreicht. Gemäß 
§ 17 Abs. 3 der 1. DVO zum Wassergesetz 
vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 477) wer¬ 
den die Konzeptionen der Betriebe und 
Kombinate durch jährliche Maßnahmepläne 
untersetzt, die mit den Wasserwirtschafts¬ 
direktionen und den Räten der Bezirke ab¬ 
zustimmen sind. In der Oberflußmeisterei 
Dresden erfolgten dazu die Abstimmungen 
wieder mit den 16 zentralgeleiteten Kom¬ 
binaten des Bezirkes. Um den gesamten 
Wasserbedarf des Bezirkes dabei weitest¬ 
gehend zu erfassen, wurden darüber hinaus 
nyt 29 wichtigen Betrieben die betriebli¬ 
chen Maßnahmepläne abgestimmt. Weiter¬ 
hin haben drei zentralgeleitete Kombinate 
ihre Maßnahmepläne beim Direktor der 
WWD und fünf bezirksgeleitete Kombinate 
ihre Pläne beim Ratsmitglied abgestimmt. 
In diesen Fällen war die Mitwirkung der 
Staatlichen Gewässeraufsicht gesichert. In 
der Oberflußmeisterei Dresden liegen dem¬ 
zufolge vor: 

19 Maßnahmepläne der zentralgeleiteten In¬ 
dustrie 

28 Maßnahmepläne von Betrieben der zen¬ 
tralgeleiteten Kombinate 

29 Maßnahmepläne von Betrieben, mit 
denen Abstimmungen geführt wurden, 
und 

21 Maßnahmepläne weiterer Betriebe, die 
durch die SGA der OFM zur Vorlage 
aufgefordert worden waren. 

Fast allen Kombinaten und wichtigen Be¬ 
trieben konnten die „Hinweise zur Ausar¬ 


beitung der Maßnahmepläne RWV 1983“ 
rechtzeitig übergeben werden. Die Ausarbei¬ 
tung erfolgte jedoch noch mit sehr unter¬ 
schiedlicher Qualität. Die Angaben zum 
Wasserbedarf sind für die Jahre 1980 und 
1983 im wesentlichen vollständig. Gleiches 
gilt für die Bezugsmengen aus dem Netz 
des VEB WAB. Die Angaben zu den Was¬ 
serverlusten und zur Mehrfach- und Kreis¬ 
laufnutzung sind mit Vorbehalt zu ver¬ 
wenden. Abwasserseitig sind die Mengen¬ 
angaben für 1980 und 1983 vollständig. 
Zur Abwasserlast gibt es von dem über¬ 
wiegenden Teil der Betriebe Aussagen, die 
sich jedoch nicht listenförmig zusammenfas¬ 
sen und auswerten lassen. Die individuelle 
Auswertung hierzu ist erforderlich. Die An¬ 
gaben zur Wertstoffrückgewinnung sind 
ebenfalls lückenhaft. Sie haben keinen An¬ 
spruch auf Auswertbarkeit, da den Betrie¬ 
ben bzw. Kombinaten die technischen Mög¬ 
lichkeiten zur Wertstoffrückgewinnung und 
deren ökonomische Aspekte zum Teil noch 
unklar sind. Die Angaben zu Wasserbedarfs¬ 
normen, Auszeichnungen von Betrieben und 
Herausbildung von Konsultationsbc trieben 
sind nicht auswertungsreif. Konkrete Maß¬ 
nahmen zur RWV 1983 werden von fast 
allen Betrieben genannt. Die Abwasserlast- 
senkung als wesentlicher Bestandteil der ra¬ 
tionellen Wasserverwendung wird in allen 
Maßnahmeplänen unterschiedlich bzw. un¬ 
genügend berücksichtigt. 

Von den insgesamt vorliegenden Maß¬ 
nahmeplänen der Betriebe waren 64 aus¬ 
wertbar. Mit diesen 64 Betrieben werden 
85 Prozent der Eigenversorgung aller Be¬ 
triebe des Bezirkes Dresden und 33 Prozent 
der Versorgung durch den VEB WAB er¬ 
faßt. Damit kann mit hinreichender Ge¬ 
nauigkeit auf den Gesamtbezirk geschluß- 
folgert werden. Die Auswertung zeigt, daß 
die Wasserentnahme im Jahr 1983 absolut 
um 5,5 Prozent gegenüber 1980 geringer 
sein wird. Damit wird das Ziel der Kom¬ 
binate und Betriebe gemäß der 1981 erar¬ 
beiteten Konzeption für den Fünfjahrplan¬ 
zeitraum zur Entwicklung des absoluten 
Wasserbedarfs schon im Jahre 1983 unter¬ 
boten. Diese Entwicklung stellt gleichzeitig 
eine gute Grundlage für die Senkung des 
spezifischen Wasserbedarfs dar. 

* Anschließend sollen noch einige wasserwirt¬ 
schaftlich vorbildlich arbeitende Betriebe 
des Bezirkes Dresden vorgestellt werden. 
Besonders soll dargelegt werden, wie diese 
Betriebe ihre guten Ergebnisse auf dem 
Gebiet der rationellen Wasserverwendung 
erreicht haben. 

VEB Energiekombinat Dresden — HKW 
Dresden 

Nossener Brücke 

1981 wurde das HKW Dresden, Nossener 
Brücke, als wasserwirtschaftlich vorbildlich 
arbeitender Betrieb ausgezeichnet. Die Aus¬ 
zeichnung war ein Ausdruck langjähriger 
ausgezeichneter Arbeit auf dem Gebiet der 
rationellen Wasserverwendung. Das HKW 
wurde 1967 in Betrieb genommen. Nach 
der Anfahrphase im Jahr 1967 kann das 
Jahr 1968 als Ausgangs- bzw. Bezugsjahr 
angesehen werden. Die Entwicklung des ab¬ 
soluten Wasserbedarfs in m 3 /a und des spe¬ 
zifischen Wasserbedarfs in m 3 /MWh zeigt 
die Tafel 1. 


Tafel 1 


Jahr 

absoluter 

Wasserbedarf 

Tm3 

spezifischer 
Wasserbedarf 
m 3 /M Wh 

1967 

1644,3 

5,75 

1968 

1799,1 

3,90 

1969 

1797,4 

3,60 

1970 

1734,4 

3,90 

1971 

1637,4 

3,70 

1972 

1748,1 

3,80 

1973 

1809,1 

3,50 

1974 

1639,1 

3,30 

1975 

1548,6 

3,12 

1976 

1716,4 

3,12 

1977 

1342,6 

3,86 

1978 

1630,0 

2,89 

1979 

1632,0 

2,97 

1980 

1552,0 

2,82 

1981 

1454,9 

2,83 

1982 

1312,1 

2,66 


Die Erfolge des HKW sind vorrangig ein 
Ergebnis der guten Leitungstätigkeit im 
Betrieb. Einsatz eines Wasserbeauftrag¬ 
ten, fachliches Können und konsequentes 
Wirken des Wasserbeauftragten, täglicher 
Rapport zum Wasserbedarf, Schulung des 
Bedienungspersonals der wasserwirtschaft¬ 
lichen Anlagen und Einbeziehung des Neue¬ 
rerwesens zur Lösung der Aufgaben der 
rationellen Wasserverwendüng sind Kenn¬ 
zeichen dieser Leitungstätigkeit. 

Auch für 1983 sieht der Maßnahmeplan des 
HKW konkrete Maßnahmen zur rationellen 
Wasserverwendung vor, u. a. 

— die Optimierung der Mehrfachnutzung 
im Gebrauchswassernetz 

— den weiteren Einsatz von Meßgeräten für 
Menge und Beschaffenheit und die Um¬ 
setzung der gewonnenen Ergebnisse. 

Des weiteren sind Untersuchungen zu einer 
höheren Eindickung des Kreislaufwassers 
begonnen worden, die 1984 eine weitere 
Senkung des Wassereinsatzes bringen. 

VEB Rohrkombinat Riesa — 

Rohrwerk Zeithain 

Das Kollektiv des Zweigbetriebes Rohrwerk 
Zeithain wurde 1982 mit der Urkunde 
„Wasserwirtschaftlich vorbildlich arbeiten¬ 
der Betrieb“ ausgezeichnet. Besonders seit 
1980 wird in dem Betrieb eine sehr gute Ar¬ 
beit auf dem Gebiet der rationellen Wasser¬ 
verwendung geleistet. Bei konstantem Ab¬ 
sinken des absoluten Wasserbedarfs konnte 
der spezifische Wasserbedarf 1982 gegen¬ 
über 1980 um 23,3 Prozent gesenkt wer¬ 
den. Der Maßnahmeplan für 1983 sieht eine 
weitere Reduzierung des spezifischen Was¬ 
serbedarfs vor (kumulativ gegenüber 1980: 
29,8 Prozent). 

Einen wesentlichen Anteil an diesen Ergeb¬ 
nissen hat dabei die Einbeziehung der Kom¬ 
plexbrigade „Betriebliche Wasserwirtschaft“ 
in den sozialistischen Wettbewerb. Inner¬ 
halb des Wettbewerbs werden Kennziffern 
wie 

— Einhaltung der geplanten Fördermengen 
für Trink-, Brauch- und Umlaufwasser 

— Einhaltung der Qualitätsparametcr 

— Senkung der Störzeiten 

— Selbstkostensenkung 

— Erfüllung der Aufgaben PWT und Ein¬ 
beziehung Neuererwesen 

abgerechnet. 

Ebenfalls wird die Arbeit mit Wasserbe¬ 
darfsnormen forciert. Sind gegenwärtig 
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17 Prozent des Wasserbedarfs an Normen 
gebunden, so werden es 1983 40 Prozent 
sein. Große Aufmerksamkeit wird im Be¬ 
trieb der Wertstoffrückgewinnung gewidmet. 
So werden Sirvter, Bioschlamm und Altöl 
vollständig aus dem Abwasser zurückgewon¬ 
nen. Für 1983 ist die Realisierung dör Maß¬ 
nahme „Regenerierung der verbrauchten 
Salzsäure“ vorgesehen, um eine weitere Sen¬ 
kung der Abwasserlast zu erreichen. 

VEB Kombinat Kabelwerk Oberspree — 
VEB Kabelwerk Meißen 

Der YEB Kabelwerk Meißen erhielt 1980 
als erster Betrieb des Kreises Meißen die 
Auszeichnung als wasserwirtschaftlich vor¬ 
bildlich arbeitender Betrieb. In den Folge¬ 
jahren hat dieser Betrieb bewiesen, daß er 
diese Auszeichnung zu Recht trägt., In dem 
wasserversorgungsseitig komplizierten Ge¬ 
biet Radebeul/Coswig/Meißen spielt zur Si¬ 
cherung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Trinkwasser die Reduzierung der Ent¬ 
nahme der Industrie aus dem Netz des VEB 
WAB eine bedeutende Rolle. Dieser Forde¬ 
rung wird der VEB Kabelwerk Meißen 
durch teilweise Umstellung auf Eigenversor¬ 
gung gerecht. Diese Umstellung ist ein Er¬ 
gebnis der zielgerichteten Neuerertätigkeit 
im Betrieb. Die Realisierung dieser Maßnah¬ 
men bringt bis 1985 eine Reduzierung der 
Entnahme aus dem Netz des VEB WAB 
um 42,5 Prozent, wobei der absolute Was¬ 
serbedarf um 3 Prozent gesenkt wird (Be¬ 
zugsjahr jeweils 1980). Auch im VEB Ka¬ 
belwerk Meißen hat sich das betriebliche 
Rapportsyslem über die Erfüllung und Ein¬ 
haltung der wasserwirtschaftlichen Konzep¬ 
tionen und Maßnahmepläne bewährt. 

VEB Kombinat Elektroenergieanlagenbau — 
VEB Transformatoren- und Röntgenwerk 
Dresden 

1982 konnte der VEB TUR Dresden die 
Auszeichnung als wasserwirtschaftlich vor¬ 
bildlich arbeitender Betrieb entgegenneh¬ 
men. Der Maßnahmeplan RWV für das 
Jahr 1983 weist aus, daß der VEB auf dem 
eingeschlagcnen Weg zielstrebig weiterar¬ 
beitet. 1982 konnte der zusätzliche Einbau 
von Meßtechnik abgeschlossen werden, so 
daß dadurch die Vielzahl wasserwirtschaft¬ 
licher Daten erfaßt, registriert und ausge¬ 
wertet werden kann. Damit wurde gleich¬ 
zeitig die Grundlage für die Einführung der 
Arbeit mit Wasserbedarfsnormen und -kenn- 
ziffern geschaffen. Der absolute Wasserbe¬ 
darf wird 1983 durch folgende Maßnahmen 
reduziert: 

— Kühlkrcislauf im Kesselhaus mit einer 
Einsparung von 45 000 m 3 /a 

— Einsatz luftgekühlter Verdichter für 
Kühlzellen mit einer Einsparung von 
5 000 m 3 /a (Wasser aus dein Netz des 
VEB WAB) 

— Substitution von 10 000 m 3 /a Trinkwas¬ 
ser aus dem Netz des VEB WAB durch 
Wasser aus der Eigenversorgungsanlage 
für Entslaubungs- und Reinigungs¬ 
zwecke. 

Im Plan Wissenschaft und Technik — Plan¬ 
teil Rationelle Wasserverwendung — ist die 
Projektierung zwei weiterer Kühlkreisläufe 
für die Gießharzabteilung sowie die Trans¬ 
formatorentrocknung eingeordnet. 


Die rationelle Wasserverwendung ist der 
Hauptweg zur weiteren Erfüllung aller was¬ 
serwirtschaftlichen Aufgaben. Ihre Notwen¬ 
digkeit leitet sich aus einer Reihe von Fak¬ 
toren ab /l, 2, 3/: 

Erstens: Das auf dem Territorium der DDR 
zur Verfügung stehende Wasserdargebot ist 
begrenzt. Es unterliegt entsprechend den 
Niederschlägen örtlich und zeitlich großen 
Schwankungen. Die DDR gehört zu den 
entwickelten Industriestaaten mit dem 
höchsten Nutzungsgrad. 

Zweitens: Die Inanspruchnahme des Dar¬ 
gebots erhöht sich infolge der Nutzungsan¬ 
sprüche, die aus dem wirtschafts- und so¬ 
zialpolitischen Programm resultieren. Der 
Bedarf der Bevölkerung an Trinkwasser 
(Wohnungsbauprogramm, Erhöhung des 
Anschlußgrades) sowie der Landwirtschaft 
und vor allem der Industrie an Brauchwas¬ 
ser (Erhöhung der ökonomischen Leistungs¬ 
kraft) steigt von Jahr zu Jahr. Der Wasser¬ 
bedarf erhöht sich insgesamt bis 1985 auf 
etwa 136 Prozent gegenüber 1975. 

Drittens: Der steigende Wasserbedarf je¬ 
doch erfordert höhere Anstrengungen bei 
der Erkundung, Erschließung, Förderung, 
Aufbereitung, Verteilung und Überleitung 
von Wasser, die hohe volkswirtschaftliche 
Aufwendungen erfordern. Im Zeitraum 1981 
bis 1985 müssen aber die höheren Aufgaben 
zur Wasserversorgung und Abwasserbe¬ 
handlung mit den annähernd gleichen fi¬ 
nanziellen Mitteln wie 1976 bis 1980 bewäl¬ 
tigt werden, da auch die dafür zu Gebote 
stehenden Investitionen begrenzt sind. Der 
steigende Wasserbedarf führt auch zu höhe¬ 
ren Kosten bei der Verwendung der Natur- 
ressourcc als Grund- oder Hilfsmaterial im 
Reproduktionsprozeß der Kombinate und 
Betriebe. Die höheren Wassermengen be¬ 
dingen einen höheren Energieaufwand, 
einen höheren Chemikalieneinsatz bei der 
Aufbereitung und zum Teil auch mehr Ar¬ 
beitskräfte. Bei stärker belastetem Wasser 
liegen die Kosten für die Aufbereitung von 
Wasser und Abwasser erheblich höher. 
Auch dieser Aufwand muß künftig in den 
Kombinaten und Betrieben gesenkt werden. 

Viertens: Durch Reduzierung der Abwasser¬ 
belastung als Bestandteil rationeller Was¬ 
serverwendung sind weitere Voraussetzun¬ 
gen für die Mehrfachnutzung der Gewässer 
als eine Dauerlösung zu schaffen. Die Be¬ 
schaffenheit der Gewässer jedoch wird 
durch fortgesetzten und steigenden Eintrag 
organischer Abwasserinhaltstoffe so ver¬ 
schlechtert, daß die Wasserbeschaffenheit 
immer mehr zum begrenzenden Faktor der 


Wassernutzung wird, daß ihre Nutzung für 
die Trinkwassergewinnung unter Umstän¬ 
den gar nicht und für die Versorgung der 
Industrie mit Brauchwasser nur unter 
außerordentlich großen Anstrengungen und 
Aufwendungen möglich wird. 

Mit dem zu erreichenden ökonomischen 
Leistungsanstieg wird aus der Sicht der in¬ 
dustriellen Nutzung und Verfügbarkeit der 
Roh- und Hilfsstoff Wasser einer weiteren 
Verknappung unterliegen. Gleichzeitig gilt 
es, den volkswirtschaftlichen und betriebli¬ 
chen Aufwand für die Materialart Wasser 
im Reproduktionsprozeß entschieden zu 
senken. Deshalb ist im Fünfjahrplanzeit- 
raum 1981 bis 1985 zu gewährleisten, daß 
der jährliche Zuwachs des Wasserbedarfs 
von durchschnittlich 1 Prozent nicht über¬ 
schritten wird. Die Industrie als Hauptwas¬ 
sernutzer hat bis 1985 gegenüber 1980 den 
spezifischen Wasserbedarf um 25 Prozent zu 
senken. Dazu sind in allen Bereichen der 
Volkswirtschaft Maßnahmen der rationellen 
Wasserverwendung durchzusetzen, zu kon¬ 
trollieren und die Leistungen der Kombi¬ 
nate und Betriebe auch auf diesem Gebiet 
der Materialökonomie entsprechend zu be¬ 
werten. 

Leistungsfördernde Kennziffern orientieren 
auf Senkung des Produktionsverbrauchs 

Zur komplexen Beurteilung des Anteils der 
Kombinate und Betriebe an der Erhöhung 
der ökonomischen Leistungskraft der Volks¬ 
wirtschaft wurde die Anwendung leistungs¬ 
fördernder Kennziffern beschlossen. Die 
Reduzierung des Produktionsverbrauchs 
äußert sich am deutlichsten in der Senkung 
der Selbstkosten der Betriebe, deren Haupt¬ 
bestandteil die Grundmaterialkosten bilden. 
Auch die Senkung des Aufwands an Hilfs- 
material besitzt hohen Anteil an der Erhö¬ 
hung der Effektivität. Die Kennziffer Hilfs¬ 
materialkosten je 100 Mark Warenproduk¬ 
tion orientiert auf die Senkung dieses spezi¬ 
fischen Aufwands. /4/ Da das Wasser im Re¬ 
produktionsprozeß überwiegend als Hilfs- 
material verwendet wird, gewinnt die 
Kennziffer „Materialkosten Wasser je 
100 Mark Warenproduktion“ Bedeutung. 
Damit wird es möglich, innerhalb der Ko¬ 
stensenkung für Hilfsmaterial den mit der 
Materialart Wasser erreichten Anteil zu ver¬ 
deutlichen. 

Im Institut für Milchwirtschaft beim Mini¬ 
sterium für Land-, Forst- und Nahrungsgü¬ 
terwirtschaft wurden Untersuchungen 
durchgeführt, wie im Rahmen der Lei¬ 
stungsbewertung der Kombinate und Be- 
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triebe speziell die Maßnahmen der rationel¬ 
len Wasserverwendung ökonomisch bewer¬ 
tet und stimuliert werden können. Es wurde 
analysiert, welche Voraussetzungen einer 
solchen Leistungsbewertung zugrunde lie¬ 
gen. Dazu wurden folgende Bedingungen 
untersucht: 

— Spezifika der Materialart Wasser im Re¬ 
produktionsprozeß 

— Faktoren mit Einfluß auf eine rationelle 
Wasserverwendung 

— Faktoren mit Einfluß auf den mittels 
Kennziffern zu vollziehenden Prozeß der 
Leistungsbewertung (W idersp iegelung 
von Einflußfaktoren und Stimulierung 
von,Maßnahmen der rationellen Wasser¬ 
verwendung) 

— Wirkungsweise materialökonomischer 
Kennziffern in bezug auf den rationellen 
Umgang mit der Materialart Wasser. 

Die Analyse behandelt damit Probleme, die 
künftig bei der Anwendung von Kennzif¬ 
fern, insbesondere von Wertkennziffern, im 
Prozeß der Planung und Leitung sowie bei 
der Leistungsbewertung zur rationellen 
Wasserverwendung auch in anderen Berei¬ 
chen der Volkswirtschaft von Bedeutung 
sind. 

Internationale Einschätzungen gehen davon 
aus, daß Leistungen zum rationellen Um¬ 
gang mit der Materialart Wasser von der 
komplexen Wirksamkeit gesetzlicher, ad¬ 
ministrativer, ökonomischer und techni¬ 
scher Maßnahmen abhängen. Dabei sei je¬ 
doch der quantitative ökonomische Nach¬ 
weis (mittels Kennziffern) sowohl der Ver¬ 
flechtungsbeziehungen, die zwischen diesen 


einzelnen Maßnahmen existieren, als auch 
der Nachweis volkswirtschaftlich effektiver 
Lösungen (Beurteilung der Effektivität von 
Maßnahmen zur rationellen Wasserverwen- 
dung) international noch unzureichend ge¬ 
klärt. Auch in anderen Ländern fehlen die 
für einen solchen Nachweis erforderlichen 
methodischen Grundlagen sowie ausrei¬ 
chende Primärdaten. /5/ 

Verwendung der Naturressource Wasser als 
Hilfsstoff im Reproduktionsprozeß der 
Milchverarbeitungsbetriebe 

Die im Reproduktionsprozeß als Hilfsstoff 
verwendete Materialart Wasser weist im 
Vergleich mit anderen Materialien und 
Rohstoffen einige Besonderheiten auf. 

Erstens: In Kombinaten und Betrieben 
vollziehen sich die Prozesse der Wassernut¬ 
zung wie auch die materialökonomischen 
Maßnahmen zur rationellen Wasserverwen¬ 
dung im System der Betriebswasserwirt¬ 
schaft. Darunter wird die Gesamtheit der 
Prozesse der Wassernutzung in Kombinaten 
und Betrieben, Einrichtungen und Genos¬ 
senschaften aller Bereiche der Volkswirt¬ 
schaft verstanden, die Wasser als Grund- 
bzw. Hilfsmaterial im Reproduktionsprozeß 
verwenden. Die, Betriebswasserwirtschaft 
besteht aus den Teilsystemen Wasserversor¬ 
gung, Wasserverwendung im Produktions¬ 
prozeß sowie Abwasserableitung und -be- 
handlung. Die Teilsysteme Wasserversor¬ 
gung und Abwasserableitung stellen die be¬ 
trieblichen Ver- bzw. Entsorgungssysteme 
in bezug auf die Materialart W(asser dar. 


Dazu zählen Anlagen der Wassergewin¬ 
nung, -aufbereitung und -Verteilung sowie 
der Abwasserableitung und -behandlung. 
Sie bilden bei diesem Hilfsstoff die Grund¬ 
lage für die betriebliche Kostenrechnung. 
Nahezu 36 Prozent des in der Milchwirt¬ 
schaft genutzten Wassers werden aus dem 
öffentlichen Trinkwassernetz entnommen, 
das jedoch vorrangig der Versorgung der 
Bevölkerung dient. Zu 64 Prozent erfolgt 
eine betriebliche Wasserversorgung. Etwa 
48 Prozent des Abwassers werden über 
kommunale Behandlungsanlagen, 52 Pro¬ 
zent in die Gewässer abgeleitet. 

Die Wasserverwendung wird im wesentli¬ 
chen durch die Kühl- und Prozeßwasser¬ 
wirtschaft bestimmt. Das in den Betrieben 
der Milchwirtschaft benötigte Wasser wird 
zu 49 Prozent als Kühlwasser und zu 
47 Prozent als Produktionswasser verwen¬ 
det. Der Wasserbedarf für soziale und sani¬ 
täre Zwecke beträgt 4 Prozent. Als Produk¬ 
tionswasser wird der Hilfsstoff für' die was¬ 
serintensive Reinigung von Flaschen und 
Kästen (Leihverpackung), von Produktions¬ 
anlagen und -räumen verwendet. Nur ein 
sehr geringer Teil dient bei der Butterher¬ 
stellung als Dosierwasser zur Einstellung 
des Fettgehaltes bzw. bei der Käseherstel¬ 
lung als Bruchwaschwasser. Diese Wasser¬ 
mengen gehen stofflich in das Produkt ein 
(Bild 1). 

Zweitens: Es besteht ein Zusammenhang 
zwischen Wasserbedarf und Abwasseranfall. 
Das im Produktionsprozeß genutzte Wasser, 
das nicht in das Produkt eingeht und nicht 
als Verlust auftritt, bleibt als Stoff erhalten. 


Wasscreernchdung in Milchvcrarbc/fungsbetneben 


| Wasserversorgung 


Nasserverriendung 


\4bwasserbch 
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Es besteht die Pflicht, das anfallende Ab¬ 
wasser so abzuleiten, daß vorgegebene 
Grenzwerte eingehalten werden. Damit ent¬ 
stehen zusätzlich für die Behandlung des 
bereits genutzten Hilfsstoffes Wasser zum 
Teil hohe Aufwendungen, die in die Kosten 
für die benötigte Materialart Wasser einge- 
hen. 

Drittens: Das Wasserdargebot (Aufkom¬ 
men) ist meist an den Standort des Nutzers 
(Verwendung in einem Betrieb) gebunden 
(Standortgebundenheit). Die Nutzung des 
Wassers erfolgt durch die Betriebe der 
Milchwirtschaft in verschiedenen Einzugs¬ 
gebieten mit unterschiedlichen wasserwirt¬ 
schaftlichen Bedingungen. Deshalb sind 
auch Maßnahmen der rationellen Wasser¬ 
verwendung differenziert durchzusetzen. 
Aus der Steuerung des Dargebotes nach 
Einzugsgebieten und der Nutzung nach 
Wirtschaftseinheiten ergeben sich insgesamt 
komplizierte Bedingungen für die ökonomi¬ 
sche und Leistungsbewertung. Während mit 
Maßnahmen zur Erhöhung der Material¬ 
ökonomie allgemein ein volkswirtschaftli¬ 
cher und betrieblicher Nutzen zu erreichen 
ist, besitzt die rationelle Nutzung der Ma¬ 
terialart Wasser vor allem territoriale Be¬ 
deutung. Indem die rationelle Wasserver¬ 
wendung in einem Betrieb (Ort der Verwen¬ 
dung) erfolgt, werden diese materialökono¬ 
mischen Maßnahmen aufgrund der Stand¬ 
ortgebundenheit gleichzeitig dort bewertet 
und stimuliert, wo sie auch tatsächlich ent¬ 
sprechend den territorialen Erfordernissen 
wirksam werden müssen (am Ort des Auf¬ 
kommens, zum Beispiel zur Sicherung eines 
ausreichenden Wasserdargebotes für andere 
Nutzer). Der territoriale Aspekt im Zusam¬ 
menhang mit der Wasserverwendung be¬ 
dingt spezifische Beziehungen der Nutzer 
untereinander, so beispielsweise im Rahmen 
der territorialen Rationalisierung. 

Viertens: Der Hilfsstoff Wasser besitzt in 
den Betrieben der Milchwirtschaft ökonomi¬ 
sche Bedeutung. Bei der Reduzierung des 


Wasserbedarfs und der Abwasserbelastung 
trägt die Industrie als Hauptwassernutzer 
den größten Anteil. Hier liegen die ent¬ 
scheidenden Reserven, durch Wissenschaft 
und Technik die Prozesse der Wassernut¬ 
zung zu' intensivieren. Das gilt auch für die 
Betriebe der Milchindustrie. Die in diesem 
Bereich genutzte Wassermenge von etwa 
42,5 Mill. m 3 /a entspricht 35 Prozent der 
Wassernutzung in der Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft (ohne Bewässe¬ 
rungswasser für landwirtschaftliche Nutz¬ 
flächen) bzw. 0,6 Prozent der gesamten 
Wassernutzung der DDR. Damit entstehen 
in der Milchwirtschaft Wasserkosten in 
Höhe von 0,63 Mark je 100 Mark Waren¬ 
produktion. Die Kennziffern zur Leistungs¬ 
bewertung weisen für 1980 in der Milch¬ 
wirtschaft je 100 Mark Warenproduktion 
87,90 Mark Materialkosten, darunter 
83,10 Mark für Grundmaterial und 
4,80 Mark für sonstiges Material, aus. Da¬ 
mit entfallen rund 13 Prozent der Hilfs¬ 
materialkosten auf die Materialart Was¬ 
ser. 

Faktoren mit Einfluß auf das System der 
Betriebswasserwirtschaft 

Mit der im Institut für Milchwirtschaft vor¬ 
liegenden Analyse wurden Faktoren heraus¬ 
gearbeitet, die die einzelnen Teilsysteme der 
Betriebswasserwirtschaft unterschiedlich be¬ 
einflussen. Dazu gehören: 

— wissenschaftlich-technischer Fortschritt 

— Beschaffungsmöglichkeiten für die Ma¬ 
terialart Wasser 

— Qualität und stofftechnische Eigenschaf¬ 
ten des verwendeten Hilfsstoffes Wasser 

— Bestand und Funktionsfähigkeit der ein¬ 
gesetzten Arbeitsmittel für Wasserversor¬ 
gung, Abwasserableitung und -behand- 
lung 

— Kapazität der eingesetzten Arbeitsmittel 

— angewandte Technologien der Milchbe- 
und Milch Verarbeitung 


— Zustand und Funktionstüchtigkeit der 
Lager-, Transport- und Umschlageinrich¬ 
tungen 

— natürliche Bedingungen und Einflüsse 
wie Klima, Witterung und Temperatur 

— sozialistischer Wettbewerb, Qualifikation 
und Erfahrung der Werktätigen. 

Der überwiegende Teil der untersuchten 
Faktoren beeinflußt das Teilsystem Wasser¬ 
verwendung. Mit Hilfe von Maßnahmen der 
rationellen Wasserverwendung sind die 
Wirkungsrichtungen der Einflußfaktoren 
besonders in diesem Teilsystem auf die Er¬ 
höhung der Effektivität der Wassernut¬ 
zungsprozesse auszurichten. 

Besondere Bedeutung für die Leistungsbe- 
Wertung besitzt der Einflußfaktor „Beschaf- 
fungsmöglichkeiten“. Die Art der betriebli¬ 
chen Wasserversorgung und Abwasserbe¬ 
handlung wird durch staatliche Entschei¬ 
dungen bestimmt. Die Staatliche Gewäs¬ 
seraufsicht entscheidet darüber, ob als 
volkswirtschaftlich effektive Lösung die 
Wasserversorgung oder Abwasserableitung 
und -behandlung durch betriebliche Anla¬ 
gen oder durch öffentliche Wasserversor- 
gungs- oder Abwasseranlagen zu erfolgen 
hat oder ob Gemeinschaftsanlagen ' zu er¬ 
richten sind. /6/ Dadurch ergeben sich un¬ 
terschiedliche Ver- und Entsorgungsstruktu¬ 
ren. In den Betrieben entstehen damit dif¬ 
ferenzierte wasserwirtschaftliche Grund¬ 
fonds, die die Kostenrechnung und die auf 
dieser Grundlage gebildeten Wertkennzif¬ 
fern unterschiedlich beeinflussen. 

Faktoren mit Einfluß auf die Bildung 
und Anwendbarkeit materialökonomischer 
Kennziffern 

Es wurden Faktoren ermittelt, die die im 
Rahmen der Leistungsbewertung anzuwen¬ 
denden materialökonomischen Kennziffern 
beeinflussen. 

1. Die für die Leistungsbewertung und da¬ 
mit für die Bildung von Kennziffern im Na- 


Kennziffern der Betriebswasserwirtschaft 


Naturalausdruck Natural-/Wertausdruck Wertausdruck 


Materialeinsatz- Sonstige Kennziffern 

Schlüssel (MES) im Naturalausdruck 


Materialverbrauchs¬ 
intensität (MVI) 


Materialkosten¬ 
intensität (MKI) 


Verhältnis des Ein¬ 
satzes einer bestimmten 
Materialart im Mengen¬ 
ausdruck zur Mengen¬ 
einheit eines bestimm¬ 
ten Produktes 


mit Bezug auf 
Zeiteinheiten, 
für die Konzentration 
von Inhaltsstoffen 


Verhältnis des 
Materialverbrauchs 
im Mengenausdruck 
zur Warenproduktion 


Verhältnis des 
M ateri al verbrau chs 
im Wertausdruck zur 
Warenproduktion 


m 3 /t Rohmilchverarb. m 3 /d, kg/d 

m 3 /t Erzeugnis mg/1, EGW 


m 3 /1000 M WP 


M Wasserkosten/ 
100 M WP 


Anwendungsbereiche 


• Betriebe, Produktionsabteilungen. Kollektive • 

• Wasser- und Abwasserbilanz • 

• differenzierte Beurteilung der Leistungen • 

zur Senkung des Wasserbedarfs und zur • 

Reduzierung der Abwasserlast 

• Nachweis über die Einhaltung von Normen, • 

staatlich vorgegebenen und vertraglich ver¬ 
einbarten Maximalwerten bzw. Grenzwerten • 


Betriebe, Wirtschaftszweige 
Staatliche Zentralverwaltung für Statistik 
Vergleich von Betrieben und Wirtschaftszweigen 
Nachweis der Senkung des spezifischen 
Wasserbedarfs 

Einschätzung über die Erfüllung staatlicher 
Zielstellungen zur Senkung des Wasserbedarfs 
hohe Aggregierbarkeit 


• Betriebe, Produktionsabteilungen 

• Leistungsvergleiche, Leistungsbewertung 

• Nachweis der Senkung der Wasser- und 
Abwasserkosten als spezifische Hilfsmaterial¬ 
kosten 

• Nachweis der Senkung der Wasser- und Abwas¬ 
serkosten als spezifische Hilfsmaterialkosten 

• Orientierung auf die Verbesserung des Verhält¬ 
nisses von Aufwand und Ergebnis zur Erhöhung 
der Effektivität in der gesamten Betriebs¬ 
wasserwirtschaft 
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tural- oder Wertausdruck erforderlichen 
Primärdaten des Wasserbedarfs und Abwas¬ 
seranfalls beruhen nicht in allen Betrieben 
auf exakten Messungen. 

2. Das für einen Verarbeitungsbetrieb erfor¬ 
derliche Wasser wird nicht nur in der Pro¬ 
duktion, sondern auch für soziale und sani¬ 
täre Zwecke benötigt. Dieser Bedarf ist teil¬ 
weise erheblich. Er wird in den meisten Be¬ 
trieben nicht gesondert ausgewiesen. In 
einem untersuchten Betrieb werden bei¬ 
spielsweise 75 Prozent des Fremdwasserbe¬ 
zuges für ein Wohnheim und einen Kin¬ 
dergarten verwendet. Dadurch kann im 
Rahmen von Leistungsbewertungen der 
durch die Betriebe ausgewiesene Gesamt¬ 
wasserbedarf nicht ohne weiteres allein der 
Kühl- und Prozeßwasserwirtschaft im Teil¬ 
system Wasserverwendung zugeordnet wer¬ 
den. 

3. Eine Erfassung des in den Betriebsabtei¬ 
lungen für die Produktion einzelner Erzeug¬ 
nisse verwendeten Wassers erfolgt meist 
nur in Großbetrieben, die über übersichtli¬ 
che Versorgungsnetze sowie über geeignete 
Meßstrecken und Meßmittel verfügen. In 
den übrigen Betrieben wird der mehr oder 
weniger exakt ermittelte Gesamtwasserbe¬ 
darf pauschal auf die Betriebsabteilungen 
aufgeschlüsselt. Das erschwert die Bewer¬ 
tung der Leistungen einzelner Kollektive im 
Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs. 
Die bisher in Betrieben der Milchwirtschaft 
durchgeführten wasserwirtschaftlichen Pro¬ 
zeßanalysen zeigen, daß mit Hilfe solcher 
Analysen der Wasserbedarf differenziert für 
unterschiedliche technologische und Reini¬ 
gungsprozesse zum Teil mit einfachen Me¬ 
thoden und ohne größeren Aufwand zu er¬ 
mitteln ist. 

4. Die Verarbeitungsbetriebe der Milchwirt¬ 
schaft bedienen sich gegenwärtig unter¬ 
schiedlicher Darstellungsarten für Wasser¬ 
kosten. Dadurch unterliegt die Anwendung 
von Wertkennziffern im Rahmen der Lei¬ 
stungsbewertung weiteren Einflüssen. Die 
Ursachen liegen darin begründet, daß in 
den Betrieben differenzierte Ver- und Ent¬ 
sorgungsstrukturen vorliegen und besonders 
bei eigener Wasserversorgung und Abwas¬ 
serbehandlung auf eine exakte Darstellung 
der Verarbeitungskosten für Wasser und 
Abwasser verzichtet wird. 

Es wird hier die Auffassung vertreten, daß 
sich die Wasser- und Abwasserkosten aus 
Einstands- und Verarbeitungskosten zusam¬ 
mensetzen. Der betrieblichen Kostenrech¬ 
nung liegen aber meist nur die Einstandsko¬ 
sten zugrunde, so bei Eigenwasserversor¬ 
gung 0,03 M/m 3 , bei Fremdwasserbezug 
0,90 M/m 3 und bei Abwasserableitung 
in kommunale Behandlungsanlagen 
0,60 M/m 3 . Die relativ hohen Verarbei¬ 
tungskosten bei eigener Wasserversorgung 
und Abwasserbehandlung sind aufgrund 
unzureichender Abgrenzung der wasserwirt¬ 
schaftlichen von den Produktionsgrund¬ 
fonds sowie aufgrund ungenügend detail¬ 
lierter Erfassung der einzelnen Kosten¬ 
bestandteile für Wasser und Abwasser nicht 
immer exakt ausgewiesen. Unter Verarbei¬ 
tungskosten werden hier die innerbetriebli¬ 
chen Aufwendungen verstanden, die für 
Hilfsmaterial und Energie beim Wasser- 
und Abwassertransport sowie bei der Be¬ 
handlung von Rohwasser und Abwasser, 
für Abschreibungen wasserwirtschaftlicher 
Grundfonds sowie für Löhne und Gemein¬ 


kosten, einschließlich für Wartung und In¬ 
standhaltung, entstehen. Die Verarbeitungs¬ 
kosten setzen sich im Durchschnitt wie folgt 
zusammen: 25 Prozent Abschreibungen, 

25 Prozent Energiekosten, 5 Prozent Lohn¬ 
kosten, 10 Prozent Reparaturkosten, 35 Pro¬ 
zent sonstige Kosten (PA und Gemeinko¬ 
sten). Untersuchungen zeigen, daß durch 
Vernachlässigung der Verarbeitungskosten 
bei Eigenwasserversorgung die tatsächli¬ 
chen Wasserkosten nur zu 10 Prozent erfaßt 
werden. Bei betrieblicher Abwasservorbe¬ 
handlung können die Verarbeitungskosten 
zusätzlich bis zu 100 Prozent der Einstands¬ 
kosten betragen. 

Ein großer Teil der Betriebe mit eigener 
Wasserversorgung und Abwasserbehand¬ 
lung stellt die nicht exakt ermittelten Ver¬ 
arbeitungskosten payschal dar. Anstelle der 
tatsächlichen Einstands- und Verarbeitungs¬ 
kosten werden diejenigen Einstandskosten 
ausgewiesen, die bei Fremdwasserbezug 
bzw. bei Abwasserableitung in kommunale 
Behandlungsanlagen entstehen würden. Un¬ 
tersuchungen haben gezeigt, daß dadurch 
die Wasser- bzw. Abwasserkosten überhöht, 
teilweise mit mehr als 200 Prozent, ausge¬ 
wiesen werden können. 

Materialökonomische Kennziffern in der 
Betriebswasserwirtschaft der Milchindustrie 

Uber den staatlichen Leitungsprozeß ist be¬ 
sonders auf solche Maßnahmen der rationel¬ 
len Wasserverwendung zu orientieren, die 
der Reduzierung des Aufwands für die Ma¬ 
terialart Wasser dienen. Das setzt voraus, 
sowohl die Wirkungsrichtungen der heraus¬ 
gearbeiteten Einflußfaktoren unter den be¬ 
triebsspezifischen Bedingungen als auch 
Veränderungen infolge von gezielten Maß¬ 
nahmen der rationellen Wasserverwendung 
widerzuspiegeln und zu erkennen. Der Wi¬ 
derspiegelung, Kontrolle und Stimulierung 
dieser Prozesse dienen Kennziffern, Normen 
und Normative des Wasserbedarfs und der 
Abwasserableitung. Den Betrieben der 
Milchwirtschaft stehen für die Leistungs¬ 
bewertung zur rationellen Wasserverwen¬ 
dung die im Schema auf Seite 238 darge¬ 
stellten materialökonomischen Kennziffern 
im Wert- und Naturalausdruck zur Verfü¬ 
gung. 

In der Planung, Abrechnung und Kontrolle 
werden vorwiegend Kennziffern im Na¬ 
turalausdruck mit Bezug auf Zeiteinheiten 
(m 3 /d, kg/d), für die Konzentration von In¬ 
haltstoffen (mg/1) sowie für die Abwasser¬ 
lastsenkung (EGW) angewandt. Die Pla¬ 
nung von Wasser und Abwasser erfolgt mit¬ 
tels Normen, Normativen und Kennziffern 
(m 3 /a, m 3 /ME Erzeugnis) in der Wasser- 
und Abwasserbilanz. III Sie enthält als ein¬ 
zige Wertkennziffer die gesamten Kosten 
der Wasserversorgung, Abwasserableitung 
und -behandlung (1000 M/a). Darüber hin¬ 
aus werden auf der Grundlage der Direktive 
zur rationellen Wasserverwendung die Sen¬ 
kung des Wasserbedarfs (m 3 /l 000 M Wa¬ 
renproduktion) sowie der Abwasserlastsen¬ 
kung (EGW) geplant. /8/ Wie in vielen Be¬ 
trieben der Volkswirtschaft wurde auch in 
der Milchwirtschaft bisher bei der Planung, 
Kontrolle und Stimulierung der Maßnah¬ 
men zur Senkung des Wasserbedarfs und 
der Abwasserlast vorrangig von Kennziffern 
im Naturalausdruck ausgegangen. Wert¬ 
kennziffern, zum Beispiel „Materialkosten 


Wasser je 100 Mark Warenproduktion“, ge¬ 
langten aufgrund einer unzureichenden Er¬ 
mittlung der Wasserkosten bisher noch 
nicht zur Anwendung. Bei Neuererleistun¬ 
gen und Initiativen zur Einsparung von 
Wasser wurde der ökonomische Nutzen 
pauschal eingeschätzt. Die Senkung speziell 
der Wasserkosten ist noch nicht umfassend 
Bestandteil der wirtschaftlichen Rechnungs¬ 
führung, obwohl in Rechtsvorschriften die 
Bedeutung dieser Hilfsmaterialkosten für 
die Erhöhung der Effektivität unterstrichen 
wird. /4/ Die Arbeit mit Kennziffern trägt 
insgesamt noch nicht den Charakter einer 
Leistungsbewertung zur Verbesserung des 
Verhältnisses von Aufwand und Ergebnis in 
der Betriebswasserwirtschaft. Kennziffern 
des Wasserbedarfs und des Abwasseranfalls 
sind noch kein Bestandteil des zentralen 
Leistungsvergleichs der Milchverarbei¬ 
tungsbetriebe. Die Ergebnisse einzelner Be¬ 
triebe zeigen jedoch, daß dort, wo eine ex¬ 
akte Erfassung des Wasserbedarfs, eine ge¬ 
zielte Vorgabe von Kennziffern, eine Bewer¬ 
tung der Leistungen und eine entsprechende 
Stimulierung erfolgen, der Aufwand für die 
Materialart Wasser zu senken ist. Im VEB 
Uckermärkischer Milchhof Prenzlau werden 
Kennziffern des Wasserbedarfs und der Ab¬ 
wasserbelastung bis zu den Kollektiven auf¬ 
geschlüsselt und die Leistungen zur Unter- 
schreitung materiell und ideell stimuliert. 
Das ist gleichzeitig Ansporn für die Neue¬ 
rer- und Rationalisatorenkollektive, nach 
neuen betriebswasserwirtschaftlichen Lö¬ 
sungen zu suchen. Um beispielsweise die 
Verluste an Haft- und Spülmilch sowie 
Spülrahm zu senken, wurde in diesem Ver¬ 
arbeitungsbetrieb mit einem Aufwand von 
etwa 4,0 TM ein System von Sammelleitun¬ 
gen und -tanks errichtet. Dadurch können 
täglich bis zu 2 500 Liter Spülmilch, Spül¬ 
rahm und Zentrifugenschlamm mit einem 
durchschnittlichen Fettgehalt von 4 Prozent 
zurückgewonnen und der Landwirtschaft 
als hochwertiges Futtermittel zur Verfügung 
gestellt werden. Der jährliche Nutzen be¬ 
trägt etwa 35,0 TM. Die Abwasserbelastung 
sowie Abwassersanktionen' wurden erheb¬ 
lich verringert. 

Einige Aufgaben für die Qualifizierung der 
Leistungsbewertung zur rationellen Wasser¬ 
verwendung 

Die Beziehungen zwischen den wasserwirt¬ 
schaftlichen und den Reproduktionsbedin¬ 
gungen sollten konsequenter mit Prozeßana¬ 
lysen untersucht werden. Damit lassen sich 
planwirksame Maßnahmen der rationellen 
Wasserverwendung herausarbeiten und Re¬ 
serven zur Erhöhung der Effektivität auf¬ 
decken, aber auch die der Ausarbeitung und 
Anwendung von Leistungskennziffern 
zugrunde liegenden Wirkungsrichtungen er¬ 
mitteln. Diese Analysen sind Grundlage für 
die Ausarbeitung und Anwendung material- 
ökonomischer Kennziffern auf dem Gebiet 
der Betriebswasserwirtschaft. 

Es ist weiterhin vorgesehen, für Besttech¬ 
nologien der Milchwirtschaft wasserwirt¬ 
schaftliche Kennziffern in Naturalform 
(m 3 /t Erzeugnis, m 3 /t Rohmilchverarbei¬ 
tung, mg/1) auszuarbeiten. Die Analyse 
zeigt, daß sie im Rahmen der Leistungsbe¬ 
wertung spezifische Prozesse der Betriebs¬ 
wasserwirtschaft widerspiegeln. Geeignete 
Kennziffern werden als Richtwerte in einen 
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gesonderten Standard der Betriebswasser¬ 
wirtschaft bzw. in Verfahrensstandards auf¬ 
genommen. Darüber hinaus wird den Be¬ 
trieben empfohlen, die Wertkennziffer „Ma¬ 
terialkosten Wasser je 100 Mark Warenpro¬ 
duktion“ komplex mit Naturalkennziffern 
zür Leistungsbewertung anzuwenden und 
wasserwirtschaftliche Leistungskennziffern 
in die Pläne und Konzeptionen zur rationel¬ 
len Wasserverwendung einzubeziehen. 

Die Analyse hat gezeigt, daß die Wertkenn¬ 
ziffer bei weiterer Qualifizierung der Ko¬ 
stenrechnung eine geeignete Grundlage für 
die Leistungsbewertung bildet. Das erfor¬ 
dert eine exakte Bestimmung der Verarbei¬ 
tungskosten für Wasser und Abwasser be¬ 
sonders in Betrieben mit eigener Wasserver¬ 
sorgung und Abwasserbehandlung sowie in 
Betrieben, die bei zentraler Ver- und Ent¬ 
sorgung eine weitergehende Aufbereitung 
oder Abwasservorbehandlung betreiben. 
Voraussetzung dafür bilden die weitere Ab¬ 
grenzung der wasserwirtschaftlichen von 
den Produktionsgrundfonds, die detaillier¬ 
tere Erfassung des Wasserbedarfs sowie der 
betrieblichen Aufwendungen zur Behand¬ 
lung von Wasser und Abwasser. Abschrei¬ 
bungen und Energiekosten haben den größ¬ 
ten Anteil. Sanktionen und Erlöse aus 
Wertstoffrückgewinnung sollten über die 
Wasserkosten Eingang in Wertkennziffern 
finden. 

Der rationelle Umgang mit Wasser stellt 
auch in der Milchindustrie höhere Anforde¬ 
rungen an die Leitung und Planung. Die 
Analyse zur Leistungsbewertung orientiert 
auf solche Schwerpunkte wie die Erarbei¬ 
tung von Prozeßanalysen der Betriebswas¬ 
serwirtschaft, die umfassende Anwendung 
materialökonomischer Kennziffern im Na¬ 
tural- und Wertausdruck im System der Be¬ 
triebswasserwirtschaft sowie auf die Anwen¬ 
dung differenzierter Methoden zur Stimulie¬ 
rung der Leistungen der Werktätigen. 
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Gesetz und Recht 


Wie wurde der Geltungsbereich 
des neuen Wassergesetzes 
weiterentwickelt ? 

Das Wassergesetz von 1963 enthielt keinen 
ausdrücklich formulierten Geltungsbereich. 
Der Gegenstand der gesetzlichen Regelun¬ 
gen und die Normadressaten mußten aus 
den Vorschriften in ihrer Gesamtheit und 
den Einzelregelungen entnommen werden. 
Entsprechend der vom Ministerrat beschlos¬ 
senen Ordnung über die Vorbereitung und 
Gestaltung von Rechtsvorschriften vom 
25. Juli 1980 (GBl.-Sdr. Nr. 1056) ist in § 1 
des neuen Wassergesetzes ein personeller, 
sachlicher und räumlicher Geltungsbereich 
formuliert. Dadurch wird eindeutig be¬ 
stimmt, für wen, welche Sachverhalte und 
welches Territorium das Gesetz und seine 
Durchführungsregelungen anzuwenden 

sind. Der Geltungsbereich ist bei allen nach¬ 
folgenden Bestimmungen zu beachten. Soll 
z. B. der personelle Geltungsbereich für spe¬ 
zielle Regelungen eingeschränkt werden, so 
muß das ausdrücklich geregelt werden, wie 
z. B. im § 1 Abs. 4 der 2. DVO, der Bürger 
von der Erhebung des Abwassergeldes aus¬ 
nimmt. 

Zum personellen Geltungsbereich (§ 1 
Abs. 1) gehören Staatsorgane, Betriebe, 
Eigentümer und Nutzungsberechtigte von 
Grundstücken sowie Bürger. Der Begriff 
„Betriebe“ wurde definiert und festgelegt, 
für welche Wirtschaftseinheiten und Insti¬ 
tutionen die wassergesetzlichen Vorschriften 
gelten. 

Der sachliche Geltungsbereich (§ 1 Abs. 2) 
wurde wesentlich erweitert. Das Wasserge¬ 
setz von 1963 normierte die gesellschaftli¬ 
chen Beziehungen, die mit der Nutzung und 
dem Schutz der Gewässer zusammenhingen. 
Die Aufgaben der kommunalen Wasserver¬ 
sorgung und Abwasserbehandlung waren 
nicht erfaßt. Das neue Wassergesetz trifft 
auch Festlegungen über die Bewirtschaf¬ 
tung, Nutzung und den Schutz des Wassers, 
das nicht mehr Bestandteil der Gewässer ist, 
d. h. vor allem des Wassers in Wasserver¬ 
sorgungsanlagen der Versorgungsträger oder 
der Betriebe. Dadurch wird der rationellen 
Verwendung und dem Schutz der Naturres¬ 
source Wasser in allen volkswirtschaftlichen 
Nutzungsprozessen verstärkt Rechnung ge¬ 
tragen. Das findet seinen Niederschlag in 
zahlreichen Regelungen wie 

— Kontrolle der Einhaltung der Rechtsvor¬ 
schriften über die Nutzung und den 
Schutz des Wassers durch die Staatliche 
Gewässeraufsicht 


— Reduzierung der Verwendung des Trink¬ 
wassers aus öffentlichen Anlagen als 
Brauchwasser 

— Einspeisung von Trinkwasser aus Eigen¬ 
versorgungsanlagen in öffentliche Was¬ 
serversorgungsanlagen 

— Erteilung von Wasserbilanzentscheidun¬ 
gen für die Wasserversorgung aus öffent¬ 
lichen Anlagen 

— Schutz des Wassers in Wasserversor¬ 
gungsanlagen und der Wassergewin¬ 
nungsgebiete vor Beeinträchtigungen, 
insbesondere des Trinkwassers und der 
Trinkwasserversorgungsanlagen vor Ver¬ 
unreinigungen 

— Nutzung und Inanspruchnahme von 
Grundstücken durch die Versorgungsträ¬ 
ger für Errichtung, Betrieb und Instand¬ 
haltung von öffentlichen Wasserversor- 
gungs- und Abwasseranlagen. 

Entsprechend der großen Bedeutung einer 
ordnu ngsgemäß en T rinkwasser ver sorgu ng 
der Bevölkerung bei der Verwirklichung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik vor allem bei der 
Sicherung des Wohnungsbauprogramms 
wurden die grundlegenden Rechtspflichten 
der Rechtsträger öffentlicher Wasserversor¬ 
gungsanlagen und Abwasseranlagen in den 
Städten und Gemeinden in das Gesetz auf¬ 
genommen. Die Verantwortung für die Not¬ 
wasserversorgung in außergewöhnlichen Si¬ 
tuationen obliegt den örtlichen Räten. Die 
Vorsitzenden der örtlichen Räte sind befugt, 
bei Katastrophen oder bei Havarien durch 
Auflagen Festlegungen zu treffen und damit 
die Wasserversorgung zu sichern. Dies ist 
erstmalig im Wassergesetz fixiert. 

Der räumliche Geltungsbereich wird durch 
die in § 1 Abs. 3 aufgezählten Gewässer cha¬ 
rakterisiert, für die die nachfolgenden Be¬ 
stimmungen gelten: Binnengewässer, die in¬ 
neren Seegewässer, die Territorialgewässer 
und die in der Anlage zum Gesetz genann¬ 
ten Wasserstraßen. Der im Wassergesetz 
von 1963 definierte Begriff „Küstengewäs- 
'ser“ ist in Übereinstimmung mit der Grenz¬ 
gesetzgebung und dem Völkerrecht abgelöst 
worden. Die Territorialgewässer und die in¬ 
neren Seegewässer sind in den §§ 4 und 5 
des Grenzgesetzes vom 25. März 1982 
(GBl. I Nr. 11 S. 197) definiert. Die Ter¬ 
ritorialgewässer haben eine Breite von drei 
Seemeilen. Die Reeden, die ganz oder teil¬ 
weise außerhalb der äußeren Grenze der 
Territorialgewässer liegen, sind Bestandteil 
der Territorialgewässer. Der Ministerrat 
kann die Breite der Territorialgewässer in 
Übereinstimmung mit den Normen des Völ¬ 
kerrechts verändern. 

Die Binnengewässer und das Grundwasser 
sind in § 1 der 1. DVO definiert. In diesen 
Bestimmungen wird ebenfalls sichtbar, daß 
sich die vom Wassergesetz erfaßten Aufga¬ 
ben erweitert haben. Zu den Binnengewäs¬ 
sern gehören neben den fließenden Ober¬ 
flächengewässern, die im Wassergesetz von 
1963 als Wasserläufe bezeichnet waren, 
auch die stehenden Gewässer. Sie werden 
voll in die Regelungen über die Bewirt¬ 
schaftung, Nutzung, Instandhaltung und 
den Schutz einbezogen. 

Lebek 
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Information 


Die volkswirtschaftliche Bedeutung 

der B inn enschiffahrt 

und der Wasserstraßen 

und ihre Entwicklung 

durch höhere Wirksamkeit 

von Wissenschaft und Technik 

Die Wasserstraßen sind die ältesten Ver¬ 
kehrswege und Wasserfahrzeuge — angefan¬ 
gen beim Floß — die ältesten Verkehrsmit¬ 
tel der Menschheit. Der Komplex Bin¬ 
nenschiffahrt/W asserstraße integriert die 
beiden miteinander in Wechselbeziehung 
stehenden Teile des Transportsystems Bin¬ 
nenschiffahrt. Sowohl die Schiffsgefäße als 
auch die Wasserstraßen entwickelten sich 
seit ältesten Zeiten in Abhängigkeit vom ge¬ 
sellschaftlichen und technischen Fort¬ 
schritt. 

' * 

Im Unterschied zu anderen Verkehrswegen 
ist es für die Gewässer spezifisch, daß diese 
mehrfache Funktionen erfüllen, deren Art 
und Wechselbeziehungen sich im Laufe der 
Zeit teilweise wandelten und die sich auch 
heute sowie zukünftig weiter verändern 
werden. 

Das Wasser selbst entwickelte sich zu einem 
entscheidenden Wirtschaftsfaktor, und um 
die schnell steigenden Ansprüche der Ge¬ 
sellschaft an die Wasserressourcen zu be¬ 
friedigen, ist ihre rationelle Bewirtschaftung 
erforderlich. 

In früheren Zeiten wurden an den Flüssen 
nur relativ geringfügige Veränderungen 
vorgenommen, in den meisten Fällen mit 
dem Ziel der Verbesserung der Vorflut und 
des Schutzes vor Überflutungen. Mit den 
wachsenden Verkehrsbedürfnissen machten 
sich spezielle Baumaßnahmen im Interesse 
der Schiffahrt erforderlich; vorhandene 
Flußläufe wurden ausgebaut und auch 
künstliche Wasserwege angelegt. So ent¬ 
stand der Verkehrswasserbau, der als Teil¬ 
gebiet des allgemeinen Wasserbaus die bau¬ 
technischen Maßnahmen zur Nutzung der 
Gewässer als Verkehrswege umfaßt. Infolge 
der allgemein gestiegenen Anforderungen 
an die Gewässernutzung ergibt sich immer 
mehr die Notwendigkeit der komplexen Be¬ 
trachtung der verschiedenen Nutzungen — 
z. B. Landeskultur, Verkehr, Energiewirt¬ 
schaft — und damit die Gestaltung von 
Wasserbauwerken als Mehrzweckobjekte. 

Ebensowenig wie die Entwicklung und 
Effektivität der Binnenschiffahrt ohne den 
Bezug auf die Wasserstraßen ist eine wirt¬ 
schaftliche Wassernutzung ohne Einbezie¬ 


hung der verkehrswasserbaulichen Maßnah¬ 
men möglich. Beim Ausbau natürlicher 
Wasserläufe im Schiffahrtsinteresse z. B. 
durch Flußregelung oder Flußkanalisierung 
sind die Einflüsse auf die wässerwirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse des Flußgebietes deut¬ 
lich sichtbar. Je mehr die Wasserressourcen 
beansprucht wurden, um so offensichtlicher 
wurde jedoch auch die wasserwirtschaftli¬ 
che Bedeutung der künstlichen Wasserstra¬ 
ßen. Selbst früher im reinen Verkehrsinter¬ 
esse gebaute Schiffahrtskanäle dienen 
heute teilweise sogar mehr z. B. als Vorflu¬ 
ter oder Zubringer von Brauchwasser. Ka¬ 
nalneubauten werden meist von vornherein 
als Mehrzweckobjekte unter Abwägung ge¬ 
samtvolkswirtschaftlicher Belange projek¬ 
tiert — bis zum wasserwirtschaftlich gra¬ 
vierenden Eingriff der Überleitung zwi¬ 
schen Fluß- bzw. Einzugsgebieten. Selbst 
wo keine solchen weitreichenden Neubau¬ 
vorhaben realisiert werden, erfolgen an den 
natürlichen und künstlichen Wasserstraßen 
in Zusammenhang mit den ständig steigen¬ 
den Wassernutzungen Eingriffe und Bau¬ 
maßnahmen, die nur bei frühzeitiger gegen¬ 
seitiger Abstimmung bzw. Vorsehen von 
Folgemaßnahmen die vielfältigen Nutzun¬ 
gen gewährleisten. So können sich z. B. 
Wasserentnahmen für industrielle Zwecke, 
landwirtschaftliche Bewässerung usw. längs 
eines Flußlaufes so addieren, daß zum einen 
weitere Entnahmen fraglich werden und 
zum anderen der flußmorphologische 
Gleichgewichtszustand derart gestört wird, 
daß u. a. die Veränderungen der Flußsohle 
die Erhaltung der Fahrrinne für die Schiff¬ 
fahrt sehr ernsthaft gefährden. 

Es ist eine bekannte Tatsache, daß die Bin¬ 
nenschiffahrt der energiewirtschaftlichste 
Verkehrsträger ist, besonders geeignet für 
Massengüter. Die heutige Energiesituation 
macht es notwendig, sich dessen verstärkt 
bewußt zu werden und zeitgemäße Maßnah¬ 
men zur Entwicklung der Schiffahrt zu er¬ 
greifen. - Dementsprechend sieht die Direk¬ 
tive des X. Parteitages der SED zum Fünf¬ 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirt¬ 
schaft der DDR in den Jahren 1981 bis 1985 
vor, „durch die . .. Erweiterung des Trans¬ 
portes von Massengütern mit Binnenschif¬ 
fen die Arbeitsteilung der Verkehrsträger 
effektiver zu gestalten. Die Erhöhung der 
Energie- und Materialökonomie erfordert 
eine spürbare Senkung des spezifischen 
Energieverbrauchs.“ Zur Realisierung der 
energieoptimalen Arbeitsteilung der Ver¬ 
kehrszweige mit dem Ziel der Einsparung 
von Diesel- und Vergaserkraftstoff ist ein 
schneller Leistungsanstieg der Binnenschif¬ 
fahrt zwecks einer bedeutenden Verlage¬ 
rung von Transporten von der Straße und 
auch von der Schiene auf den Wasserweg 
erforderlich. 

Eindrucksvoll veranschaulicht werden diese 
Feststellungen durch die zahlenmäßige Ge¬ 
genüberstellung des spezifischen Energie¬ 
verbrauchs der verschiedenen Verkehrsträ¬ 
ger. Setzt man den der Binnenschiffahrt 
gleich 1, so beträgt er bei der Eisenbahn 
etwa 1,3 und beim Lkw 5. Diese Angaben 
sind repräsentative Mittelwerte; Abwei¬ 
chungen ergeben sich z. B. durch unter¬ 
schiedliche Annahmen über die Anteile der 
Traktionsarten. Mit diesen Zielen hat die 
stärkere Inanspruchnahme der Binnenschiff¬ 
fahrt einen völlig neuen volkswirtschaftli¬ 


chen Stellenwert erhalten. Dieser Bedeu¬ 
tung entsprechend, wurden Maßnahmen zur 
weiteren Entwicklung der Leistungsfähig¬ 
keit der Binnenschiffahrt der DDR eingelei¬ 
tet. Mit dem Ziel einer diesbezüglichen hö¬ 
heren Wirksamkeit von Wissenschaft und 
Technik wurde u. a. das im Bereich Bin¬ 
nenschiffahrt und Wasserstraßen des Mini¬ 
steriums für Verkehrswesen vorhandene 
wissenschaftlich-technische Potential kon¬ 
zentriert. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1982 wurde die 
bisherige Forschungsanstalt für Schiffahrt, 
Wasser- und Grundbau in einen volkseige¬ 
nen Betrieb umgebildet und als Wissen¬ 
schaftlich-Technisches Zentrum mit dem 
Namen „VEB Forschungsanstalt für Schiff¬ 
fahrt, Wasser- und Grundbau“ als Kom¬ 
binatsbetrieb in das VE Kombinat Bin¬ 
nenschiffahrt und Wasserstraßen eingeglie¬ 
dert. Die Forschungs- und Entwicklungsab¬ 
teilung sowie das Ingenieurbüro für Ra¬ 
tionalisierung der Kombinatsleitung und 
der Betriebsteil Projektierung des VEB 
Wasserstraßenbau wurden in den neuen Be¬ 
trieb umgesetzt. Damit umfaßt der VEB 
FAS Kapazitäten für die Investitionsvorbe¬ 
reitung und Projektierung, die Entwicklung 
und Rationalisierung der Binnenschiffahrt 
und der Wasserstraßen einschließlich des 
Rationalisierungsmittel- und Musterbaus so¬ 
wie für das hydrotechnische Versuchswe¬ 
sen. 

Als zentrale Einrichtung des VE Kombinat 
Binnenschiffahrt und Wasserstraßen oblie¬ 
gen dem VEB FAS Aufgaben der For¬ 
schung, Entwicklung und Projektierung auf 
den Gebieten der Transport-, Produktions¬ 
und Bauprozesse des Verkehrszweiges. 
Dementsprechend sind die Kapazitäten des 
Betriebes vorrangig für die vorgesehene 
überdurchschnittliche Leistungssteigerung 
der Binnenschiffahrt einzusetzen. Gemäß 
den oben dargestellten Mejirzwecknutzun- 
gen der Gewässer werden dabei sowohl von 
den zu lösenden Aufgaben als auch von den 
im Betrieb konzentrierten spezialisierten 
Forschungs- und Pi-ojektierungskapazitäten 
her in vielfältiger Weise auch andere Volks¬ 
wirtschaftszweige berührt. In den Fachkrei¬ 
sen der Wasserwirtschaft und anderer Was¬ 
sernutzer sind die Ergebnisse der Arbeit der 
bisherigen FAS und des Projektierungsbe¬ 
triebes für Wasserstraßen auf den einschlä¬ 
gigen Gebieten des Wasser- und Grundbaus 
gut bekannt. So zählen neben typischen 
Problemen der Binnenschiffahrt zu den 
Aufgaben des VEB FAS auch weiterhin 
Forschungen auf den Gebieten des Grund¬ 
baus, des Wasserbaus und der Hydromecha¬ 
nik, die Querschnittscharakter haben. An¬ 
dererseits ist es zur Erreichung der vorgege¬ 
benen Ziele erforderlich, mehr als bisher 
und auch auf neuen Teilgebieten verstärkt 
wissenschaftlich-technische Erkenntnisse 
der Fachdisziplinen Wasserbau und Hydro¬ 
mechanik sowie Grundbau und Boden¬ 
mechanik für die Leistungssteigerung der 
Binnenschiffahrt zu nutzen. 

Eine völlig neue Aufgabenstellung für den 
VEB FAS ist die Erarbeitung wissenschaft¬ 
lich-technischer Lösungen für die Automati¬ 
sierung und Mechanisierung einschließlich 
der Anwendung der Mikroelektronik und 
der Robotertechnik bei der Entwicklung des 
Binnenschiffstransports, des Umschlags, der 
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Schiffsreparaturen, des Wasserstraßenbaus, 
der Wasserstraßenbetriebsführung und 
-Unterhaltung. Gerade auf diesen entschei¬ 
denden Gebieten ist ein intensiver Erfah¬ 
rungsaustausch bis hin zur Nachnutzung 
verallgemeinerungsfähiger Lösungen erfor¬ 
derlich; speziell gibt es hier analoge Auf¬ 
gabenstellungen bei anderen Wassernutzun¬ 
gen, z. B. bezüglich des Stahlwasserbaus 
und der Hydrometrie. 

Die geplante Leistungssteigerung der Güter¬ 
transportmenge der Binnenschiffahrt im 
Zeitraum von 1980 bis 1985 beträgt minde¬ 
stens 23 Prozent und soll vor allem für die 
Verlagerung von der Straße und der 
Schiene wirksam werden, über zahlreiche 
Beispiele zur Erreichung der Zielstellung 
wurde in den vergangenen Monaten in der 
Tagespresse berichtet. In Zusammenarbeit 
mit den territorialen Organen und Betrie¬ 
ben erweitert die Binnenschiffahrt ihr Lei¬ 
stungsangebot. Binnenschiffe werden über¬ 
all dort stärker eingesetzt, wo Transporte 
auf Wasserstraßen ' grundsätzlich möglich 
und volkswirtschaftlich effektiv sind. Das 
betrifft vor allem Massengüter (Baustoffe 
und Kohle). 

Es werden Vorschläge erarbeitet, wie von 
an Wasserstraßen liegenden Betrieben die 
bisher nicht genutzten Reserven für den 
Gütertransport mit Schiffen erschlossen 
werden können. So werden z. B. in den Be¬ 
zirken Frankfurt und Magdeburg Betonfer¬ 
tigteile für den Wohnungsbau seit Monaten 
effektiv von der Binnenschiffahrt transpor¬ 
tiert, wozu zum Teil Umschlagstellen neu 
ausgebaut werden mußten. Ähnliches gilt 
für Getreide und Zuckerrüben. Neu ist der 
Transport von Containern und Schwergut 
mit Binnenschiffen. Die Verwirklichung der 
anspruchsvollen Zielstellungen erfordert, 
einerseits mit Hilfe wissenschaftlicher Er¬ 
kenntnisse die täglichen Planaufgaben 
effektiver zu lösen; andererseits muß die 
Vorlaufforschung in entsprechender Breite 
realisiert werden, um aus allgemeinen Er¬ 
kenntnissen in kurzer Zeit ökonomische Er¬ 
gebnisse zu erreichen. Hierin sind auch 
vielfältige Aufgaben des Wasser- und 
Grundbaus sowie der Hydromechanik und 
deren Beziehungen zur Wasserwirtschaft 
enthalten. 

G. Glazih 


Berichtigung 

Im Beitrag von G . Voigt „Ergebnisse bei 
der Verwirklichung der Direktive zur ratio¬ 
nellen Wasserverwendung im Fünfjahrplan 
1981 bis 1985", WWT 33 (1983) 5, S. 147, 

1. Spalte, 3. Absatz, wurde der Sinn des 

2. Satzes durch ein fehlendes Wort entstellt. 
Richtig muß es heißen: Sie (die rationelle 
Wasserverwendung, d. Red.) ist keine vor¬ 
übergehende Aufgabe. 


Standards 


Information über bestätigte und 
ohne Ersatz zurückgezogene Standards 
der Wasserwirtschaft 

Im Jahre 1982 wurden auf der Grundlage 
der Paragraphen 7 und 8 der Verordnung 
vom 21. September 1967 über die Standardi¬ 
sierung in der DDR folgende staatliche 
Standards durch den Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden des Ministerrates und Minister für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft bestä¬ 
tigt: 

TGL-Nr. 

Ausgabe Titel 


22769/06 

2.82 


28722/01 

2.82 


28722/02 

2.82 


26566/01 

3.82 


35124 

3.82 


39227 

3.82 


21239/05 

4.82 


Druckrohrleitungen der Wasser¬ 
versorgung; Grundsätze für Pro¬ 
jektierung, Bau und Betrieb; 
Rohrleitungsstationen, Forde¬ 
rungen an Bauwerke und Außen¬ 
anlagen 

(Ersatz für TGL 22769/06, 
Ausgabe 6.73) 

verbindlich ab 1. 10. 1982 

Abwasserbehandlung; Natürlich 
belüftete Abwasserteichanlagen; 
Anwendung und Bemessung 
(Ersatz für TGL 28722/01, 
verbindlich ab 1. 11. 1982 

Abwasserbehandlung; Natürlich 
belüftete Abwasserteichanlagen; 
Bauliche Gestaltung 
(Ersatz für TGL 28722/02 
Ausgabe 4.76) 

Verbindlich ab 1. 11. 1982 

Wassermessung; Durchfluß- und 
Volumenmessung; Grundsätze 
(Ersatz für TGL 26566/01 
Ausgabe 3.72) 
verbindlich ab 1. 11. 1982 

Abwasserbehandlung; Gabel¬ 
rechen ; Technische Lieferbedin¬ 
gungen 

(Ersatz für TGL 35124/02 
Ausgabe 2.79) 
verbindlich ab 1. 12. 1982 

Nutzung und Schutz der Gewäs¬ 
ser; Abwasserbehandlung; Mu¬ 
stertechnologie Rechengutbe¬ 
handlung 

verbindlich ab 1. 12. 1982 

Talsperren; Bauwerksüberwa¬ 
chung; Grundsätze für Meßein¬ 
richtungen 

(Ersatz für TGL 21239/05 
Ausgabe 2.69) 
verbindlich ab 1. 6. 1983 


21239/06 

4.82 


11399/01 

5.82 


22769/05 

5.82 


38037 

5.82 


22769/03 

12.82 


24352/01 

12.82 


24352/02 

12.82 


39418 

12.82 


Talsperren; Bauwerksüberwa¬ 
chung; Grundsätze für Messun¬ 
gen 

(Ersatz für TGL 21239/06 
Ausgabe 2.69) 
verbindlich ab 1. 6. 1983 

Leichtflüssigkeitsabscheider; 
Einbau, Bemessung, Konstruk¬ 
tion und Betrieb 
(Ersatz für TGL 11399/01 
Ausgabe 3.72) 
verbindlich ab 1. 2. 1983 

Druckrohrleitungen der Wasser¬ 
versorgung ; Grundsätze für Pro¬ 
jektierung, Bau und Betrieb; 
Rohrleitungsstationen, Funktion 
und Ausrüstungen 
(Ersatz für TGL 22769/05 
Ausgabe 10.76) 
verbindlich ab 1. 2. 1983 

Wasserversorgung und Abwas¬ 
serbehandlung; Wasserbean¬ 
spruchte Betonbauwerke; In¬ 
standsetzungsverfahren mit Pla¬ 
sten 

verbindlich ab 1. 2. 1983 

Druckrohrleitungen der Wasser¬ 
versorgung; Grundsätze für Pro¬ 
jektierung, Bau und Betrieb; 
Rohrwerkstoffe, Hydraulische 
Berechnungen 
(Ersatz für TGL 22769/03 
Ausgabe 10.76) 
verbindlich ab 1. 8. 1983 

Meßstationen für Wasserstand 
und Durchfluß an Oberflächen¬ 
gewässern; Grundsätze für Pla¬ 
nung, Projektierung und Bau; 
Lattenpegelstation 
(Ersatz für TGL 24352/01 
Ausgabe 6.71) 
verbindlich ab 1. 12. 1983 

Meßstationen für Wasserstand 
und Durchfluß an Oberflächen¬ 
gewässern; Grundsätze für Pla¬ 
nung, Projektierung und Bau; 
Schreibpegelstation nach dem 
Schwimmerprinzip 
(Ersatz für TGL 24352/02 
Ausgabe 6.71) 
verbindlich ab 1. 12. 1983 

Wasserversorgung; Chlordosie¬ 
rung in der Trinkwasseraufbe¬ 
reitung; Verfahren 
verbindlich ab 1. 8. 1983 


Nicht mehr anzuwendender Standard: 

TGL-Nr. 

Ausgabe Titel 

22771/01 Wasserversorgung; Wassermen- 
3.68 genmessung in Trinkwasserver¬ 
sorgungsanlagen ; Allgemeine 
Forderungen 

nicht mehr anzuwenden ab 
1. 1. 1983 


Mit der Bekanntgabe der Standards im Ge¬ 
setzblatt Sonderdruck ST ist deren Bestel¬ 
lung mit Bestell-Liste „EB“ für neu be¬ 
kanntgegebene Standards beim Verlag für 
Standardisierung, Bereich Standardversand, 
7010 Leipzig, Postfach 1068, möglich. 

Nach Bestellschluß können Standards nur 
mit Bestell-Liste „NB“ für den Nachbezug 
staatlicher Standards beim Verlag für Stan¬ 
dardisierung bestellt werden. 
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ökonomische Beurteilung von Maßnahmen 
zum Schutz und zur Sanierung der Gewässer 


Prof. Dr.-Ing., Dr. oec. Karl Heinz SCHWEIGER 

Beitrag aus der Technischen Universität Dresden, Sektion Wasserwesen 


Zur nutzergerechten Wassergütebewirtschaf¬ 
tung und zur Intensivierung der wasserwirt¬ 
schaftlichen Reproduktion in Flußgebieten 
ist sowohl die Kenntnis der ökonomischen 
Auswirkungen der Gewässerbeschaffenheit 
auf die unterschiedlichen Nutzungsprozesse 
als auch des ökonomischen Aufwandes für 
die Schutz- und Sanierungsmaßnahmen bei 
Naturressourcen notwendig. Die gegenwär¬ 
tig verfügbaren und in der Wasserwirt¬ 
schaft praktizierten Verfahren zum Nach¬ 
weis der Effektivität und die dabei verwen¬ 
deten Ergebnis- und Aufwandszahlen ge¬ 
nügen nur bedingt den Erfordernissen einer 
objektivierten Entscheidungsfindung. Aus 
der Analyse der in der Literatur beschriebe¬ 
nen Verfahren werden Erfordernisse zur hö¬ 
heren Aussagefähigkeit ökonomischer Be¬ 
urteilungsverfahren bei wassergütewirt¬ 
schaftlichen Maßnahmen abgeleitet. 

Schutz- und Sanierungsmaßnahmen 

Ausgehend von der allgemeinen Zielstel¬ 
lung, 

— die Natur als Quelle des Lebens, des ma¬ 
teriellen Reichtums, der Gesundheit und 
Freude des Menschen zu erhalten, rationell 
auf wissenschaftlicher Grundlage zu nutzen, 
damit sie dem gesicherten und glücklichen 
Leben kommender Generationen der Gesell¬ 
schaft dienen kann und 

— die Bevölkerung, Industrie und Land¬ 
wirtschaft stabil mit Trink- und Betriebs¬ 
wasser durch eine rationelle Bewirtschaf¬ 
tung der Wasserressourcen nach Menge und 
Beschaffenheit bei minimalem gesellschaft¬ 
lichem Aufwand und effektivem Einsatz der 
wasserwirtschaftlichen Anlagen aller Berei¬ 
che der Volkswirtschaft zu versorgen, 
werden zunehmend die Wassererschließung 
sowie die Nutzung, der Schutz und die Sa¬ 
nierung der ober- und unterirdischen Was¬ 
serressourcen aus naturwissenschaftlicher, 
technisch-technologischer und ökonomischer 
Sicht als einheitlicher Prozeß behandelt. /I/ 
Die Sicherung der zeitlich aufeinanderfol¬ 
genden verschiedenartigen Wassernutzung 
(Bild 1) — vor allem hinsichtlich der stets 
einbezogenen Bereitstellung hygienisch ein¬ 
wandfreien Trinkwassers für Mensch und 
Tier — erfordert gesunde Gewässerökosy¬ 
steme. 12 / 

Durch die geringe verfügbare Wasserdarge- 
botsmenge, die entwickelte Industrie und 
Landwirtschaft und die noch relativ wenig 
vorhandenen hochwirksamen biologischen 
und physikochemischen Abwasserbehand- 
lungsanlagcn hat der Gütezustand der Ge¬ 
wässer in den Ballungsgebieten eine alar¬ 
mierende Größe erreicht. 


Daraus ergeben sich wechselseitig bedingte 
Forderungen an 

— Festlegung und Kontrolle der Einhal¬ 
tung von Rohwasser-, Schadstoffeintrags¬ 
und nutzungsbedingten Wasserbeschaffen¬ 
heitsgrenzwerten, 

— die Entwicklung und den Einsatz hoch- 
wirksamer Verfahren für die Abwasserbe¬ 
handlung und Wasseraufbereitung sowie 

— den ökologisch zulässigen Einsatz von 
Agrochemikalien in der Land- und Forst¬ 
wirtschaft. /3/ 

Die natürliche und durch die Wasserbe¬ 
handlung unterstützte Regeneration der 
Wasserressourcen bezieht sich sowohl auf 
das Wasser in seiner stofflichen Eigenschaft 
als auch auf die Gewässer als Träger der 
Naturpotentiale. Zu den Naturpotentialen 
der Gewässer gehören 

— Selbstreinigung und Entsorgung (Um¬ 
wandlung von Inhaltstoffen aus natürli¬ 
chem und künstlichem Eintrag durch 
selbstregulatorische Mechanismen ein¬ 
schließlich der Absetzvorgänge), 

— Transport durch die Gewässer (abgeleitet 
aus physikalischen Eigenschaften des Was¬ 
sers und der zu transportierenden Materia¬ 
lien (z. B. eingeleitete Inhaltstoffe, Wärme, 
Schiffe), 

— biologischer Ertrag (Gewässer als Le¬ 
bensraum von Pflanzen und Tieren), 

— Nutzung (Rohwasser für die Energieer¬ 
zeugung, Trink- und Betriebswasserversor¬ 
gung der Bevölkerung, Industrie, Land- und 
Fischwirtschaft, Seeschlamm für die Land¬ 
wirtschaft u. a.) und 


— Erholung (wassergebundene Erholung 
wie wandern, angeln, baden, Wasser¬ 
sport) . 

Die Maßnahmen zum Schutz und zur Sanie¬ 
rung der Gewässer umfassen die 

— staatliche Gewässeraufsicht (z. B. stän¬ 
dige Kontrolle der Wassernutzung; Anwen¬ 
dung ökonomischer Regelungen, Vorbeu¬ 
gung und Bekämpfung von Extremsituatio¬ 
nen und Havarien mit Auswirkungen auf 
die Gewässer; Kontrolle der Instandhaltung 
der Gewässer; Entscheidungsvorschläge zur 
Festlegung von Trinkwasserschutzgebieten, 
Deponieflächen u. a.), 

— Verminderung, yerhinderung und Be¬ 
grenzung des Stoffeintrags durch die Nutzer 
und aus dem Einzugsgebiet in die Gewässer 
(z. B. hochwirksame Abwasserbehandlung, 
wasserarme Produktionstechnologien; ve- 
getations-, boden- und gewässergerechte 
Düngung; Bau, Betrieb und Instandhaltung 
von Speicheranlagen für Gülle; Aufforsten 
von Hanglagen zum Gewässer; Ringkanali¬ 
sation) , 

— Steuerung des Stoffhaushaltes im Gewäs¬ 
ser (z. B. Entfernung von Schadstoffen aus 
dem Gewässer durch Sedimentberäumung, 
Zu- und Abflußregulierung sowie Tiefen¬ 
wasserableitung oder -belüftung; Verhin¬ 
derung der Schadwirkung bereits einge¬ 
tragener Inhaltstoffe durch Ausfällen mit¬ 
tels geeigneter Fällmittel sowie Tiefenwasser 
und Schlammableitung; Verbesserung des 
Schadstoffabbaus im Gewässer durch Bau 
von Vorsperren, Belüftung, Verdünnung, 



Bild 1 Wasser als Konsumtions- und Produktionsmittel 
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Kriterien zur Bestimmung der relativen Effektivität von Investitionen 


Kennziffern - 
Systeme und _ 
Ableitungen 


Einzelkennzi ffernl 


-Kennziffern¬ 
systeme 
(allgemein) 

-System von 
Fondskenn¬ 
ziffern 

- ökonomisches 
Normal 

-Punkt¬ 

bewertungs¬ 

methoden 

-Balkendiagramm 

-Polardiagramm 


Rückflußdauer 
und Ableitungen | 


Summe der 
Kosten 


-absolute und 
relative Rück¬ 
flußdauer 

-Nutzkoeffizient 
der zusätzl. 
einmaligen 
Aufwendung 

-Reduktions¬ 

kostenmethode 

-spezif. Gesamt¬ 
kosten 


komplexe Auf¬ 
wands- Ergebnis- 
und Effektiv/täts-\ 
kennz/ffern 


sonstige 


— Summe aller 

— komplexe Auf- 

Kosten 

wandskehnziffer 

(trivialaddltive 

Verknüpfung) 

—komplexe 
Ergebnis- 

—Summe aller 

kennziffer 

Kosten mit 

—komplexe 


Wichtung 
mit Hilfe der 
Zinsrechnung 


Effektivitäts¬ 

kennziffer 


- Umschlogzahl- 
der Grundfonds 

-Effektivitäts¬ 
kriterien nach 
Dadajan 

- Aggregatformel 
der Grundfonds¬ 
effektivität nach 
Neumann 


optimale Gestaltung der biologischen Zu¬ 
sammensetzung im Gewässer oder Nähr- 
stoffausfällung und -ableitung. /4/ 

Methoden und Erfordernisse der ökono¬ 
mischen Beurteilung 

Die komplizierten und aufwendigen wasser¬ 
gütewirtschaftlichen Maßnahmen erfordern 
für die Entscheidungsträger rechtzeitig 
sachliche Nachweise über die naturwissen¬ 
schaftliche, technisch-technologische und 
ökonomische Notwendigkeit und Durch¬ 
führbarkeit. Das praktische Bedürfnis nach 
objektivierten ökonomischen Verfahren 
zum Nachweis der Effektivität von Schutz- 
und Sanierungsmaßnahmen schließt die 
Ermittlung und Beurteilung der betrieb¬ 
lichen, zweiglichen, territorialen und volks¬ 
wirtschaftlichen ökonomischen Auswirkun¬ 
gen der einzelnen spezifischen Wassernut¬ 
zung auf die nachfolgenden vielfältigen 
Nutzungen mit ein. Es werden deshalb — 
ausgehend von der zusammenfassenden 
Analyse gebräuchlicher ökonomisch orien¬ 
tierter Beurteilungsverfahren für wasser¬ 
wirtschaftliche Maßnahmen in /5/ und /6/ — 
erkennbare Tendenzen und Erfordernisse 
ökonomischer Schutz- und Sanierungsmaß¬ 
nahmen der Gewässer dargestellt. Die Kom¬ 
plexität ökonomisch begründeter Entschei¬ 
dungen wird durch gebraucliswert- und 
wertbezogene Einflußfaktoren aus den na¬ 
turwissenschaftlichen, technisch-technolo¬ 
gischen, sozialen und ökonomischen Berei¬ 
chen (z. B. ökonomische Analyse, Risiko¬ 
analyse, spezifischer Gebrauchswert, Wert, 
Nutzungsdauer, Realisierungszeit, Einsatz¬ 
bereich, finanzielle, materielle und ökono¬ 
mische Realisierbarkeit, Rückflußdauer, 
Trend Wissenschaft und Technik) deut¬ 
lich. 

Die Hauptkriterien für die Beurteilung 
einer Maßnahme sind unter sozialistischen 
Produktionsverhältnissen der Gebrauchs¬ 
wert und die relative Effektivität, d. h. das 
Verhältnis von Ergebnis zu Aufwand vergli¬ 
chen mit ökonomischen Vorgaben (z. B. 
Kennzahlen, Normative)./5/ Bild 2 enthält 
eine Übersicht über ausgewählte Effektivi¬ 
tätskriterien /5/, und in Tafel 1 sind nach 11 / 
einige Bewertungsverfahren näher erläu¬ 
tert. 

Als besonders wertvoll für die ökonomische 
Beurteilung von Varianten der Schutz- und 
Sanierungsmaßnahmen am und im Gewäs¬ 
ser werden das Kennziffernsystem, die 
Punktbewertung und die komplexe Auf¬ 
wands-, Ergebnis- und Effektivitätskennzif¬ 
fer (Maximum- oder Minimumproblem) 
fl, 8, 6/ angesehen. Praktische Beispiele mit 
Aussagen zu typischen Merkmalen der an¬ 
gewandten Beurteilungsverfahren mit Be¬ 
rücksichtigung des Zeitfaktors sind u. a. in 
/9/ und /10/ enthalten. Bei der Erarbeitung 
and Beurteilung .von Schutz- und Sanie¬ 
rungsmaßnahmen müssen einige Besonder¬ 
heiten der Naturressource Wasser und deren 
Mehrfachnutzung beachtet werden. Die Auf¬ 
wands- und Ergebniseinschätzung von Maß¬ 
nahmen der Wassergütebewirtschaftung 
grenzt dem Umfang und Inhalt nach an 
Formen der ökonomischen Beurteilung der 
Ressource Wasser. /II/ Bei ökonomischen 
Betrachtungen in der Wassergütebewirt¬ 
schaftung ist die Nachweisführung im Ge¬ 
gensatz zur gesetzlich geregelten betriebli¬ 
chen Nutzenserfassung für den gesamten 


Bild 2 Übersicht ausgewählter Effektivitätskriterien 

Nutzungszeitraum vorzunehmen. Das erfor¬ 
dert — neben der grundsätzlichen Berück¬ 
sichtigung des Zeitfaktors — eine Voraus¬ 
berechnung der Veränderung auch der ein¬ 
bezogenen sozialökonomischen Nutzungs¬ 
kategorien (z. B. Erholungsleistung). Die 
Niveauverbesserung nach der Durchführung 
der Maßnahmen führt insbesondere hinsicht¬ 
lich der gewässergebundenen Nutzungen zu 
positiven wirtschaftlichen Effekten. Diese 
lassen sich für alle produktiven Nutzungs¬ 
formen direkt und für die meisten sozial¬ 
ökonomischen Formen indirekt ökonomisch 
quantifizieren. 


Der aus der Fachliteratur zu ermittelnde 
derzeitige Stand der Aufwand- und Nut¬ 
zensberechnung in der Wassergütebewirt¬ 
schaftung ist äußerst kritisch einzuschätzen. 
Für die meisten Gewässer fehlt es an kon¬ 
kreten ökonomisch begründeten Zielvorga¬ 
ben und -Vorstellungen bezüglich der zu¬ 
künftig erforderlichen und möglichen Be¬ 
schaffenheitskriterien. Die ökonomischen 
Auswirkungen von Nutzungsbeeinträchti¬ 
gungen werden nur sporadisch und meist 
im betriebsökonomischen Sinne, nicht aber 
zweiglich, territorial oder volkswirtschaft¬ 
lich ökonomisch erfaßt und beurteilt. 


Tafel 1 Übersicht über gebräuchliche Bewertungsverfahren 


Verfahren 

Merkmale 

Ausgangsgrößen 

Vorteile 

Nachteile 

Simplex- 

Methode 

Basislösung aufsbellon, Prüfen 
der Zielfunktion auf Optimalität, 
Austausch der Variablen, 
Iterationsverfahren zur schritt¬ 
weisen Annäherung an das 
Optimum, Simplex-Algorithmus 

Kosten, Nutzen 
Leistung der 
Anlagen und 
Maßnahmen, Zeit 

vielseitig 
anwendbar, 
mit Neben¬ 
bedingungen 

aufwendig, 
lineare Funktion 

Bewer¬ 

tungs¬ 

matrix 

Experteneinschätzung 

Funktion, Leistung, für alle Probleme 
Kosten, Nutzen, anwendbar 

Gebrauchswert, 

Kennziffern ver¬ 
schiedener Art 

Subjektivität 

Punkt¬ 

bewertung 

jedem Kriterium wird eine 
Wertziffer zugeerrdnet, 
gewichtete Produktion 

zu betrachtende 
Kriterien, wie Lei¬ 
stung, Kapazität, 
Aufwand, Nutzen, 
technische 

Parameter 

vielseitig anwend¬ 
bar, einfache 
Berechnung 

subjektive 

Bewertung 

der einzelnen 

Kriterien, 

umfangreiche 

Bearbeitung 

Sucb- 

verfahren 

nur eine Zielfunktion erforderlich, 
Suche nach einem Schema, 

Abbruch nach einem best. Krite¬ 
rium, mehrdimensionale Probleme 
in eindimensionale überführen 

Rendite bzw. 

Amortisationjszeit 

für starke 
nichtlineare 

Zielfunktionen 

Zielfunktionen 

nur von eineT 

Variablen abhän¬ 
gig, bestimmte 
Bereiche an¬ 
wendbar 

dyna¬ 

mische 

Program¬ 

mierung 

Prozeß mehrerer aufeinanderfol¬ 
gender Entscheidungen, ständige 
Anpassung an sich ändernde 
Situationen, Optimierung der 
Teilprobleme, Verknüpfung der 
Teillösungen zur Gesamtlösung 

Teilfunktion 
des Systems 

ZLelfunktion 

mit Nebenbedin¬ 
gungen, geringer 
Rechenaufwand 

Stufenstruktur 

des Problems 
notwendig, 
numerische 
Behandlung 

Minimum¬ 

oder 

Maximum- 

pToblem 

Aufwand in Abhängigkeit von 
Vorschußzeit und Wachstums¬ 
rate des Nationaleinkommens 
betrachtet, Minimum oder Maxi¬ 
mierung einer Summe oder eines 
Quotienten, Zielfaktor als Be¬ 
standteil des ökonomischen Systems 

einmaliger sowie 
laufender Auf¬ 
wand und Nutzen 
als Zeitrechen-, 
Zeitfaktor 

Aussage über 

Effektivität 

möglich, Vergleich 

unterschiedlicher 

Nutzungsdauer, 

Betrachtung des 

Zeitfaktors 

nur wertmäßige 
Aussagen 
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Hinsichtlich der Analyse und Einschätzung 
einer repräsentativen Auswahl von ma¬ 
thematischen und Simulationsmodellen der 
Wassergütebewirtschaftung, in denen 
Schutz- und Sanierungsziele und -verfahren 
auch nach ökonomischen Gesichtspunkten 
(Aufwands- und Ergebniskategorien) fest¬ 
gelegt werden, sei auf Diss. A (Uhlmann, 
1I.-W., TU Dresden 1981) verwiesen, über¬ 
betriebliche Schäden, Mehraufwand oder 
Nutzen für Unterlieger bzw. die Umwelt 
wurden bisher nur unzureichend beachtet. 
Allgemein wird davon ausgegangen, daß die 
Wasserbeschaffenheitskriterien der Güte¬ 
klasse 2 einer universellen wirtschaftlichen 
Mehrfachnutzung der Fließgewässer am be¬ 
sten entsprechen. Gewässer dieser Güte¬ 
klasse sind in der Regel auch für ein breites 
Spektrum gewässergebundener Nutzungen 
offen und gewährleisten weitestgehend die 
natürliche Reproduktion der Gewässer. 
Hierbei ist jedoch der stochastische Charak¬ 
ter der Wasserressourcen zu beachten. /I/ 
Die Kennziffern der Funktionserfüllung 
und der Sicherheit der Wasserbereitstellung 
sind für die Wassernutzer von besonderem 
Interesse, denn sie sind Voraussetzung für 
die Nutzung des Gebrauchswerts Wasser 
nach Menge und Reschaffenheit. Zur Ge¬ 
währleistung einer hohen Wasserbereitstel¬ 
lungssicherheit verfügen die meisten indu¬ 
striellen Wassernutzer neben den Wasser¬ 
speicherkapazitäten über mehrere Möglich¬ 
keiten der Wasserentnahme (Grund- und 
Oberflächenwasser und/oder Fernwasser der 
zentralen Wasserversorgung). 
Flußgebietsbezogene Vergleiche zwischen 
dem Aufwand für die Abwasserbehandlung 
am Entstehungsort, dem Abbau der In¬ 
haltstoffe im Gewässer und dem Mehrauf¬ 
wand für die Wasseraufbereitung und der 
Schadensbehebung (wasserbeschaffenheits¬ 
bedingt) bestätigen die Hypothese der ko¬ 
stengünstigeren und technisch-ökologisch si¬ 
cheren Behandlung der Abwässer bei gleich¬ 
zeitiger Gewährleistung günstiger Nutzungs¬ 
bedingungen der Unterlieger. 

Die Bewirtschaftungsziele für die Beschaf¬ 
fenheit der Gewässer sind aus ökonomisch 
und ökologisch begründeten Rohwassergüte¬ 
anforderungen der verschiedenen Wasser¬ 
nutzergruppen abzuleiten. 72/ Standards zu 
Rohwassergüteanforderungen liegen aus 
dem Bereich der Gewässerklassifizie¬ 
rung und der Nutzergruppen, die gegen¬ 
wärtig das Rohwasser ohne Aufbereitung 
(Bewässerung, Fischerei, Erholung) bzw. 
als Trink- oder Tränkwasser sowie für be¬ 
sondere technische Zwecke (z. B. Kessel¬ 
speisewasser) nutzen, in unterschiedlicher 
Qualität vor. /2/ 

Entscheidend für die Anwendbarkeit aller 
Berechnüngs- und Beurteilungsverfahren 
zum Nachweis der Effektivität sind die Be- 
schaffbarkeit der erforderlichen Primärda¬ 
ten sowie das Formulieren und Lösen der 
Zielfunktion. Die bei der ökonomischen Be¬ 
urteilung zugrunde gelegten Aufwand- und 
Ergebnisdaten sind stets einer kritischen 
Einschätzung hinsichtlich Art, Vollständig¬ 
keit, Genauigkeit und Zeitabhängigkeit zu 
unterziehen. Die erforderliche und mögliche 
Qualität der Ausgangsdaten ist vom Bear¬ 
beitungszeitpunkt und Vorhersagezeitraum 
der Schutz- und Sanierungsmaßnahmen 
(vom Zeithorizont Prognose, Planung, 
Durchführung bis zur Betriebsphase zuneh¬ 
mend) abhängig. Die Beeinflussungsmög¬ 


lichkeiten der Effektivität von Schutz- und 
Sanierungsmaßnahmen nehmen vom Bear¬ 
beitungszeitpunkt Prognose bis zur Be¬ 
triebsphase ab. 

Die unterschiedliche ökonomische Faßbar¬ 
keit bestimmter Beurteilungsmerkmale 
führt zur quantitativen und qualitativen 
Einschränkung der Ergebnis- und Auf¬ 
wandsdaten. Dieser Fakt muß bei der 
Einschätzung der Rechenergebnisse der 
ökonomischen Beurteilung berücksichtigt 
werden. 

Die Zeitabhängigkeit der Aufwands- und 
Ergebnisdaten wird wesentlich durch die 
wachsende Veränderung dieser Größen von 
äußeren Einflußfaktoren (z. B. Preisent¬ 
wicklung, Verschlechterung der Standortbe¬ 
dingungen) und den sich verändernden 
Realisierungszeiten der Maßnahmen infolge 
ansteigender Komplexität und Kompliziert¬ 
heit der Schutz- und Sanierungsmaßnahmen 
bestimmt. /5/ 

Bei der ökonomischen Beurteilung müssen 
die zeitlich veränderlichen Aufwands- und 
Ergebnisgrößen, auf einen eindeutig defi¬ 
nierten Zeitraum bezogen, betrachtet wer¬ 
den. Erst die Gesamtbetrachtung über die 
tatsächliche Dauer der Investitionsdurch¬ 
führung und Betriebsphase erlaubt bei Va¬ 
riantenvergleichen die sichere Ermittlung 
und Beurteilung der günstigsten Lösung. Es 
ist für die Entscheidungsfindung von erheb¬ 
licher Bedeutung, wann ein Aufwand getä¬ 
tigt oder ein Ergebnis erwirtschaftet wird. 
Ein gleichgroßer Gewinn in einem bestimm¬ 
ten Zeitraum ist um so günstiger, je früher 
er auftritt, da er sofort wieder nutzbringend 
eingesetzt werden kann. Umgekehrt gilt das 
für den Aufwand. 

Hinsichtlich der einzelnen Aufwands- und 
Ergebnisbestandteile bei wasserwirtschaft¬ 
lichen Maßnahmen sei auf die umfangreiche 
Literatur /l, 5, 6/ verwiesen. Die Nutzens¬ 
merkmale sind danach bisher weit weniger 
der ökonomischen Beurteilung zugängig als 
die Aufwandsmerkmale. In der Regel wer¬ 
den leider bei vielen ökonomischen Unter¬ 
suchungen die nicht erfaßten (oder erfaßba¬ 
ren) Merkmale weggelassen, ohne eine Ab¬ 
schätzung des dadurch entstehenden Feh¬ 
lers vorzunehmen. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, sowohl die ökonomische 
Quantifizierbarkeit aller Nutzungsmerkmale 
zu verbessern als auch Methoden zur Ab¬ 
schätzung der Aussagefähigkeit des ermit¬ 
telten Beurteilungsergebnisses anzuwenden 
bzw. entsprechend der speziellen Problema¬ 
tik zu vervollkommnen oder zu entwik- 
keln. 

Schlußfolgernd aus den allgemeinen Auf¬ 
wands- und Nutzensuntersuchungen muß 
festgestellt werden, daß häufig wegen der 
vermeintlichen „Schwierigkeiten“ der Pri¬ 
märdatenbereitstellung und der analyti¬ 
schen Erfassung der Bewertungskriterien 
und ihrer Zusammenhänge oft nur die 
„handhabbaren“ Parameter berücksichtigt 
und dann aber relativ anspruchsvolle Be¬ 
urteilungsverfahren eingesetzt werden. 
Diese Arbeitsweise kann zu einer Selbsttäu¬ 
schung über die Brauchbarkeit der Ergeb¬ 
nisse führen. Im Interesse der richtigen Er¬ 
fassung der Gesamtbeurteilung hat sich als 
sinnvoll erwiesen, qualitative Modelle, die 
die Gesamtzusammenhänge und -ziele ein¬ 
schließlich ihrer Störanfälligkeit möglichst 
objektiv widerspiegeln, zu benutzen. 


Gewässerbeschaffenheits-, Mehraufwands-, 
Schadensbeziehungen 

Ziel unserer Untersuchungen im Flußgebiet 
der Freiberger Mulde war es, typische 
ökonomische Abhängigkeiten der Gewässer¬ 
nutzung („Produktion“) von der Gewäs¬ 
serbeschaffenheit herauszuarbeiten und in 
eine möglichst modellgerechte Form zu 
überführen. Es zeigte sich, daß Wasserbe- 
schaffenheits-, Aufwands- und Ergebnisbe¬ 
ziehungen für Schutz- und Sanierungsmaß¬ 
nahmen der verschiedenen Nutzer relativ 
problemlos erarbeitet werden können. 
Hierzu zählen auch Substitutionsaufwen¬ 
dungen zur Sicherung der Nutzungsanforde¬ 
rungen, der Aufwand zur Überwachung und 
Steuerung der Gewässerbeschaffenheit sowie 
die beschaffenheitsabhängigen Aufberei¬ 
tungskosten für Trinkwasser und die Be¬ 
handlung von kommunalem Abwasser. 
Anders verhielt es sich mit dem territoria¬ 
len bzw. Unterliegerschaden und -mehrauf- 
wand in der beschaffenheitsabhängigen Ge¬ 
wässernutzung. 

Alle positiven ökonomischen Effekte einer 
Verbesserung der Wasserbeschaffenheit 
(z. B. geringere Aufbereitungskosten für 
Trink- und Betriebswasser, mögliche Er¬ 
tragssteigerung in der Landwirtschaft durch 
die Nutzung des Wassers für die Bewässe¬ 
rung, Erhöhung des natürlichen Fischbe¬ 
standes, Steigerung des Produktionsvolu¬ 
mens der Anlagen der Binnenfischerei und 
des Gebrauchswertes der vom Gewässer 
ausgehenden Erholungsleistung) wurden als 
Ergebnis zusammengefaßt. 

Als geeignete Abbilder der zweiglichen bzw. 
territorialen ökonomischen Auswirkungen 
unzureichender Wasser beschaffenheit auf 
die verschiedenartigen Nutzungen wurden 
Gewässerbeschaffenheits-, Mehraufwands- 
Schadensbeziehungen (nachfolgend Güte- 
Schadens-Beziehungen) erarbeitet. Der in 
der Regel mögliche Bezug von Gütezustän¬ 
den auf das Durchflußverhalten im Ober¬ 
flächengewässer gestattet die Einbeziehung 
von Güte-Schadens-Beziehungen aller Nut¬ 
zer im betrachteten Flußgebiet (bzw. Ver¬ 
sorgungsgebiet) in Wassermengenmodelle 
(z. B. Langfristbewirtschaftungsmodell 

Mulde). 

Damit werden u. a. Aussagen zum zu erwar¬ 
tenden wasserbeschaffenheitsabhängigen 
Mehraufwand und zu den Sicherheiten der 
Wasserbereitstellung für die Produktion 
und zur Umstellung in der Wassernutzung 
bzw. in der Produktion ermöglicht.- Ha¬ 
variebedingte Zustände im Gewässer erfor¬ 
dern spezielle Betrachtungen. 

Die methodischen und im Beispielgebiet der 
Freiberger Mulde durchgeführten prakti¬ 
schen Untersuchungen zur Aufstellung von 
„Wasserbeschaffenheits-, Mehraufwands-, 
Schadensbeziehungen“ der Hauptnutzer¬ 
gruppen führten zu folgenden Ergebnis¬ 
sen : 

Trinkwasser: Im Gegensatz zur Industrie¬ 
wassernutzung dürfen keine durch einen 
Primärschaden ausgelöste Schadensketten 
auftreten. Bedingt durch die standardisiert 
vorliegenden Trinkwasseranforderungen las¬ 
sen sich die Mehraufwendungen zur Siche¬ 
rung der Produktion gegenüber der vorhan¬ 
denen Rohwasserbeschaffenheit in der Re¬ 
gel den hervorrufenden Ursachen zuordnen. 
Kostensteigerungen beruhen zumeist auf zu¬ 
sätzlichen Aufbereitungsstufen sowie ver¬ 
änderten Chemikalien- und Energieeinsatz¬ 
mengen. Dieser Mehraufwand ist in der Re- 
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gel aber gering im Vergleich zu den Kosten 
von Substitutionsmaßnahmen, die notwen¬ 
dig werden, um die Versorgung der Bevöl¬ 
kerung bei Grenzwertüberschreitung mit 
Trinkwasser abzusichern (Notwasserleitun¬ 
gen, Tankwageneinsatz). 

Industriewassernutzung: Es lassen sich 
grundsätzlich Güte-Schadens-Beziehungen 
aufstellen, die jedoch keine allgemeine Gül¬ 
tigkeit für den jeweiligen Industriezweig be¬ 
sitzen. Ursachen dafür sind die Spezifik der 
angewandten Produktionstechnologie, die 
Art und das Alter der Wasseraufbereitungs¬ 
anlage, die Möglichkeiten der Notwasser¬ 
speisung und Kreislaufnutzung des Produk- 
tiopswassers, die Umstellungsmöglichkeit 
der Produktion u. a. Für die Ermittlung des 
jährlichen Gesamtschadens eines Nutzers 
sind häufig mehrere Schadstoffe maß¬ 
gebend. Damit werden sowohl die Aufstel¬ 
lung repräsentativer Güte-Schadens-Bezie¬ 
hungen des betrachteten Nutzers als auch 
die Überlagerung mit Funktionen anderer 
Nutzer im Territorium erschwert. Klare Ab¬ 
grenzungen zwischen Mehraufwand und 
Schäden fehlen im allgemeinen, so daß Dop¬ 
pelzählungen nicht auszuschließen sind. 
Grafische Darstellungen von ökonomischen 
Auswirkungen unzureichender Beschaffen¬ 
heitsparameter waren in der Untersu¬ 
chung in 16 von 20 Fällen möglich, wobei 
damit nicht zwangsläufig Aussagen über 
den jährlichen Gesamtschadfen getroffen 
werden konnten. Die im Untersuchungsge¬ 
biet erfaßten Betriebe haben durchschnitt¬ 
lich einen theoretischen Gesamtschaden von 
etwa 3,5 Mill. M/a (ohne Beachtung der Fol¬ 
geschäden) und einen Mehraufwand gegen¬ 
über der Nutzung von Wasser der Güte¬ 
klasse 2 in Höhe von 14 Mill. M/a zu er¬ 
warten. Land- und Fischwirtschaft: In der 
DDR existieren kaum Angaben über Er¬ 
tragsminderungen oder Zuwachsverluste in 
der Land- und Fischwirtschaft durch unzu¬ 
reichende Rohwasserbeschaffenheit. Die 
vorhandenen Kostenangaben beziehen sich 
auf Grenzwertbetrachtungen bei nicht mög¬ 
lichem Einsatz des Wassers für die spezi¬ 
fischen Nutzungszwecke bzw. auf Fisch¬ 
sterben (Totalausfälle) oder Besatzunter¬ 
schiede. Untersuchungen z. B. zu Ge¬ 
schmacksbeeinträchtigungen bei Frühge¬ 
müse durch das Berfegnungswasser und dar¬ 
aus abgeleitete Verluste beim Verkauf (wie 
sie aus den Niederlanden bekannt sind) 
wurden bei uns nicht durchgeführt. 

Wasser für Erholungsleistungen: Die Be¬ 
rechnung des Wertes der Erholungsleistung 
unterliegt in hohem Maße subjektiven Ein¬ 
flüssen, die sich aus den Expertenbefragun¬ 
gen zur Erholungswirksamkeit des Gebietes 
bei verschiedenen Gewässergütezuständen 
ergeben. Trotz der seit fast zehn Jahren vor¬ 
liegenden und für die Untersuchung über¬ 
arbeiteten Methodik fehlt der Erholungslei¬ 
stung bislang die umfassende Anerkennung, 
die daraus resultiert, daß der Volkswirt¬ 
schaft bisher durch die verminderte Erho¬ 
lungswirksamkeit eines Gebietes z. Z. keine 
größeren materiellen Nachteile erwachsen. 
Ähnlich wie bei der Land- und Fischwirt¬ 
schaft sind Eckzahlen über Kosten und 
Nutzen vorhanden, aus denen sich zumeist 
logisch begründbare Beziehungen zur Was¬ 
serbeschaffenheit ableitcn lassen. 

Wie die Untersuchungen zeigen, können in 
der Regel Gütc-Schadens-Bcziehungen auf¬ 


gestellt werden. Dabei muß unbedingt der 
Bezugspunkt des Begriffs „Mehraufwand“ 
beachtet werden, der aus Gewöhnung 
(tvorh.) an sich langsam verschlechternde 
Nutzungsbedingungen (bis «kritisch) re¬ 
sultiert. Die Betriebe haben ihre Technolo¬ 
gie auf eine bestimmte Gewässerbeschaffen¬ 
heit abgestimmt, die als normal betrachtet 
wird. Erst eine weitere Verschlechterung 
der Wasserbeschaffenheit über diesen Be¬ 
zugspunkt hinaus führt zu nachzuweisen¬ 
den Mehraufwendungen. Viele Betriebe ha¬ 
ben sich außerdem auf die Dynamik in der 
Wasserbereitstellungsmenge und -beschaf- 
fenheit eingestellt, indem sie in der Lage 
sind, ober- und unterirdisches Wasser zu er¬ 
schließen und Wasser zusätzlich aus der 
zentralen Wasserversorgung zu beziehen. 
Neben Betriebsuntersuchungen ist die An¬ 
wendung von vergleichenden Kennzahlen 
zu ökonomischen Auswirkungen des Auftre¬ 
tens verschiedener Gewässerbeschaffenheits¬ 
stufen notwendig, welche z. Z. nur in unzu¬ 
reichendem Umfang vorliegen. Außerdem 
sind Untersuchungen notwendig, um die 
Überlagerung der Güte-Schadens-Beziehun¬ 
gen für verschiedene Inhaltstoffe zu ge¬ 
währleisten. 

Literatur 

/l/ Schweiger, K. H,: Langfristige wasserwirt¬ 
schaftliche Planung und Wasserbewirtschaf¬ 
tung — Nutzung der Gewässer, Wasserwirt¬ 
schaftliche Bilanzierung — ökonomische Be¬ 
urteilung wasserwirtschaftlicher Anlagen und 
Prozesse, Lehrbriefe für das Hochschulfern¬ 
studium Nr. 021664010 bis 021664040, 1981 

/2/ Schweiger, K. H.; Uhlmann, H. W.; Anfor¬ 
derungen ausgewählter Hauptnutzer an die 
Rohwasserbeschaffenheit. Wasserwirtschaft— 
Wassertechnik. 

Berlin 31 (1981) 7 

/3/ TGL — Gewässerschutz; Klassifizierung der 
Gewässerbeschaffenheit von Fließgewässem, 
Gewässerbelastung, TGL 22764/01. — Wasser¬ 
gütebewirtschaftung, Talsperren und wasser¬ 
wirtschaftliche Speicher. TGL 27885/03 

/4/ Neef, E.; Neef, V.; Brockhaus Handbuch — 
Sozialistische Landeskultur. Leipzig: FA. Brock¬ 
haus Verlag 1977 

/5/ Schweiger, K. H.: ökonomische Beurteilung 
von wasserwirtschaftlichen Maßnahmen in 
Fluß- und Versorgungsgebieten. Wiss. Z TU 
Dresden 30 (1980) 1, S. 171—175 

/6/ Sterger, O.: Beitrag zur ökonomischen Bewer¬ 
tung technisch-technologischer Maßnahmen der 
kommunalen Wasserversorgung. Dissertation A, 
TU Dresden 1977 

PI Kliemann, J.: ökonomische Bewertung von 
Automatisierungsanlagen — Tendenzen und 
Erfordernisse, Technischo Information, Indu¬ 
strieautomation, Berlin 18 (1980) 2, S. 111—115 

/8/ Schweiger, K. H.; Sterger, O.: Einige Grund¬ 
lagen der Effektivitätsermittlung für Investi¬ 
tionen auf dem Gebiet der kommunalen Was¬ 
serversorgung (zur Aufwandskennziffer), Was¬ 
serwirtschaft—W'assertechnik. 

Berlin 28 (1978) 8, S. 279—281; 10, S. 340 
bis 345 

/9/ Sterger, O, : Zur ökonomischen Begründung 
von Entscheidungen der Staatlichen Gewäs¬ 
seraufsicht. Wasserwirtschaft—Wassertechnik. 
Berlin 31 (1981) 3, S. 149—152 
/10/ Uhlmann, H. W.; Beitrag zur Einbeziehung 
ökonomischer Aussagen in die Wassergütebe¬ 
wirtschaftung (WGB) — Oberflächenwasser¬ 
nutzung im Flußgebiet der Freiberger Mulde 
— Abhängigkeiten der „Produktion von der 
Wassergüte (Beispieluntersuchung). TU Dres¬ 
den, Sektion Wasserwesen. 1981 (unveröffent¬ 
licht) 

/11/ Graf, D.: ökonomische Bewertung der Natur¬ 
ressourcen im entwickelten Sozialismus. Ber¬ 
lin : Akademie-Verlag 1980 




Bücher 


Bro ckhaushandLbuch 
„Sozialistische Landeskultur“ 

Umweltgestaltung/Umweltschutz 
Herausgeber: Prof. Dr. E. NEEF und 
V. NEEF 

Berater: Prof. Dr. Klaus DÖRTER, 

Prof. Dr. Dietrich Uhlmann 

VEB F. A. Brockhausverlag Leipzig, 1977 

Der in der bewährten Brockhaushandbuch¬ 
reihe erschienene Band „Sozialistische Lan¬ 
deskultur“ hält insgesamt mehr, als er im 
vom Herausgeber „als Versuch“ bezeichne- 
ten Vorwort verspricht. Die Aktualität der 
Feststellungen in diesem Handbuch zeigen 
sich nach fünfjähriger Nutzung uneinge¬ 
schränkt. Das ist offensichtlich dadurch be¬ 
dingt, daß sich die Herausgeber auf einen 
breiten Kreis von Mitautoren und Speziali¬ 
sten in Umweltgestaltung und Umwelt¬ 
schutz stützten und im Umweltschutz be¬ 
kannte Berater für die Abfassung hinzuzo¬ 
gen. Gleichzeitig geht das Handbuch von 
einer klaren Position des Umweltschutzes 
und der Umweltgestaltung, von der Ent¬ 
wicklung der sozialistischen Gesellschaft in 
der DDR aus. 

Die Unterteilung in einen systematischen 
und einen alphabetischen Teil erweist sich 
für die Information auf wissenschaftlich- 
technischem Gebiet äußerst zweckmäßig. Es 
verdient hervorgehoben zu werden, daß im 
systematischen Teil konkrete Grundlagen 
zu den objektiv existierenden Zusammen¬ 
hängen von Hauptaufgabe und ihren zwei 
Seiten der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
vermittelt werden: 

1 . Beiträge des Umweltschutzes und der 
Umweltgestaltung zur Erhöhung der 
Effektivität der Volkswirtschaft 

durch immer bessere Verwertung der Ab¬ 
produkte bis zur Herstellung geschlos¬ 
sener Stoffkreisläufe, erhöhte Verfügbar¬ 
keit der Naturressourcen sowie der nicht- 
regenerierbaren Naturressourcen 

2. Beiträge zur Verbesserung der Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen, besonders der 
Arbeitsumwelt und Erholung sowie lärm- 
hygienischer Aspekt 

3. Leitung und Planung im Umweltschutz 
und der Umweltgestaltung. 

Im systematischen Teil wäre meines Erach¬ 
tens eine Vertiefung der technisch-technolo¬ 
gischen Aspekte im Sinne der Ingenieuröko¬ 
logie, die von den Autoren selbst richtig er¬ 
faßt wird, erforderlich. Hervorzuheben sind 
die Darstellungen zur territorialen Entwick- 
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Jung des Umweltschutzes. Aufschlußreich 
sind die dargelegten Zusammenhänge von 
Arbeitsumwelt, Erholung und Territo¬ 
rium. 

Hei der Behandlung der Naturressourcen 
werden für die nichtregenerierbaren und re¬ 
generierbaren Naturressourcen Luft und 
Wasser sowie für die Waldökosystemc kon¬ 
krete Vorschläge zur Erhöhung ihrer Ver¬ 
fügbarkeit unterbreitet. Bei einer Überarbei¬ 
tung sollten die technologischen und ökono¬ 
mischen Aspekte stärker behandelt werden, 
besonders die Anwendung abprodukt-, Was¬ 
ser- und energiearmer Technologien, da in 
den letzten Jahren seit Erscheinen des 
Handbuchs zahlreiche neue Erkenntnisse 
gerade auf diesen Gebieten zu verzeichnen 
sind. Hervorzuheben ist die umfassende Be¬ 
handlung der organischen Abprodukte und 
ihrer Verwertung bis zur Herstellung von 
Feldkomposten. 

Die konsequente Berücksichtigung der 
Standortbedingungen erleichtert es, die mit¬ 
geteilten Informationen für die Planung zu 
verwenden. Die Wechselwirkungen zwi¬ 
schen den Naturressourcen, besonders der 
Waldökosysteme, werden klar herausgear¬ 
beitet, vor allem auch die Wirkungen, dar¬ 
unter die sozialen. Das erleichtert weiter¬ 
gehende Arbeiten wie die am Prognosemo¬ 
dell Umweltschutz und gilt auch für die Er¬ 
arbeitung von Richtwerten. 

Die Hinweise zur Reduzierung der Luftbe¬ 
lastung, einschließlich Nomogrammen und 
Tabellen, helfen, tiefgründige Voraussagen 
zu treffen, anwendungsbereite Vorschläge 
zu unterbreiten, zumal verschiedene tech¬ 
nologische Lösungen sowohl für Industrie¬ 
verfahren als auch für den Verkehr angebo- 
ten werden. 

Eine Reihe von Feststellungen im systema¬ 
tischen Teil bedarf bei einer Überarbeitung 
und einer wünschenswerten Neuherausgabe 
einer Ergänzung entsprechend 'den umfang¬ 
reichen neuen Erkenntnissen aus den über 
1 200 Themen in Forschung und Entwick¬ 
lung. Aber auch zu internationalen und 
globalen Fragen des Umweltschutzes wie 
auch zum Umweltrecht sollten die wichtig¬ 
sten Ergebnisse erfaßt werden. 

Durch Schemata, Grafiken, Tabellen, Funk¬ 
tionen und Kennzahlen unterstützt, wird 
die Anschaulichkeit erhöht, werden Zusam¬ 
menhänge deutlicher sichtbar gemacht. Bei 
einer vorzunehmenden Überarbeitung soll¬ 
ten dabei Fragen der Leitung und Planung, 
wie Umweltanalyse, Umweltüberwachung, 
Kosten/Nutzen-Analyse und andere ökono¬ 
mische Begriffe, aufgenommen und erläu¬ 
tert werden, ebenso umweltpolitische Be¬ 
griffe wie chemischer und biologischer Um¬ 
weltkrieg u. a. Ferner sollte das Begriffsre¬ 
servoir der abproduktarmen Technologie 
wie Wertstoffrückgewinnung, rationelle 
Wasserverwendung, rationelle Energiean¬ 
wendung in seiner Bedeutung für den Um¬ 
weltschutz erläutert werden. 

Das Brockhaushandbuch „Sozialistische 
Landeskultur“ ist ein wichtiges Mittel in 
der Hand Studierender auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes, um höhere Sicherheit in 
den Aussagen dieses komplexen Gebietes zu 
erhalten. Es ist zugleich ein wichtiges Hilfs¬ 
mittel in der Praxis der Umweltschutz¬ 
beauftragten der Betriebe. Deshalb ist eine 
weitere möglichst große Verbreitung dieses 
Handbuchs wünschenswert. E. Seidel 


Leipzig ist eine Gründung am Schnittpunkt 
zweier Handelsstraßen, der via regia (siehe 
Situationsplan Pos. 1) und der via imperii 
(2). Ein natürlicher Schutz für die sich ent¬ 
wickelnde Stadt waren anfangs die Flüsse 
— im Norden die Parthe (3), im Westen die 
Elster und Pleiße (4) sowie später der 
Pleißenmühlgraben (5). Um 930 wurde mit 
dem Bau der Burganlage (6) auf dem Ge¬ 
lände der späteren Matthaikirche begonnen 
und die zur Burg gehörende Barfußmühle 
(7) mit ihrem Mühlgraben angelegt. Der 
Mühlgraben verlief von der Pleiße zur Par¬ 
the. Mit dem Anlegen der Stadtbefestigung 
um 1135 verlegte man die Parthe über ihren 
nördlichen Auenrand (8), um eine steinerne 
Brücke in standfestem Boden bauen zu kön¬ 
nen. Die Aushubmassen wurden als Damm 
durch die Aue aufgeschüttet, um sie ständig 
passieren zu können. Die Parthe ist am 
Damm entlang geführt und dann wieder in 
ihr altes Bett eingebunden worden. Der ab¬ 
geschlagene Lauf wurde zum Stadtgraben. 
Der Graben umgab später die gesamte 
Stadt, teils als Wasser- oder Trockengraben. 
Die Wasserfläche betrug bei einer Graben¬ 
vermessung im Jahr 1467 rund 9,5 Acker 
52 580 m 2 . Die mittlere Wassertiefe war 
1,25 m. Die Trockengräben (9, 10) begannen 
an der Ost- und Südseite der Stadt unter¬ 
halb des Grimmaischen Tores bis zum Pe¬ 
terstor (11, 12). Das war durch das an¬ 
steigende Gelände bedingt. Um diese Grä¬ 
ben mit Wasser zu füllen, wären Aus¬ 
schachttiefen von über 12 m erforderlich ge¬ 
wesen. So führten sie nur die aus der Stadt 
eingeleiteten Ab- und Regenwässer durch 
ihr Gefälle in den Wassergraben ab. 

Die Parthe: 

Die heutige Oberflächengestalt und der geo- 
hydrologische Aufbau des Stadtgebietes ent¬ 
stand während der letzten Eiszeit. Der heu¬ 
tige Brühl (13) bildet den südlichen Ufer¬ 
rand des ehemaligen Muldenlaufes. In den 
abgelagerten Flußschottern fließt noch 
heute ein beachtlicher Grundwasserstrom. 
Aus diesem bezieht seit 1887 die Leipziger 
Bevölkerung ihr Trinkwasser durch die 
Naunhofer Wasserwerke. Dadurch traten 
beim Bau des Hauptbahnhofes Schwierig¬ 
keiten wegen des starken Grundwasseran¬ 
dranges auf. Beim Erweiterungsbau des 
Warenhauses Konsument 1965 am Brühl, 
der Erbauung des Hochhauses an der Win¬ 
tergartenstraße sowie beim Hotelbau Mer¬ 
kur an der Gerberstraße mußte aus glei¬ 
chem Grund der Grundwasserspiegel wäh¬ 
rend der Bauzeit abgesenkt werden. Die 
Wasserwirtschaft ließ 1937 am Hauptbahn¬ 
hof und am Eingang zur Gerberstraße je 


einen Notbrunnen bohren. Aus diesen 
Schottern in der Parkanlage am Schwa- 
nenteich fördert heute das Kraftwerk Di- 
mitroff einen Teil seines Betriebswassers. 
Die Ergiebigkeit bei der Grundwasserabsen¬ 
kung betrug rund 300 m 3 /h im Dauerbe¬ 
trieb bei einer Absenkung von 5 bis 6 m. 
Die Parthe als Vorfluter stand früher mit 
dem Grundwasserspiegel in Verbindung. 
Heute fließt sie in einem gemauerten Bett. 
Ihre mittlere Abflußmenge beträgt 1 m 3 /s. 
Die Fließgeschwindigkeit des Grundwassers 
beträgt bei einem Gefälle von 1:1 000 = 1,2 
bis 2 m/d. A. Thiem, der Altmeister der Hy¬ 
drologie, hat erstmalig für das Leipziger 
Stadtgebiet Höhenschichtlinien aufgezeich¬ 
net. 

Der Stadtgraben: 

Aus diesen Isohypsen läßt sich für die An¬ 
lage des Grabens folgendes ableiten: Mit 
dem Anschneiden des Grundwassers beim 
Grabenaushub an der Nordostecke der Stadt 
stellte sich dann der dortige Spiegelstand 
auf den Graben ein. Selbst wenn zeitweise 
eine Verbindung zur Parthe bestand, war 
der Grundwasserandrang im Graben so 
groß, daß dadurch keine merkbare Absen¬ 
kung eintrat. Somit war der Grabenwas¬ 
serspiegel der Stand des jeweiligen Grund¬ 
wassers an der Anschnittstelle, 
über den Grundwasserandrang im Graben 
wissen wir, daß das Wasser 1680 bei einer 
Schlämmung mit künstlichen Wassermüh¬ 
len aus dem Graben beim Halleschen Tor 
(14) geleitet werden mußte. Ein Zufall der 
Natur ist es, daß an der ehemaligen Non¬ 
nenmühle bei den Wasserkünsten (15/16) 
die gleiche Isohypse verlief und noch ver¬ 
läuft wie an der Anschnittstelle des Stadt¬ 
grabens. Somit war der mit Wasser gefüllte 
Stadtgraben der freigelegte Grundwasser¬ 
spiegel. 

Der Pleißenmühlgraben, 
an der Westseite der Stadt, war mit dem 
Stadtgraben nicht verbunden. Als künstli¬ 
che Anlage um 930 begonnen, wurde er mit 
dem Bau der Nonnenmühle und ihrem Gra¬ 
ben (15) 1287 abgeschlossen. Außerdem ist 
der Graben zum Antrieb der Gohliser 
Mühle (17) verlängert worden. Aus diesem 
Grunde ist die einstige Einmündungsstelle 
des Burgmühlgrabens in die Parthe durch 
ein Uberfallwehr (Rosentalwehr) abgerie¬ 
gelt worden. Die Parthe ist ab hier durch 
die Anlage der Angermühle (18) zu ihrem 
Unterwassergraben geworden. Sie erhielt ihr 
Antriebswasser von der Elster durch einen 
Mühlgraben (19). Das eingebaute Uberfall¬ 
wehr bewirkte eine Spiegeldifferenz zwi- 
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sehen Pleißenmühl- und Unterwassergraben 
der Angermühle. 

Die gesamte Sohle des Pleißenmiihlgrabens 
lag bis zum Rosentalwehr über dem Grund¬ 
wasserspiegel. Der Höhenunterschied von 
der Platte des Malpfahles der Nonnenmühle 
bis zum Fachbaum des Rosentalwehres be¬ 
trug bei einem stufenförmigen Verlauf des 
Wasserspiegels etwa über 3 m auf rund 
1 250 m Länge, So zeigte sieb bei einer Ver¬ 
messung 1738, daß der Stadtgrabenwas¬ 
serspiegel an der Nordwestecke der Stadt 
rund 0,80 m höher lag als der des dortigen 
Pleißenmühlgrabens. Wegen der Geruchs¬ 
belästigung durch die schlechte Wasserbe¬ 
schaffenheit ist der Mühlgraben am Anfang 
der 50er Jahre bis zum Rosentalwehr über¬ 
wölbt und von da an bis zur Einmündung 
der Parthe vcrfüllt worden. 

Aus den früheren geohydrologischen Lln- 
kenntnissen entstanden Fehlmaßnahmen 
und unerklärliche Feststellungen. So zeigte 
sich bei der ersten Untersuchung sämtlicher 
Leipziger Trinkwässer 1783, daß der Brun¬ 
nen der Roten Wasserkunst viel Eisen hatte 
und ein ausgesprochener Säuerling war. Das 
belegt, daß Grundwasser gefördert wurde 
(Isohypse wie Stadtgrabenanschnitt). Das 
Brunnenwasser der Schwarzen Kunst 
glich dagegen in der Farbe dem Flußwas¬ 
ser. Aus der großen Ergiebigkeit beider 
Brunnen, bei einer konstanten Entnahme 
mit 2 m Absenkung unter dem Mühlgraben¬ 
wasserspiegel, glaubte der Kunstmeister fol¬ 
gern zu können, daß das Brunnenwasser 
aus besonderen Quellen stammt, die nicht 
mit dem Fluß in Verbindung standen. Seine 
Vermutung war insofern richtig, daß der 
eine Brunnen eine größere Menge von 
Uferfiltrat förderte. 


Die Sanierung des Stadtgrabenwassers 

Als es weder Stadtmauer noch Graben gab, 
konnten die Niederschläge und Abwässer 
ungehindert nach der Pleißen- oder Par- 
thenaue abfließen. Dann wurde der natür¬ 
liche Abfluß blockiert. Mauerdurchlässe ga¬ 
ben dann den Abfluß in den Stadtgraben 
frei; außerdem hatten die an der Mauer lie¬ 
genden drei Klöster ihre „heimlichen Ge¬ 
mache“ über dem Graben angelegt. Das 
ging so lange gut, bis die biologische Reini¬ 
gung, trotz der Fischhaltung im Graben, zu¬ 
sammenbrach und das Wasser zu stinken 
anfing. Bereits 1529 schreibt ein Arzt, daß 
Leipzig eine der ungesündesten Städte 
durch die Sumpfluft ist, die aus den Gräben 
aufsteigt. „Sintemal die Bevölkerung sich 
mehret und die Stadt den Unflat und die 
Notdurft nicht von sich bringen kann.“ Ei¬ 
nige Jahre später hat man deshalb die Ab¬ 
wässer in drei hölzernen Schleusen (recht¬ 
eckige offene Kanäle) anfangs auf hölzer¬ 
nen Brücken über den Stadtgraben geführt 
und in den Pleißenmühlgraben eingeleitet. 
Sie befanden sich am Thomas-Barfüßer- 
pförtchen (20, 21) und am Ranstädter 
Tor (22). Durch Undichtigkeiten der Kanäle 
und überlaufen bei Starkregen floß noch 
zuviel Abwasser in den Stadtgraben. Zur 
Sanierung des Wassers wurde durch zwei 
Röhren oberhalb der Thomasmühle (23) 
Mühlgrabenwasser in den Stadtgraben gelei¬ 
tet; denn hier lag der Wasserspiegel noch 
etwa .25 cm höher als im Stadtgraben. An 
der Nordseite der Ranstädter Bastei (24) 


Legende 

1 via regia = Ludwig-Jahn-Allee 

2 via imperii = Reichsstraße 

3 Parthe — Lauf vor der Verlegung 

4 Pleiße 

5 Burgmühlgraben 

6 Burganlage 

7 Burg = Barfußmühle 

8 Parthe — Lauf nach der Verlegung 

9 Trockengraben 

10 Trockengraben 

11 Grimmaisclies Tor 

12 Peterstor 


führte eine Schleuse (25) das Stadtgraben¬ 
wasser zur Parthe ab. Ihre Grundschwelle 
lag etwa 50 cm unter dem Wasserspiegel. 
Mit der ständig steigenden Abwassermenge 
wurde aber nicht das eingeleitcte Mühlgra¬ 
benwasser erhöht. 

Nochmals wurde 1738 die Sanierung des 
Wassers in Angriff genommen. Außer der 
Steigerung der Wassermenge an der Tho¬ 
masmühle wurde vom Grund des Stadtgra¬ 
bens an der tiefsten Stelle, der Ranstädter 
Bastei (24), ein unterirdischer gemauerter 
Kanal (26) angelegt. Er unterquerte den 
Pleißenmühlgraben und mündete in den 
Unterwassergraben der Angermühle (3). 
Diese Maßnahme hatte nur einen Teilerfolg. 
Die geringen Spiegelunterschiede ließen den 
Wasserabzug nur bei bestimmten Wasser¬ 
ständen zu. Deshalb empfahl der Vermes¬ 
sungsingenieur dem Rat, sämtliche direkte 


14 Hallesches Tor 

15 Nonnenmühle und Graben 

16 Wasserkünste 

17 Gohliser Mühlgraben 

18 Angermühle 

19 Elstermühlgraben 

20 Thomaspförtchen 

21 Barfüßerpförtchen 

22 Ranstädter Tor 

23 Thomasmühle 

24 Ranstädter Bastei 

25 Abzugsgraben zur Parthe 

26 unterirdischer Kanal 

27 Marktplatz 

28 Pleißenburg = Neues Rathaus 


Abwassereinbindungen in den Stadtgraben 
abzuschaffen und die über den Graben füh¬ 
renden Schleusen gut abzudichten, „weil zu 
viel Seifenwasser, Kalkjauche, Pottasche 
und giftige Farbe in das Wasser einfließt, so 
daß die Fische verrecken.“ Trotz der Emp¬ 
fehlung gab es 1755, obgleich ein Abwasser¬ 
netz schon bestand, noch 29 direkte Abwas¬ 
sereinleitungen in den Graben. Das führte 
auch zum Verschlammen des Grabens, und 
als eine Frau hineinfiel, erstickte sie im Mo¬ 
rast. 

Die zunehmende Einleitung der Abwasser¬ 
mengen in beide Mühlgräben führte im 
Laufe der Zeit gleichfalls w r egen ihrer gerin¬ 
gen Wasserführung zu einer Überlastung. 
Die dadurch im 19. Jahrhundert herrschen¬ 
den Zustände wurden erst mit der Inbe¬ 
triebnahme der Kläranlage im Rosental 
1894 weitgehend verändert. 
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Geschichtliches 


Leipzig ist somit nicht am Zusammenfluß 
der Elster, Pleiße und Parthe gegründet 
worden. Das Einbinden der beiden Mühl¬ 
gräben (5, 19) in die Parthe (3) erfolgte 
durch den Bau wassertechnischer Anlagen, 
die sich über einen größeren Zeitraum wäh¬ 
rend eines Klimamaximums hinzogen. Ihre 
Erbauer waren wohl auf diesem Gebiet er¬ 
fahrene niederländische Kolonisten. In den 
folgenden Jahrhunderten wurden die Befe¬ 
stigungswerke mit Grabenerweiterungen 
unjJ Veränderungen weiter ausgebaut. Als 
■man die Nutzlosigkeit der Anlagen einsah, 
begann man 1763 mit ihrem Abbruch und 
verfüllte dabei von 1770 bis 1779 einen gro¬ 
ßen Teil des Stadtgrabens. Im letzten mit 
Wasser gefüllten Teil, am Ranstädter Tor, 
sind ab 1732 auf Anordnung des Rates 
Schwäne gehalten worden, wie schon einmal 
von 1502 bis 1530. Als man an der Nordost¬ 
ecke des Brühls 1784 die Schanze abtrug, 
legte man das Bassin für den heutigen 
Schwanenteich an. Im ehemaligen Stadtgra¬ 
ben ist bis 1836 die Hauptschleuse um die 
Altstadt, die „Stadtgrabenschleuse“, verlegt 
und in den 1738 angelegten Abzugskanal 
eingebunden worden. Dieser Kanal wurde 
abgeschlagen, als der Hauptsammler durch 
die Dr.-Kurt-Fischer-Straße zur Kläranlage 
fertiggestellt war. Der Verlauf der noch be¬ 
stehenden Stadtgrabenschleuse am heutigen 
Ring ist der Grund, daß am Warenhaus 
Konsument statt eines Fußgängertunnels 
eine Fußgängerbrücke angelegt worden 
ist. 


Quellen: 

Akten Stadtarchiv Leipzig 

Akten Museum der Geschichte der Stadt Leipzig 
Akten der Karl-Marx-Universität Leipzig 
Gr Grebenstein: Die Leipziger Flußbauten im frü¬ 
hen Mittelalter (1958) 

G. Grebenstein: Die Geschichte . der Wasserversor¬ 
gung der Stadt Leipzig (1962) 

G. Grebenstein: Die Entsorgung der Stadt Leipzig 
(1980) 




Tagungen 


Seminar Hydronumerik 

Neben dem ähnlichkeitstheoretisch begrün¬ 
deten hydraulischen Versuchswesen werden 
hydrodynamisch-numerische Methoden zur 
Lösung wasserwirtschaftlicher und allge¬ 
meiner geophysikalischer Strömungs- und 
Stofftransportprobleme weltweit verstärkt 
angewandt. /I—4/ Aussagen numerischer 
Modelle sind zwar noch nicht in jedem Fall 
so präzise wie hydraulische Versuchsergeb¬ 
nisse. Dennoch sind ihre Flexibilität, ihre 
Aussagekraft, die relativ geringen Kosten 
und die mit ihnen erzielbaren Arbeitsge¬ 
schwindigkeiten bei der Vorbereitung von 
Entscheidungen sehr attraktiv. Ferner sind 
einer Verfeinerung dieser Methoden bei der 
Nutzung von Rechenanlagen wie EC 1040 
bzw. EC 1055 M praktisch kaum Grenzen 
gesetzt. 

Es bestehen in der DDR breite Anwen¬ 
dungsmöglichkeiten hydrodynamisch-nume¬ 
rischer Modelle: 

• Durchfluß- und Stofftransportberechnun¬ 
gen für Fließgewässernetzwerke 

• Wind- und thermikinduzierte Zirkulatio¬ 
nen in Talsperren, Stratifikationspro- 
bleme 

• Windinduzierte Zirkulation in durch¬ 
strömten Flachseen und Boddengewäs¬ 
sern 

• Fragen der Küstendynamik und des Kü¬ 
stenschutzes, Energieeintrag an der Uferli¬ 
nie 

• Sedimentationsprobleme in Fließgewäs¬ 
sern, Talsperren und durchströmten Seen 

• Hochwasserberechnungen für die Flüsse 
4es Binnenlandes, die Ostseeküste und das 
Oderhaff 

• Kühlwasser- und Havarieprobleme bei 
Großkraftwerken an Flüssen und Küstenge¬ 
wässern 

• Wasseraustauschprobleme in der Ostsee 

• Strömungsprobleme in fischereiwirt¬ 
schaftlich interessanten Gebieten der Welt¬ 
ozeane 

• Strömungsmechanische Grundlagenaussa¬ 
gen für Eutrophierungs- und komplexere 
Wasserbeschaffenheitsmodelle des Gewäs¬ 
serschutzes. 

Das Erarbeiten hydrodynamisch-numeri¬ 
scher Modelle ist noch keine Routinetätig¬ 
keit, sondern interdisziplinäre Forschungs¬ 
arbeit, verknüpft mit vielfältigen Proble¬ 
men, die man wie folgt klassifizieren 
kann: 


— Auswahl der adäquaten vereinfachten 
Differentialgleichungen aus dem theore¬ 
tischen Reservoir der Hydro-Thermodyna- 
mik. 

— Entwicklung bzw. Auswahl effizienter 
numerischer Näherungsmethoden und -algo- 
rithmen. 

— Programmtechnische Realisierung der 
Algorithmen unter Nutzung der Systemsoft¬ 
ware und der Spezifika der gewählten Re¬ 
chenanlage, unter besonderer Berücksichti¬ 
gung der grafischen Datenein- und -aus- 
gabe. 

— Verifikation der Simultationsergebnisse 
anhand gezielter Messungen am Natursy¬ 
stem und/oder am maßstabsverkleinerten 
hydraulischen Modell. 

Damit reicht das inhaltliche Spektrum von 
der Theoretischen Physik über die Numeri¬ 
sche Mathematik und Informatik bis zur 
hydrophysikalischen Meßtechnik, die wie¬ 
derum Flügel- und Ultraschallanemometrie, 
Driftkörpermessungen, Tracerexperimente 
und die Luftbildauswertung umfaßt. 

Das wissenschaftliche Seminar „Hydronu¬ 
merik“ vom 7. bis 9. Februar 1983 im 
Maritimen Observatorium Zingst der Karl- 
Marx-Universität Leipzig war oben genann¬ 
ten Fragen gewidmet. Es fand auf gemein¬ 
same Initiative des Instituts für Wasserwirt¬ 
schaft (Forschungsbereich Wasserbewirt¬ 
schaftung, Leiter: Prof. Dr. sc. techn. 
D. Lauterbach ) und der Sektion Physik der 
Karl-Marx-Universität (Lehrbereich Allge¬ 
meine und Umweltgeophysik, Leiter: Prof. 
Dr. sc. Chr. Hänsel ) statt. Wissenschaftler 
aus acht Forschungseinrichtungen der DDR 
nahmen daran teil, darunter Vertreter der 
Numerischen Mathematik, der Hydrome¬ 
chanik, des Küstenschutzes, des hydrau¬ 
lischen Versuchswesens, der Physikalischen 
Limnologie und Ozeanologie, ans Industrie, 
Hochschulwesen und der Akademie der 
Wissenschaften. 

Das Seminar zeigte, daß die wachsenden 
Aufgaben der hydrodynamisch-numerischen 
Modellierung von Oberflächengewässern auf 
Grund ihres anspruchsvollen interdiszipli¬ 
nären Charakters nur in enger sozialisti¬ 
scher Gemeinschaftsarbeit der verschiede¬ 
nen Wissenschaftsdisziplinen gelöst werden 
können, um Doppelentwicklungen zu ver¬ 
meiden. Das abgestimmte Zusammenwirken 
von Grundlagenforschung, angewandter 
Forschung und Praxisüberleitung ist dabei 
wesentliche Voraussetzung für das Gesamt¬ 
ergebnis. Das Seminar soll im Jahre 1984 
auf breiterer Grundlage und mit entwickel¬ 
tem Niveau wiederholt werden. 
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Information 


Neues über die Berechnung 
der Nutzung von Wasserspeichern 

(UdSSR) 

Die Wasser-Abflußmenge der Flüsse der 
UdSSR ist äußerst ungleichmäßig verteilt — 
sowohl in territorialer Hinsicht (auf den am 
meisten erschlossenen Teil des Landes, in 
dem 80 Prozent der Bevölkerung leben und 
80 Prozent aller Industriebetriebe konzen¬ 
triert sind, entfallen lediglich 15 Prozent der 
Abflußmenge) als auch in der zeitlichen 
Verteilung (in wasserarmen Jahren verrin¬ 
gert sie sich um 30 bis 40 Prozent, wobei die 
Hauptmenge auf die verhältnismäßig kurze 
Frühjahrsperiode entfällt). Im Zusammen¬ 
hang damit ergibt sich die Notwendigkeit 
für eine Regulierung der Abflußmenge mit 
Hilfe von Wasserspeichern, wobei folgende 
Hauptaufgaben gelöst werden: 

— Die reibungslose Wasserversorgung wird 
für alle Verbraucher während des gesam¬ 
ten Jahres gesichert. 

— Für die Wasserentnahme mit Hilfe von 
Pumpstationen für die “Fernwasserleitun¬ 
gen werden bessere Voraussetzungen ge¬ 
schaffen. 

— Es wird eine gute Wasserqualität gesi¬ 
chert. 

In der UdSSR existieren gegenwärtig etwa 
600 Wasserspeicher mit einem Fassungsver¬ 
mögen von mehr als 10 Mill. m 3 , die als 
Wasserabfluß-Regulatoren fungieren und 
eine große volkswirtschaftliche Bedeutung 
besitzen. Sie werden für die Wasserversor¬ 
gung, die Bewässerung, die Ziele der Hy¬ 
droenergetik, den Hochwasserschutz und 
für andere Zwecke genutzt. Viele von ihnen 
sind Wasserspeicher mit komplexen Nut¬ 
zungsmöglichkeiten. 

Der Erhöhung der Effektivität der Nutzung 
der Wasserspeicher wird in jüngster Zeit 
ungewöhnlich starke Aufmerksamkeit ge¬ 
widmet. Die Anforderungen, die von ver¬ 
schiedenen Volkswirtschaftszweigen an die 
Regulierung des Wasserabflusses gestellt 
werden, und die Interessen dieser Zweige — 
sowohl im Hinblick auf den Standort der 
Wasserspeicher als auch im Hinblick auf 
deren Nutzungsregime — sind nicht immer 
deckungsgleich. Daraus ergibt sich, daß bei 
der Nutzung der Wasserressourcen der 
Wasserspeicher die Interessen aller Volks¬ 
wirtschaftszweige nicht immer voll befrie¬ 
digt werden können. 


Bei der Projektierung und der Nutzung der 
Wasserspeicher macht es sich erforderlich, 
nicht nur die günstigen, vorteilhaften Ver¬ 
änderungen zu berücksichtigen, sondern 
auch die unerwünschten Veränderungen, 
die sich in der Natur bei der Errichtung 
von Wasserspeichern ergeben. Dazu gehö¬ 
ren z. B. das überfluten von Ländereien, 
der Einbruch von Ufern, Veränderungen 
des Mikroklimas usw. Die Sammlung, Ver¬ 
arbeitung und Analyse der Informationen 
zu den Fragen der Nutzung der existieren¬ 
den Wasserspeicher und ihres Einflusses 
auf die Umwelt stellen für die Ingenieure, 
Projektanten und die Spezialisten der Was¬ 
serwirtschaft eine große Hilfe bei der Aus¬ 
arbeitung, Prüfung' und Abstimmung von 
neuen Projektanten sowie bei der Vorberei¬ 
tung von Wasserspeichern auf deren Nut¬ 
zung dar. 

Zur Gewährleistung eines einheitlichen Her¬ 
angehens an die Berechnung der Nutzung 
von Wasserspeichern wurde durch das 
ZNIIKIVR im Aufträge des Ministeriums 
für Wasserwirtschaft der UdSSR ein Form¬ 
blatt für eine Informations-Registrier-Karte 
(IRK) erarbeitet. Für Wasserspeicher mit 
einem Fassungsvermögen von 10 Mill. m 3 
und mehr wird diese Karte jährlich ausge¬ 
füllt. Sie enthält eine Charakteristik der Ar¬ 
beit des Wasserspeichers für diesen Zeit¬ 
raum. Im Verlaufe des Jahres werden durch 
den „Dienst für die Nutzung von Wasser¬ 
speichern“ und die Posten des Staatlichen 
Komitees für Hydrometeorologie Beobach¬ 
tungen an den Wasserspeichern angestellt. 
Dort, wo ein solcher Nutzungsdienst nicht 
existiert, werden die Beobachtungen von 
den territorialen Verwaltungen bzw. Inspek¬ 
tionen zur Regulierung der Nutzung und 
zum Schutz des Wassers oder von anderen 
kompetenten Organisationen vorgenommen. 
Auf der Grundlage dieser Beobachtungen 
werden in die IRK die Angaben über die in 
den Wasserspeicher eingegangene sowie 
über die aus ihm verbrauchte Wassermenge 
eingetragen. Dazu gehören auch nichtpro¬ 
duktive Verluste (Verdunstung und Filtra¬ 
tion). Weiterhin wird die Verwendung der 
regulierten Wassermengen durch die ver¬ 
schiedenen Volkswirtschaftszweige (aufge¬ 
schlüsselt nach Monaten und für das Jahr 
insgesamt) registriert. Getrennt angeführt 
werden die Angaben über die Entnahme 
von Wasser unmittelbar aus dem Wasser¬ 
speicher sowie über spezialisierte Zuleitun¬ 
gen in die untere Haltung zur Absicherung 
des Wasserbedarfs aller Nutzer. In der In¬ 
formations-Registrier-Karte sind auch die 
Ist-Angaben für das verflossene Jahr über 
den Umfang des Gütertransports, die Flöße¬ 
rei, die Fischproduktivität des Wasserspei¬ 
chers und über andere Positionen enthaL 
ten. 

Zur Gewinnung von Charakteristika über 
die qualitätsmäßige Zusammensetzung des 
Wassers in den Speichern werden an be¬ 
stimmten Meßstellen sowie in den Mün¬ 
dungsbereichen der Zuflüsse periodisch 
(einmal monatlich) Wasserproben für die 
Analyse in den hydrochemischen Laborato¬ 
rien der Verwaltungen bzw. Inspektionen 
für die Regulierung der Nutzung und zum 
Schutz des Wassers oder auch für die Ana¬ 
lyse in den Laboratorien der x Industriebe¬ 
triebe entnommen. Die Ergebnisse dieser 
Analysen werden in der Tabelle „Charakte¬ 


ristik der Qualität des Wassers im Wasser¬ 
speicher“ zusammengefaßt. Die IRK enthält 
ebenfalls Angaben über die Schmutzmen¬ 
gen, die im Verlauf des Jahres in den Was¬ 
serspeicher eingeleitet werden. An jeder Ab¬ 
flußanlage werden deshalb periodisch Was¬ 
serproben entnommen, die nach allgemei¬ 
nen und spezifischen Kennziffern analysiert 
werden. Alle Punkte und Meßstellen wer¬ 
den auf einem Kartenschema des Wasser¬ 
speichers eingetragen. 

Die Informations-Registrier-Karte enthält 
auch Angaben über den Zustand der Ufer 
und der Gesamtwasserfläche des Wasser- 
speiqhers. Durch den Nutzungsdienst wird 
eine aufklärende Erkundung der Uferzone, 
des Flachwasserteils des Speichers sowie der 
Gesamtwasserfläche durchgeführt. Spezielle 
Beobachtungen gelten der Intensität der Be¬ 
einflussung der Ufer durch Überflutung der 
angrenzenden Territorien, der granulome- 
trischen Zusammensetzung der Ablagerun¬ 
gen auf dem Grund des Wasserspeichers, 
dem Zustand der Flachwasserbereiche sowie 
dem Blühen des Wassers im Speicher. In 
einem der Abschnitte der IRK sind alle Be¬ 
sonderheiten der Nutzung des Wasserspei¬ 
chers während des vorangegangenen Jahres 
vermerkt. Registriert werden eventuelle De¬ 
fekte und Beschädigungen, die bei der 
Durchschleusung des Frühjahrshochwassers, 
unter komplizierten Eisbedingungen, bei 
einer intensiven Bearbeitung der Ufer usw. 
aufgetreten sind. Ausgewiesen werden der 
Umfang der durchgeführten und der zur 
Erledigung anstehenden Instandsetzungs¬ 
arbeiten. 

In dem Maße, wie bei der Rechnungsfüh¬ 
rung über die Nutzung der Wasserspeicher 
praktische Erfahrungen gesammelt werden 
und wie der Bedarf an diesen oder jenen In¬ 
formationen präzisiert wird, können in dem 
Formblatt entsprechende Veränderungen 
und Ergänzungen vorgenommen werden. 
Aus alledem ergibt sich, daß die Informa¬ 
tions-Registrier-Karte zur Nutzung von 
Wasserspeichern ein Berichtsdokument dar¬ 
stellt, das folgende wesentlichen Faktoren 
widerspiegelt: 

— das Nutzungsregime des Speichers 

— den Zustand der Ufer und der Wasserflä¬ 
che insgesamt 

— die Qualität des Wassers 

— die Arbeiten zur Instandhaltung und 
Funktionssicherung des Speichers. 

Derartige Informationen bieten den Mini¬ 
sterien für Melioration und Wasserwirt¬ 
schaft der Unionsrepubliken sowie dem 
Staatlichen Komitee für Naturschutz der 
\ UdSSR die Möglichkeit, Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung des erforderlichen tech¬ 
nischen Zustandes der Wasserspeicher 
rechtzeitig zu planen sowie die Verhinde¬ 
rung und die Beseitigung von negativen Er¬ 
scheinungen bei ihrer Nutzung rechtzeitig 
zu planen. 

/ H. Kr. 
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Die Anwendung von ionenselektiven 
Elektroden für die Charakteristik 
der chemischen Zusammensetzung 
von Wasser (UdSSR) 

In der analytischen Praxis der UdSSR und 
auch im Ausland erregte während der letz¬ 
ten Jahre der Einsatz von ionenselektiven 
Elektroden bei der Untersuchung von Na¬ 
turobjekten — darunter auch bei der Unter¬ 
suchung des Wassers — die Aufmerksamkeit 
der Fachwelt. Mit Hilfe der potenziometri- 
schen Methode werden die aktiven Ionen¬ 
konzentrationen, welche den summarischen 
Einfluß einer unvollständigem Dissoziation 
der Moleküle widerspiegeln, die Wechsel¬ 
wirkung zwischen den unterschiedlichen 
Ionen und- der Grad ihrer Hydratation be¬ 
stimmt, d. h., diese Merkmale charakterisie¬ 
ren den tatsächlichen Zustand der Ionen, die 
für alle physikalisch-chemischen Prozesse 
in den Gewässern ausschlaggebend sind. 
Die potenziometrische Methode der Wasser¬ 
untersuchung zeichnet sich durch folgende 
Vorzüge aus: 

— sie ist ein Schnellverfahren 

— die Untersuchungsbedingungen kommen 
den natürlichen sehr nahe 

— die Reproduzierbarkeit ist gut. 

Für die Durchführung der Analysen wur¬ 
den folgende Geräte eingesetzt: 

— das pH-Meßgerät-340 aus der einheimi¬ 
schen Produktion 

— das Ionenmeßgerät EW-74 

— Elektroden aus der einheimischen Pro¬ 
duktion, und zwar folgende Typen: 

• ESL-51g-04-Natriumelektrode 

• EM-Ca-Ol-Kalziumelektrode 

• EM-N 03 -Nitratelektrode in Funktio¬ 
nen bei der Paarung mit den Bezugs¬ 
elektroden EWL-1 M3. 

Außerdem wurden die Elektroden ESL- 
51-11 und ESRL-01 (mit der Chlorsilber- 
Bezugselektrode EWL-1 4M) eingesetzt. Sie 
waren für das Gerät 1-102 vorgesehen. 

Die Analysen wurden mit dem Ziel vorge¬ 
nommen, den Gehalt an Chlorid-, Kalzium- 
und Natrium-Ionen in den Abwässern für 
Bewässerungszwecke, in Grundwasserpro¬ 
ben und in den. Böden des betrieblichen 
Reinigungspunktes sowie in den Oberflä¬ 
chenquellen des betrieblichen Reinigungs¬ 
punktes der Orenburger Gaswerke zu be¬ 
stimmen. Eine Gegenüberstellung der Er¬ 
gebnisse dieser Ermittlungen hat ergeben, 
daß die potenziometrische Methode auch 


bei Meliorationserschließungsarbeiten An¬ 
wendung finden kann. 

Die Genauigkeit der ^Kennwerte der ermit¬ 
telten Konzentrationsgrade lag in den Gren¬ 
zen zwischen 3 und 6,8 Prozent, was bei 
einer Standardmöglichkeit der Elektroden 
von 5 bis 8 Prozent vollkommen akzeptabel 
ist. Für Kalziumionen erwies sich die Fest¬ 
stellung derartiger Abhängigkeiten als un¬ 
möglich. 

Im Ergebnis der massenweisen Bestim¬ 
mung der Wasserzusammensetzung des be¬ 
trieblichen Reinigungspunktes der Oren¬ 
burger Gaswerke wurde es möglich, einige 
Qualitätscharakteristika dieses Wassers zu 
ermitteln. 

Bemerkenswert ist, daß gerade in den Ab¬ 
wässern der Orenburger Gaswerke sowie 
auch in dem mit ihnen im Zusammenhang 
stehenden Grund- und Oberflächenwasser 
ein hoher Gehalt an aktiven Formen des 
Natriums und an Chloriden zu verzeichnen 
ist (der prozentuale Gehalt an aktivem Na¬ 
trium schwankt zwischen 40 und 80), wäh¬ 
rend der Gehalt an Kalzium sehr gering 
ist (14 bis 17 Prozent). Dieser Zusammen¬ 
hang kann in den Grundwasserproben, die 
von Abwässern völlig unabhängig sind, 
nicht festgestellt werden. 

Das Bewässerungswasser, in dem der Ge¬ 
halt an Natriumionen den Gehalt an Kal¬ 
ziumionen um das Doppelte und mehr 
übersteigt, ruft eine Versalzung der Böden 
hervor. Die Berechnungen werden in der 
Regel für die Gesamtkonzentrationen vor¬ 
genommen. Es wurde der Versuch unter¬ 
nommen, die Berechnungen auf der Grund¬ 
lage der aktiven lonenkonzentrationen vor¬ 
zunehmen. Abwässer mit einer derartigen 
chemischen Zusammensetzung, die für Be¬ 
wässerungszwecke eingesetzt werden, müs¬ 
sen im Laufe der Zeit zu einer fortschreiten- 
ten Versalzung der Böden führen. Zur Klä¬ 
rung der Auswirkung von Wasser mit einer 
unausgewogenen Ionenzusammensetzung 
auf den Boden wurde mit Hilfe der poten- 
ziometrischen Methode der Gehalt an akti¬ 
ven Natrium- und Kalziumionen im Boden 
bestimmt. 

Für die Böden der Bewässerungsfelder der 
Orenburger Gaswerke konnten nach sieben¬ 
jähriger Anwendung derartiger Abwässer 
ohne Melioration folgende wesentliche Ver¬ 
änderungen konstatiert werden: 

— Es zeigten sich bedeutende Dispergie¬ 
rungserscheinungen und Bodenverdich¬ 
tungen (die Volumenmasse erhöhte sich 
um 7 bis 10 Prozent). 

— Die Wasserdurchlässigkeit der Böden 
verringerte sich in der Ackerkrume um 
15 bis 16 Prozent. 

— Der Kennwert für die Natriumabsorp¬ 
tion erhöhte sich um das Doppelte. 

— Nach den Ergebnissen der Bodenanaly¬ 
sen kann eine fortschreitende Versalzung 
klar diagnostiziert werden. 

Die Bewässerung mit Abwässern mit einer 
nicht ausbilanzierten Kationenzusammen¬ 
setzung hat während der siebenjährigen Pe¬ 
riode zu einer relativen Akkumulation von 
Natrium- und Chloridionen in den oberen 
Bodenschichten geführt. Auf nicht bewäs¬ 
serten Flächen oder auf Flächen, die mit 
Wasser aus dem Ural-Fluß bewässert wor¬ 
den waren, sind derartige Veränderungen 
in den Böden nicht beobachtet worden. 


Die Systematisierung der gewonnenen Er¬ 
gebnisse (mehr als 900 Wasser- und Boden¬ 
analysen) hat ergeben, daß die Verwendung 
von Bewässerungswasser, in dem die Re- 
pNa 

lation ——— kleiner ist als 1 , zu einer Ver* 
pCa 

salzung der Böden führt. 

Durch den Einsatz der EM-NCVOl-ionen- 
selektiven Elektrode ist es möglich, mit 
einer bedeutenden Genauigkeit den Gehalt 
von Nitrat-Ionen im Wasser und in den 
Böden zu bestimmen. Die Bedeutung der 
Ermittlung dieser Größe ist besonders in 
der jüngsten Zeit — im Zusammenhang mit 
der Durchführung einer verschärften Kon¬ 
trolle der Verschmutzung des Grundwassers 
und der Böden beim Einsatz von kommu¬ 
nalen und anderen Abwässern sowie von 
Abwässern aus der Tierproduktion für Be¬ 
wässerungszwecke — stark angewachsen. 
Die Berechnung des Gehalts von Nitrat- 
Ionen in Wasserproben wird nach folgender 
Gleichung vorgenommen: 

N — NO 3 mg/1 = lO'P^Cb • 14 • 10 3 . 


Auf diese Weise ist es möglich, die poten¬ 
ziometrische Methode zur Bestimmung der 
Ionen bei Erkundungs- und Erschließungs¬ 
arbeiten anzuwenden. Ihre Anwendung ist 
wirtschaftlicher als die der herkömmlichen 
Methoden (für die Bestimmung eines Ions 
werden nicht mehr als 5 min benötigt), ob¬ 
wohl der gleiche Informationswert erhalten 
bleibt. Die Ermittlung der Abhängigkeit 
zwischen der chemischen Charakteristik des 
Wassers, den physikalischen, physikalisch¬ 
chemischen und chemischen Eigenschaften 
der Böden und den aktiven Konzentratio¬ 
nen bietet die Möglichkeiten 

— eine zuverlässige meliorative Charakte¬ 
ristik für alle Wasserarten zu erarbeiten 

— eine periodische Kontrolle der Qualität 
der unterschiedlichsten Wasserarten vor¬ 
zunehmen 

— die Versalzung der Böden zu prognosti¬ 
zieren. WWT 


Lieferbare Hefte der ‘ 

„Wasserwirtschaft — Wassertechnik“ 

Von folgenden mit einem X gekennzeichne¬ 
ten Ausgaben der „Wasserwirtschaft-Was¬ 
sertechnik“ sind noch einzelne Exemplare 
vorrätig und können bei Bedarf beim zu¬ 
ständigen Postzeitungsvertriebsamt oder 
direkt beim VEB Verlag für Bauwesen be¬ 
stellt werden. 
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Dokumentation 


Erhöhung der Biogasproduktion und Sicherung einer effektiven Verwertung 
des Biogases in der Wasserwirtschaft 
Barthlme, Brigitte. 

In: Wasserwirtsch.—Wasserteclinik. — Berlin 33 (1983) l\ S. 219 " 

Der Beitrag berichtet, ausgehend von den Beschlüssen des X. Parteitages 
sowie der Energieverordnung der DDR, über die Verpflichtung des Wirt¬ 
schaftszweiges Wasser zur Gewinnung und Verwertung von Biogas. Die dazu 
vom MfUW eingeleiteten Maßnahmen sowie die Hauptrichtungen zur Bio¬ 
gasverwertung und deren volkswirtschaftliche Einordnung werden genannt. 


Erfahrungen und Wege beim Einsatz von Wärmepumpen in wasserwirtschaft¬ 
lichen Anlagen 
Schalter, Roland 

In: Wasserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 221—222 

Der Einsatz von Wärmepumpen in wasserwirtschaftlichen Anlagen steigt stän¬ 
dig an. Der Beitrag soll die bisher gemachten Erfahrungen für die Bearbeitung 
künftiger Einsatzfälle nutzbar machen und Hinweise für die konkrete Vor¬ 
bereitung geben. 


Verflüssigen von Biogas — eine Möglichkeit zur Substitution von konventionel¬ 
len Kraftstoffen 

Bergmann, Dieter; Noack, Rainer 

In: Wasserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 223—225 

Die durch die Preisefitwicklung ausgelöste Suche nach Alternativkraftstoffen 
weist ein breites Spektrum auf. Für Entscheidungen im volkswirtschaftlichen 
Interesse ist es deshalb notwendig, vergleichbare und aussagefähige Größen 
wie Energie, Exergie und Aufwand für das betrachtete Energieumwandlungs¬ 
verfahren auszuweisen. Die Biogasverflüssigung weist nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand unter Berücksichtigung dieser Prämissen eine hoffnungsvolle 
Richtung. 


Gasmotoren zur Biogasverwertung auf Abwasserbehandlungsanlagen 
Bergmann, Dieter; Noack, Rainer 

In: Wasserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 227—229 

Die Biogasproduktion und der Wärmebedarf auf ABA haben unterschied¬ 
liche Jahresganglinien. Dieser Unterschied stellt spezielle Anforderungen an 
die Verwertungsstrategie für den Primärenergieträger Biogas. Einen Weg für 
eine ganzjährige Nutzung ist die Wärme-Kraft-Kopplung mittels Gasmotoren. 
Fragen zur Ökonomie, der Dimensionierung und des Standes der Realisie¬ 
rungsmöglichkeiten für Blockheizkraftwerke werden beantwortet. 


Sonnenkollektoranlagen zur Warm Wasserbereitstellung in der Wasserwirtschaft 
Elsner, Horst - Hoffmann, Lothar; Olzscha, Frank; Bachmann, Egon 
In: Wasserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 230—234 

Mit der geplanten Anlage soll innerhalb der Wasserwirtschaft eine Beispiel¬ 
anlage geschaffen werden, mit der Betriebserfahrungen gesammelt und ge¬ 
nauere betriebswirtschaftliche Untersuchungen durchgeführt werden können. 
Gleichzeitig soll die vorgestellte SKA Anregungen zur Errichtung von Klein- 
und Mittelanlagen in Eigenregie mit geringem Aufwand zur Nutzung von 
Solarenergie in wasserwirtschaftlichen Anlagen geben. 


Ökonomische Beurteilung von Maßnahmen zum Schutz und zur Sanierung 
der Gewässer 
Schweiger, Karl-Heinz 

In: W'asserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 243—246 

Zur nutzergerechten Wassergütebewirtschaftung und zur Intensivierung der 
wasserwirtschaftlichen Reproduktion in Flußgebieten ist sowohl die Kenntnis 
der ökonomischen Auswirkungen der Gewässerbeschaffenheit auf die unter¬ 
schiedlichen Nutzungsprozesse als auch des ökonomischen Aufwandes für die 
Schutz- und Sanierungsmaßnahmen bei Naturressourcen notwendig. Die 
gegenwärtig praktizierten Verfahren zum Nachweis der Effektivität genügen 
nur bedingt den Erfordernissen einer objektivierten Entscheidungsfindung. 
Aus der Analyse der in der Literatur beschriebenen Verfahren werden Erfor¬ 
dernisse zur höheren Aussagefähigkeit ökonomischer Beurteilungsverfahren bei 
wassergütewirtschaftlichen Maßnahmen abgeleitet. 


Wärmepumpen auf Abwasserbehandlungsanlagen 
Bergmann, Dieter; Worms, Harald 

In: Wasserwirtsch.—Wassertechnik. — Berlin 33 (1983) 7, S. 223—226 

Möglichkeiten der Nutzung der auf Abwasserbehandlungsanlagen vorliegenden 
Wärmequellen Abwasser und Faulschlamm mittels Wärmepumpen werden 
dargestellt. Dabei erweist sich die Einkopplung eines Zwischenkreislaufes und 
der Einsatz von Spiralwärmeübertragern beim Einsatz der zur Zeit verfüg¬ 
baren Kaltwassersätze als zweckmäßig. 
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Informationen 


Biogas ins Netz (BRD) 

Rund 5 Mill. m 3 Faulgas jährlich fallen in 
dem für rd. 800 000 Einwohnergleichwerte 
ausgelegten Gruppenklärwerk in Mön¬ 
chengladbach-Neuwerk an. Die Anlage be¬ 
nötigt zur Deckung des Eigenbedarfs da¬ 
von lediglich etwa 1,5 Mill. nrvVa. Seit rund 
einem Jahr wird bereits eine benachbarte 
Gärtnerei mit 500 000 m :1 jährlich belie¬ 
fert. 

Das bei der Abwasserbehandlung entste¬ 
hende Klärgas wird in Mönchengladbach- 
Neuwerk gereinigt, entfeuchtet und sein 
Gehalt an Kohlendioxid durch Auswaschen 
in Wasser unter Druck auf höchstens 
10 Prozent herabgesetzt. Die Anlage ist für 
einen Rohgasstrom von 160—400 m 3 stünd¬ 
lich ausgelegt und läßt sich dem schwan¬ 
kenden Gasanfall anpassen. Vom Dauer¬ 
betrieb der Anlage erwarten sich die Be¬ 
treiber vor allem die Produktion eines me¬ 
thanreichen Gases in Erdgasqualität. Das 
derzeit erzeugte Gas hat einen Gehalt an 
thermischer Energie von etwa 10 kW/m 3 . 
Für die Aufbereitung benötigt man 
0,3 kW/m 1 sowie eine relativ kleine Menge 
an Wasch- und Gaswasser. Damit ist auch 
unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
eine Aufbereitung zu befürworten. ZfK 

Isotopenreinigung 

von Abwasserschlamm (BRD) 

Der Schlamm von den Abwasserreinigungs¬ 
anlagen wird als Dünge- und Bodenver¬ 
besserungsmittel genutzt. Er enthält viele 
und wertvolle Stoffe für den Boden, aber 
sehr oft auch pathogene Mikroorganis¬ 
men, die eine ernsthafte Gefahr für die 
Gesundheit der Menschen darstellen. Eine 
moderne und wirksame Methode der Des¬ 
infektion des Schlammes ist die Wärme¬ 
behandlung durch die Isotopenbestrahlung 
in speziellen Anlagen im direkten Durch¬ 
laufverfahren. Eine solche Anlage ist z. B. 
in der Nähe von München aufgebaut. 
Als Bestrahlungsquelle wird Co-60 ge¬ 
nutzt, wobei auch die Möglichkeit des Ein¬ 
satzes von C.s-137 besteht. Der Einsatz von 
Cg-137 anstatt Co-60 hat den Vorteil, daß 
C.s-137 ständig bei den Kernreaktionen 
anfällt, während Co-60 in Reaktoren 
speziell hergestellt werden muß. Die 
Isotope sind in ein System einge¬ 
schlossen, das dreifach gegen radio¬ 
aktive Strahlung abgesichert ist. Das ganze 
System wird ständig auf die Ausstrahlung 
von Gamma- und Betastrahlung kontrol¬ 
liert. Bei einer Leistung von 145 m :i 
Schlamm/Tag (erreichte Kapazität im Jahre 


1978) erzielt die Anlage die Leistungen 
der konventionellen Wärmedesinfektions¬ 
anlagen. Der Vorteil liegt jedoch darin, 
daß eine Wärmequelle durch den Zerfall 
von radioaktiven Stoffen der Kernkraft¬ 
werke genutzt werden kann, die bis jetzt 
wenig genutzt wird. Auf diese Weise wer¬ 
den radioaktive Abfälle der Kernkraft¬ 
werke energiesparend und wirtschaftlich 
genutzt. Beim Desinfektionsvorgang ent¬ 
steht ein Brenngemisch, das zur Vorwär¬ 
mung des Schlammes genutzt werden 
kann. Weitere Vorteile des Verfahrens 
sind, daß sich keine schlechtriechenden 
Abgase bilden und daß im Schlamm keine 
Salmonellen verbleiben, die sonst bei je¬ 
dem biochemischen Verfahren nicht abge¬ 
tötet werden können. Voruntersuchungen 
zeigten, daß isotopengereinigter Abwasser¬ 
schlamm die gleiche Wirkung wie auf kon¬ 
ventionelle Art hergestellter aufweist. 

i WWT 


Die Erforschung der Effektivität der Erd¬ 
reinigung von Abwässern (USA) 

Im USA-Staat Colorado wurden im Verlauf 
von drei Jahren Versuche zur Erforschung 
der Effektivität der Reinigung von Abwäs¬ 
sern, die die Primär- oder die Sekundär¬ 
reinigung (oder eine Kombination beider) 
bereits durchlaufen hatten, bei deren 
Durchsickerung durch eine Erdschicht mit 
einer relativ hohen Wasserdurchlässigkeit 
durchgeführt. Diese Erdfilter wurden so an¬ 
gelegt, daß sich an der Oberfläche eine 
0,3 bis 0,9 m dicke Schicht, bestehend aus 
sandig-lehmig-schlammigen Bestandteilen, 
befand, die durch grobkörnigen Kies und 
Sand unterlagert war. Die anstehenden 
Gesteine lagen 2,4 bis 3,0 m tief, das 
Grundwasser zwischen 0,9 und 1,5 m. Die 
durchschnittliche jährliche Niederschlags¬ 
menge betrug 470 mm. 

Das System der Erdreinigung bestand aus 
drei Infiltrationsbecken mit einer Gesamt¬ 
fläche von 0,8 ha, die mit einem Damm 
aus lehmigen Materialien umfriedet wa¬ 
ren. Dieser Damm reichte in seiner Tiefe 
bis auf die anstehende Gesteinsschicht, um 
eine Einflußnahme des Grundwassers aus¬ 
zuschalten. Außerdem waren die Becken 
untereinander durch 0,8 m hohe Erdauf¬ 
schüttungen getrennt. Im zweiten Becken 
wurden insgesamt neun 0,46 m tiefe und 
85,4 m lange Furchen ausgehoben. Sie 
waren voneinander durch 1,02 m breite 
Zwischenstreifen getrennt. Für die Samm¬ 
lung des filtrierten Wassers wurde in einer 
Tiefe zwischen 2,4 und 3,0 m eine aus per¬ 
forierten PVC-Rohren mit einem Durch¬ 
messer von 18 cm bestehende Dränage ver¬ 
legt. Von dort gelangte das filtrierte Was¬ 
ser zunächst in einen Zwischenbrunnen, 
von dem sich in jedem der drei Bassins 
einer befand, und aus diesen Zwischen¬ 
brunnen schließlich wurde es in den zen¬ 
tralen Sammelbrunnen weitergeleitet. 

Während der ersten beiden Versuchsjahre 
wurden in alle drei Becken Abwässer ein¬ 
geleitet, die die Sekundärreinigung be¬ 
reits durchlaufen hatten. Die in das erste 
Bassin eingeleitete Abwasserschicht belief 
sich auf 30,5 m/a, die in das zweite Bassin 
eingeleitete auf 13 m/a und die für das 
dritte Becken auf 49 m/a. Während des 
dritten Versuchsjahres wurden Abwässer 


nach durchlaufener Primärreinigung in die 
Bassins eingeleitet, und zwar zu Schichten 
von 15,2-44,0 und 37,0 m/a entsprechend. 

Alle Bassins arbeiteten nach einem zykli¬ 
schen Regime: sechs Wochen Füllung mit 
einer anschließenden Füllungspause zwi¬ 
schen einer Woche (während der Sommer¬ 
monate) und vier Wochen (während der 
Wintermonate). 

Von dem gefilterten Wasser wurden Pro¬ 
ben nach 1, 4, 8, 12, 24, 36, 48 und 72 h 
nach der Abwassereinleitung in das Bek- 
ken entnommen. In diesen Zeitabständen 
wurden außerdem folgende Positionen ge¬ 
messen : 

— Verbrauch und Konzentration des im 
Wasser gelösten Sauerstoffs 

— Temperatur und Tiefe des Wassers 
jedem Bassin. 

Die entnommenen Proben wurden auf ih¬ 
ren Gehalt an Nitraten, Nitriten, Ammo¬ 
niakstickstoff, schwebenden Teilchen, Phos¬ 
phor, ihren pH-Wert, ihre basische Reak¬ 
tion, ihre Härte, ihre Färbung und Trü¬ 
bungen, ihren Gehalt an koliphormen Bak¬ 
terien usw. untersucht. 

Im Ergebnis der durchgeführten Versuche 
gelangte man zu folgenden Schlüssen: 

— Die erprobte Methode stellt ein ausrei¬ 
chend effektives Mittel für die Entfernung 
von organischen Bestandteilen, Stickstoff 
und Phosphor aus den Abwässern dar. 

— Die Entfernung der organischen Be¬ 
standteile aus Abwässern, die sowohl die 
Primär- als auch die Sekundärreinigung 
durchlaufen hatten, war recht bedeutend 
und ihrem Wesen nach einheitlich für die 
Abwässer beider Arten. 

— Die Effektivität der Entfernung des Stick¬ 
stoffs (der sich als Ergebnis des sich stän¬ 
dig vollziehenden Nitrifikationsprozesses 
in den Abwässern befindet) sinkt während 
der Wintermonate bei niedrigen Tempera¬ 
turen etwas ab, während sie im Sommer 
ansteigt (das ist ebenfalls zutreffend für 
beide Arten von Abwässern). 

— Die Effektivität der Entfernung des 
Phosphors erreicht — in Abhängigkeit von 
seiner anfänglichen Konzentration in den 
Abwässern — Werte zwischen 60 und 90 
Prozent. 

— Der Gehalt an koliphormen Bakterien 
lag in den filtrierten Abwässern über den 
Werten, die im Standard für die Wasser¬ 
qualität festgelegt sind. Es ist deshalb er¬ 
forderlich, daß Abwässer, die diese Erd¬ 
reinigung durchlaufen haben, nochmals 
einer nachfolgenden Desinfektion unterzo¬ 
gen werden müssen. 

Bei der Einleitung von Abwässern, die 
eine Primärreinigung durchlaufen hatten, 
in die Becken lag die Infiltration höher als 
bei der Einleitung von Abwässern nach 
durchlaufener Sekundärreinigung, ungeach¬ 
tet der Tatsache, daß in den ersteren ein 
höherer Gehalt an schwebenden Teilchen 
zu verzeichnen war. Das erklärt sich da¬ 
durch, daß die schwebenden Teilchen in 
den Abwässern, die die Primärreinigung 
durchlaufen haben, größer sind. Wenn 
diese dann auf der Bodenoberfläche ver¬ 
bleiben, zerfallen sie schnell, ohne tiefer 
in das Erdreich einzudringen und dort eine 
Verschlämmung (Verdichtung) hervorzuru¬ 
fen. WWT 
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